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In	 regelmässigen	 Abständen	 ziehen	 Kriege	 Regionen,	 Länder	 und	 ganze	 Kontinente	 in	
Mitleidenschaft.	 Der	 Irakkrieg	 (2003-2011),	 die	 Jugoslawienkriege	 (1991-2001),	 der	 Vietnamkrieg	
(1957-1975)	und	der	Zweite	Weltkrieg	(1939-1945)	sind	nur	wenige	Beispiele	für	Konflikte,	in	denen	




etwa	 der	 Sturz	 von	 Regierungen,	 unzählige	 Tote	 und	 Verletzte,	 traumatisierte	 Menschen,	 das	
Ausbeuten	von	Ressourcen,	zerstörte	Kulturdenkmäler	und	Flüchtlinge.1	
	 Die	Friedensbewegung	setzt	sich	dafür	ein,	dass	Konflikte	auf	friedliche	Weise	gelöst	werden.	Ihre	




in	 der	 Schweiz,	 wo	 der	 „Schweizerische	 Friedensverein“	 (SFV)	 vor	 Kriegsausbruch	 die	 grösste	
pazifistische	 Organisation	 war.	 Im	 Mai	 1915	 benannte	 er	 sich	 in	 „Schweizerische	 Friedens-





„Il	 faut	 un	 pacifisme	 non	 pas	 moins	 idéaliste	 car	 c’est	 l’idée	 qui	 fait	 la	 force	 de	 ce	





Der	 Ausschnitt	 aus	 der	 Rede	 von	 Butticaz	 ist	 bezeichnend	 für	 die	 Situation	 der	 SFG	während	 des	
Ersten	 Weltkrieges:	 Vor	 allem	 zu	 Beginn	 wurde	 sie	 verdächtigt,	 unpatriotisch	 zu	 sein,	 weil	 der	
Pazifismus	 die	 Landesverteidigung	 schwäche.5	 Jedoch	 gehörten	 der	 SFG	 vor	 dem	 Ersten	Weltkrieg	
keine	 Mitglieder	 an,	 welche	 die	 Legitimität	 des	 Verteidigungskrieges	 ablehnten.6	 An	 der	
Befürwortung	der	Landesverteidigung	hielt	die	SFG	während	der	ganzen	Dauer	des	Krieges	fest,	erst	
ab	Mitte	1916	stellten	einzelne	Mitglieder	auch	den	Defensivkrieg	 in	Frage.	Wegen	den	erwähnten	











sollten	 mit	 diesem	 Vorgehen	 neue	 Mitglieder	 für	 die	 SFG	 gewonnen	 werden,	 die	 während	 des	
Krieges	von	neuen	pazifistischen	Organisationen	Konkurrenz	erhielt.	
	 Der	 Erste	 Weltkrieg	 bedeutete	 für	 die	 Friedensbewegung	 eine	 äusserst	 einschneidende	
Erfahrung.7	 Das	 industrielle	 Ausmass	 des	 Mordens,	 das	 massgeblich	 durch	 die	 effizientere	
Waffentechnik	ermöglicht	wurde,	 liess	bei	vielen	PazifistInnen	Zweifel	an	 ihrem	Fortschrittsglauben	
aufkommen,	 demgemäss	 Kriege	 aufgrund	 der	 zunehmenden	 internationalen	 Verflechtungen	 und	
wirtschaftlichen	Zusammenarbeit	bald	eine	Sache	der	Vergangenheit	sein	würden.	Eine	Folge	davon	
war	 das	 Entstehen	 von	 neuen	 pazifistischen	 Organisationen,	 die	 neben	 dem	 Programm	 des	
Vorkriegspazifismus	 neue	 Perspektiven	 aufzeigen	 wollten.8	 Der	 Wandel	 des	 Friedensdiskurses	
innerhalb	der	 Friedensbewegung,	 der	 immer	 vorhanden	war,	 aber	 durch	den	Ausbruch	des	 Ersten	
Weltkrieges	intensiviert	wurde,	ist	Teil	der	Fragestellung	dieser	Studie.	
	 Die	Frage,	ob	die	Ideen	des	Vorkriegspazifismus	für	die	Konfliktschlichtung	zwischen	Staaten	noch	
geeignet	 seien	 oder	 ob	 der	 Ausbruch	 des	 Weltkrieges	 nicht	 vielmehr	 die	 Widerlegung	 der	
pazifistischen	 Theorien	 bedeute,	 war	 aber	 keinesfalls	 die	 einzige	 Auseinandersetzung,	 welche	 die	
Friedensbewegung	 während	 des	 Krieges	 prägte.	 Das	 weltweite	 Ausmass	 der	 kriegerischen	
Auseinandersetzungen	 brachte	 die	 PazifistInnen	 stärker	 denn	 je	 in	 einen	 Konflikt	 zwischen	 ihrer	
internationalen	Gesinnung	und	den	Verpflichtungen	gegenüber	ihrer	Nation	–	für	die	Männer	z.	B.	in	
Form	des	 zu	 leistenden	Militärdienstes.	Dieser	 führte	 zu	Meinungsverschiedenheiten	 innerhalb	der	
Friedensbewegung	 und	 viele	 PazifistInnen	 versuchten	 ihm	 durch	 die	 Emigration	 in	 die	 Schweiz	 zu	
begegnen.	Als	nicht	unmittelbar	an	den	militärischen	Auseinandersetzungen	beteiligtes	Land,	diente	
die	 Schweiz	Menschen,	welche	die	dominanten	 „Kriegskulturen“	 ablehnten,	 als	 internationaler	Ort	
der	Zuflucht.9	Doch	blieb	das	Land	von	den	Auswirkungen	des	Weltkrieges,	etwa	in	wirtschaftlicher	
Hinsicht	oder	als	wichtigstes	 „Aufmarschgebiet	 für	die	Propaganda“10,	 alles	andere	als	 verschont.11	
Ausserdem	war	die	Deutschschweiz	kulturell	und	wirtschaftlich	eng	mit	dem	Deutschen	Kaiserreich	
verbunden,	während	die	 lateinische	Schweiz	stark	mit	der	Entente	sympathisierte.	Dieser	auch	 	als	
„Graben“	bzw.	 "fossé"	 bezeichnete	 	 Konflikt	 führte	 in	 einigen	Bereichen	 zu	 grösseren	 Spannungen	
zwischen	 den	 Sprachregionen,	 während	 er	 in	 anderen	 weniger	 Auswirkungen	 hatte.12	 Weil	 die	
Schweiz	 also	 keinesfalls	 von	 den	 Auswirkungen	 des	 Krieges	 verschont	 blieb,	 ist	 auch	 die	 in	 der	
Literatur	oft	verwendete	Metapher	der	„Schweiz	als	Insel“	äusserst	problematisch.13	
	 In	 der	 Historiographie	 zur	 Schweiz	 während	 des	 Ersten	 Weltkrieges	 haben	 lange	 militärische	
sowie	 wirtschafts-	 und	 sozialpolitische	 Themen	 dominiert.14	 Auch	 wenn	 mittlerweile	 zahlreiche	
weitere	 Ergebnisse	 hinzukamen,	 ist	 dieser	 bisherige	 thematische	 Schwerpunkt	 in	 der	 heutigen	
Forschung	 weiterhin	 gut	 vertreten.15	 Mit	 der	 vorligenden	 Publikation	 soll	 ein	 neuer	 Beitrag	 zur	
historischen	 Friedensforschung	 geleistet	 werden.	 Sie	 bringt	 also	 eine	 weitere,	 bisher	 wenig	
beachtete	 Perspektive	 ein.	 Das	 um	 die	 Themen	 Frieden	 und	 Krieg,	 Gewalt	 und	 Gewaltlosigkeit	
kreisende	 Forschungsfeld	 befasst	 sich	 mit	 den	 Ursachen,	 Bedingungen	 und	 Möglichkeiten	
historischer	Formen	des	Friedens	und	der	Gewalt.16	
	 Nachfolgend	wird	auf	die	bisher	zum	Thema	erschienen	Beiträge	eingegangen,	die	Fragestellung	


















machen	 auch	 Konrad	 Kuhn	 und	 Béatrice	 Ziegler	 in	 ihrem	 Sammelband	 aufmerksam,	 der	 den	 Titel	
„Der	 vergessene	 Krieg“	 trägt.18	 Doch	 auch	 in	 der	 jüngsten	 Publikationsflut	 im	 Rahmen	 des	 „100-
jährigen	 Jubiläums“	 des	 Ersten	Weltkrieges	 ist	 über	 die	 SFG	 bisher	 nichts	 geschrieben	worden.	 Zu	
verschiedenen	Friedensthemen	 in	der	Schweiz	 sind	dagegen	einige	Forschungsbeiträge	erschienen.	
Georg	 Kreis	 stellt	 in	 seiner	 Publikation	 „Insel	 der	 unsicheren	 Geborgenheit“	 pazifistisches	
Gedankengut	 in	 den	 Soldatenbünden	 und	 bei	 den	 Dienstverweigerern	 fest.	 Diese	 hätten	 den	
Dienstbetrieb	 als	 sinnlos,	 entwürdigend	 und	 schikanös	 empfunden,	 weil	 er	 u.	 a.	 gesellschaftliche	
Klassengegensätze	 reproduziere.19	 Carlo	 Moos	 diskutiert	 in	 seinem	 Beitrag	 „Schweizer	
Neutralität(en)	zur	Zeit	des	Ersten	Weltkrieges“,	wie	sich	die	Schweizer	Regierung	zu	Friedensfragen	
während	 des	 Krieges	 äusserte.20	 Diese	 Stellungnahmen	 fielen	 ihm	 zufolge	 sehr	 zurückhaltend	 aus,	
obwohl	 die	 „Grimm-Hoffmann-Unternehmung“	 im	 Frühling	 1917,	 bei	 welcher	 der	 sozial-
demokratische	 Nationalrat	 und	 der	 Chef	 des	 Eidgenössischen	 Politischen	 Departements	 (EPD)	 auf	
einen	 Separatfrieden	 zwischen	 Deutschland	 und	 Russland	 hinwirkten,	 gegenüber	 der	 üblichen	
Vorsicht	in	bemerkenswertem	Kontrast	stehe.21	
	 Die	 Schweiz	 als	 internationaler	 Ort	 der	 Zuflucht	 für	 PazifistInnen	 ist	 Gegenstand	 mehrerer	
Forschungsbeiträge:	Alain	Clavien	streicht	in	„Schweizer	Intellektuelle	und	der	Grosse	Krieg“	hervor,	
dass	 sich	diesbezüglich	Genf,	Zürich	und	der	Monte	Verità	 in	der	Nähe	von	Ascona	zu	Zentren	des	
Pazifismus	und	Antimilitarismus	 entwickelten.22	Diese	beiden	 Themen	 fanden	 in	 einer	Vielzahl	 von	
Zeitschriften	 ihren	 Niederschlag,	 in	 denen	 sich	 Schweizer	 und	 Exildeutsche	 und	 -franzosen	
gemeinsam	 zu	 Wort	 meldeten.	 Wie	 Ernst	 Piper	 in	 seinem	 Buch	 „Nacht	 über	 Europa“	 ausführt,	
befruchtete	die	 in	der	Schweiz	von	EmigrantInnen	aufgebaute	pazifistische	Gegenkultur	das	hiesige	
Kulturleben,	 indem	 sie	 neue	 Kunstformen	 wie	 etwa	 den	 „Dadaismus“	 in	 Zürich	 entstehen	 liess.23	
Alexandre	 Elsig	 stellt	 in	 seinem	 Beitrag	 „Zwischen	 Zwietracht	 und	 Eintracht“	 fest,	 dass	 die	
kriegführenden	Mächte	die	pazifistischen	Milieus	ihrer	militärischen	Gegner	in	der	Schweiz	finanziell	
unterstützten,	damit	diese	 ihr	„defätistisches	Potenzial“	 im	Sinne	eines	Aufrufs	zur	Abkehr	von	der	








der	 schweizerischen	 Sozialdemokratie	 mit	 der	 Friedensfrage	 ist	 lange	 ein	 Forschungsdesiderat	
geblieben.	2015	erschien	ein	von	Bernard	Degen	und	Julia	Richers	herausgegebener	Sammelband	zu	



















in	 Bern	 verfolgte	 Politik	 in	 erster	 Linie	 durch	 Passivität	 auszeichnete,	 weil	 es	 durch	 die	
Meinungsverschiedenheiten	 keine	 einheitliche	 politische	 Linie	 vertreten	 konnte.29	 Verdiana	 Grossi	
und	 Marius	 Michaud	 deuten	 in	 ihren	 kurzen	 Beiträgen	 darauf	 hin,	 dass	 der	 in	 der	 Einleitung	




Ersten	Weltkrieges	 leistete	Markus	Mattmüller	 in	 einem	Unterkapitel	 seiner	 Studie	 von	 1968	über	
„Leonhard	Ragaz	und	der	 religiöse	Sozialismus“.31	Rolf	 Soiron	 schreibt	 in	 seiner	1973	erschienenen	
Dissertation	 „Der	 Beitrag	 	 der	 Schweizer	 Aussenpolitik	 zum	 Problem	 der	 Friedensorganisation	 am	
Ende	 des	 Ersten	 Weltkrieges“,	 die	 SFG	 habe	 den	 Bundesrat	 während	 des	 Krieges	 zu	
Friedensvermittlungen	 aufgefordert.32	 Weitere	 Beiträge	 streifen	 die	 SFG	 nur	 ganz	 am	 Rande	 im	
Rahmen	der	Diskussionen	um	den	Beitritt	der	Schweiz	zum	Völkerbund.33	Sowohl	William	E.	Rappard	
als	auch	Sergio	Stupan	verorten	die	SFG	 im	 freimaurerischen	Milieu.34	 Im	Gegensatz	 zur	Forschung	
über	 die	 SFG	 während	 des	 Ersten	 Weltkrieges	 sind	 ihre	 Aktivitäten	 vor	 1914	 durch	 die	
Lizentiatsarbeit35	und	die	Dissertation36	von	Urs	Zwahlen	sowie	eine	Studie	zu	La	Chaux-de-Fonds37	
von	Christophe	Stawarz	ausgezeichnet	dokumentiert.38	In	der	im	Neuenburger	Jura	gelegenen	Stadt	
war	 die	 stark	 auslandsabhängige	 Uhrenindustrie	 dominant,	 die	 nach	 Stawarz	 seismographisch	 auf	
Schwankungen	 des	 Weltmarktes	 reagierte.	 Weil	 jede	 Gefährdung	 des	 Weltfriedens	 auch	 eine	
Gefährdung	 der	 ökonomischen	 Existenz	 darstellte,	 war	 das	 Bewusstsein	 für	 den	 Frieden	 in	 dieser	
Stadt	besonders	gross.	Folglich	war	dort	eine	der	mitgliederstärksten	Sektionen	der	SFG	aktiv.39	
	 Viel	 grössere	 Beachtung	 in	 der	 Forschung	 zum	 Ersten	Weltkrieg	 erhielt	 die	 Friedensbewegung	
ausserhalb	der	Schweiz,	wobei	hier	die	wichtigsten	AutorInnen	und	 ihre	Publikationen	nachfolgend	
erwähnt	seien.	Karl	Holl	gilt	wegen	seinen	zahlreichen	Beiträgen	zum	Pazifismus	 in	Deutschland	als	
„Nestor	 der	 deutschen	 Friedensforschung“.40	 Zu	 den	 für	 die	 vorliegende	 Publikation	 relevanten	
Beiträgen	von	ihm	gehören	„Pazifismus	in	Deutschland“41,	„Ludwig	Quidde	(1858-1941)“42	und	„Die	
Friedensbewegung“43.	 Er	 vertritt	 die	 These,	 dass	 die	 Friedensbewegung	 nach	 anfänglicher	
Zurückhaltung	unmittelbar	beim	Kriegsausbruch	ihre	Arbeit	für	den	Frieden	wieder	aufnahm	und	sich	
in	 den	 folgenden	Monaten	 neue	 pazifistische	Organisationen	 formierten.	Neben	 Karl	 Holl	 sind	 vor	





















deutschen	 PazifistInnen	 geäusserten	 Angriffe	 gegen	 die	 deutsche	 Regierung	 zu	 Konflikten	mit	 den	
Schweizer	Behörden,	die	auf	strikte	Neutralität	bedacht	waren.	Wichtige	Quellen	zum	Pazifismus	in	
Deutschland	während	 des	 Ersten	Weltkrieges	 lassen	 sich	 in	 „Frieden	 und	 Friedensbemühungen	 in	
Deutschland	1892-1992“46	finden.	Zu	den	älteren	Forschungsbeiträgen	gehört	das	Buch	von	Wilfried	
Eisenbeiss	„Die	bürgerliche	Friedensbewegung	in	Deutschland	während	des	Ersten	Weltkrieges“47.	Er	





aufgebauten	 Studie	 untersucht	 sie	 u.	 a.	 die	 Einstellung	 der	 französischen	 Frontsoldaten	 zum	
Friedensthema.	Dabei	zeigt	sie	auf,	dass	sich	in	ihren	Briefen	Worte	des	Protests	gegen	den	Krieg	und	
Friedenssehnsüchte	 jeweils	 dann	mehrten,	wenn	 sie	 sich	militärisch	 in	 der	Defensive	 befanden.	 In	
einer	Zeit	des	militärischen	Vorteils	und	der	Offensive	hingegen	wichen	diese	oft	wiederum	einem	
kämpferischen	Diskurs.	Yves	Santamaria	zeigt	in	seinem	Beitrag	„Le	pacifisme,	une	passion	française“	
auf,	 dass	 der	 von	 der	 Regierung	 verfolgte	 Kriegskurs	 von	 den	 französischen	 SozialistInnen	
mehrheitlich	 unterstützt	 wurde.49	 Auf	 der	 Zimmerwalder	 Friedenskonferenz	 von	 1915	 waren	 sie	
deshalb	 mit	 Alphonse	 Merrheim	 und	 Albert	 Bourderon	 nur	 schwach	 vertreten.	 Die	 Beziehungen	
zwischen	Romain	Rolland	und	der	Schweiz	beleuchten	zahlreiche	Aufsätze	im	Sammelband	„Romain	
Rolland	et	la	Suisse“50.	
	 Wilhelmus	 Hubertus	 van	 der	 Linden	 untersucht	 in	 seiner	 2006	 erschienenen	 Publikation	 „The	
international	 peace	movement	 during	 the	 First	World	War“,	welche	 Friedensbemühungen	 vom	 im	
Oktober	1914	gegründeten	niederländischen	Anti-Oorlog	Raad	(Anti-Kriegs-Rat)	und	der	von	seinem	
Präsidenten	 Benjamin	 de	 Jong	 van	 Beek	 en	 Donk	 geleiteten	 „Zentralorganisation	 für	 einen	
dauerhaften	Frieden“	ausgingen.51	Bei	seiner	Analyse	geht	er	 teilweise	auch	auf	die	schweizerische	
Friedensbewegung	ein	und	 streift	dabei	 vor	 allem	eine	Sektion	der	 SFG:	 Ihm	zufolge	habe	 sich	die	
Genfer	 Sektion	 gegen	 die	 Vermittlungsaktionen	 der	 „Zentralorganisation	 für	 einen	 dauerhaften	
Frieden“	ausgesprochen.52	Van	der	Linden	gibt	jedoch	an,	dass	er	keine	Ausgabe	der	von	der	Genfer	
Sektion	der	SFG	herausgegebenen	welschen	Vereinszeitschrift	La	Paix	während	des	Krieges	gefunden	
habe.53	 In	 der	 vorliegenden	 Publikation	 wurden	 diese	 berücksichtigt,	 sie	 können	 in	 der	 Schweizer	
Nationalbibliothek	in	Bern	eingesehen	werden.	
	 Für	 die	 Friedensbewegung	 in	Grossbritannien	 gilt	weiterhin	 „Pacifism	 in	Britain	 1914-1945:	 The	
defining	 of	 a	 faith“	 von	Martin	 Ceadel	 als	 wichtiges	 Referenzwerk.54	 Ihm	 zufolge	 sei	 die	 bisherige	
Peace	 Society	 nach	 Kriegsausbruch	 weitgehend	 inaktiv	 geblieben,	 währenddem	 mit	 der	Union	 of	
Democratic	 Control,	 der	 No-Conscription	 Fellowship	 und	 der	 Fellowship	 of	 Reconciliation	 neue	
pazifistische	Organisationen	entstanden	seien.	
	 Der	 Überblick	 zur	 Friedensbewegung	 ausserhalb	 der	 Schweiz	macht	 deutlich,	 dass	 es	 bezüglich	
des	 Entstehens	 neuer	 pazifistischer	 Organisationen	 nach	 Kriegsausbruch	 in	 Deutschland,	 den	






















untergeordneten	 Fragestellungen.	 Die	 erste	 geht	 der	 Frage	 nach,	wie	 sich	 der	 Friedensdiskurs	 der	
SFG	 während	 des	 Ersten	 Weltkrieges	 veränderte	 und	 wie	 deren	 Mitglieder	 auf	 die	 Heraus-
forderungen	der	Zeit	reagierten.	Zweitens	werden	Verdiana	Grossis	und	Marius	Michauds	erwähnte	
Thesen	über	die	Existenz	eines	Grabens	zwischen	deutschsprachigen	und	welschen	Sektionen	in	der	
SFG	 aufgegriffen	 und	 analysiert,	 wie	 dieser	 den	 Friedensdiskurs	 beeinflusste.55	 Insofern	 soll	
untersucht	 werden,	 wie	 sich	 die	 in	 der	 Einleitung	 beschriebenen	 divergierenden	 Sympathien	









• Wie	 äusserten	 sich	 die	 Mitglieder	 der	 SFG	 zu	 Vermittlungsversuchen	 und	
Friedensaufrufen	 von	 pazifistischen	 Vereinen,	 Politikern	 und	 Personen	 des	
öffentlichen	Lebens?	





















die	 für	 das	 Buch	 relevanten	 Archive	 und	 Bibliotheken	 in	 der	 ganzen	 Schweiz	 verteilt	 sind	 (vgl.	
Bibliografie).	Der	umfangreichste	Quellenbestand	befindet	sich	im	Archiv	der	Vereinten	Nationen	in	
Genf,	 wo	 in	 den	 Beständen	 des	 IFB	 die	 Korrespondenzen	 und	 Protokolle	 der	 internationalen	




Zürich;	 in	 den	 Stadtarchiven	 Luzern	 und	 Schaffhausen	 sowie	 der	 der	 Schweizerischen	 National-
bibliothek,	 der	 Stadtbibliothek	 La	 Chaux-de-Fonds	 und	 der	 Zentralbibliothek	 Zürich	 ausfindig	
gemacht.	Der	Nachlass	von	Otfried	Nippold,	der	als	führender	Völkerrechtler	die	Ausarbeitung	einer	
dauerhaften	 Friedensordnung	während	 des	Weltkrieges	massgebend	mitgeprägt	 hat,	 lagert	 in	 der	
Berner	Burgerbibliothek.	Allein	die	hier	erwähnten	archivalischen	Quellen	belaufen	sich	auf	ungefähr	
2‘900	Blatt	Papier.	
	 Eine	 der	 wichtigsten	 Quellen	 besteht	 in	 der	monatlich	 erschienenen	 Vereinszeitschrift	 der	 SFG	
„Der	 Friede“56.	Das	Vereinsorgan	der	welschen	 Sektionen	der	 SFG	La	Paix57	 erschien	 aufgrund	 von	




Für	 die	 Friedensbewegung	 ausserhalb	 der	 Schweiz	 ist	 insbesondere	 das	 Organ	 der	 französischen	
Vereinigung	 La	 Paix	 par	 le	 Droit60	 zu	 nennen.	 Zu	 den	wichtigsten	 im	 Exil	 erschienen	 pazifistischen	
Zeitschriften	 gehören	 die	 von	 Alfred	 H.	 Fried	 ab	 1915	 in	 der	 Schweiz	 herausgegebene	 „Friedens-
Warte“61	und	die	deutsche	Oppositionszeitung	„Die	Freie	Zeitung“62.	
	 Neben	 den	 pazifistischen	 Zeitschriften	 bilden	 Zeitungen	 eine	 wichtige	 Quellenbasis.	 Vor	 allem	
Zeitungen	mit	internationaler	Ausstrahlung	wie	die	„Neue	Zürcher	Zeitung“	(NZZ)	und	das	Journal	de	
Genève	 avancierten	 zu	 regelrechten	 Plattformen	 für	 PazifistInnen,	 in	 denen	 Kriegsursachen	 und	
Friedensmöglichkeiten	kontrovers	diskutiert	wurden.63	Die	umfangreichste	digitale	Quellensammlung	
zur	 schweizerischen	 Aussenpolitik	 ist	 die	 Online-Datenbank	 Dodis	 (www.dodis.ch)	 der	 Forschungs-
stelle	 „Diplomatische	 Dokumente	 der	 Schweiz“	 (DDS).	 Die	 Studie	 stützt	 sich	 ausserdem	 auf	 von	





57		 Vgl.	La	Paix	(par	 le	Droit	et	 l’Arbitrage).	Organe	des	sections	romandes	de	la	Société	suisse	de	la	Paix.	[Im	
Folgenden:	LP]	











Für	 das	 Verständnis	 der	 in	 dieser	 Publikation	 verwendeten	 Begriffe	 sind	 an	 dieser	 Stelle	 einige	
terminologische	Präzisierungen	angebracht.	 Im	 	 Folgenden	wird	 jeweils	eine	Definition	geliefert,	 in	
welchem	Sinne	sie	hier	verwendet	werden.	Eine	Klärung	der	Begrifflichkeiten	 ist	vor	allem	deshalb	
wichtig,	weil	die	bisherige	Debatte	um	den	Pazifismus	nicht	nur	zur	Entwicklung	unterschiedlichster	
Positionen	 und	 Unterpositionen,	 sondern	 auch	 zu	 einer	 Vielzahl	 an	 terminologischen	
Differenzierungen	geführt	hat,	die	nicht	selten	uneinheitliche	Verwendung	finden.66	
	 Als	 „Friedensbewegung“	 wird	 die	 Gesamtheit	 der	 organisierten	 Friedensbestrebungen	
bezeichnet,	 die	 historisch	 mit	 der	 bürgerlich-liberalen	 Emanzipationsbewegung	 seit	 dem	
ausgehenden	18.	und	dem	anbrechenden	19.	Jahrhundert	im	Zusammenhang	stehen.	Dazu	gehören	
etwa	die	von	religiösen	Minderheiten	christlichen	Glaubens	(vor	allem	von	Quäkern)	ausgearbeiteten	
Friedensentwürfe	 und	 insbesondere	 die	 Bildung	 nationaler	 Friedensvereinigungen	 sowie	 die	
Veranstaltung	 von	 internationalen	 Friedenskongressen	 (1843	 in	 London,	 1848	 in	 Brüssel,	 1849	 in	
Paris,	1850	in	Frankfurt	am	Main)	seit	dem	Ende	der	Napoleonischen	Kriege.67	





ein	 Verständnis	 von	 Pazifismus	 als	 „das	 Prinzip	 absoluter	 Gewaltlosigkeit	 mit	 der	 Verurteilung	
jedweden	 Krieges,	 auch	 des	 Verteidigungskriegs.“69	 Ein	 solches	 Verständnis	 des	 Begriffs	 ist	 aber	
insofern	 absurd,	 als	 dass	 die	 den	 nationalen	 Verteidigungskrieg	 in	 der	 Regel	 bejahenden	
ExponentInnen	 der	 Friedensbewegung	 vor	 und	 teilweise	während	 des	 Ersten	Weltkrieges,	 die	 den	
Ausdruck	 „Pazifismus“	 geprägt	 und	 verbreitet	 haben,	 ihn	 für	 sich	 selbst	 nicht	 reklamiert	 haben	
dürften.70	 Um	 diese	 Unzulänglichkeiten	 zu	 vermeiden,	 nehme	 ich	 –	 angelehnt	 an	 Urs	 Zwahlen	 –	
folgende	 Begriffsdefinition	 vor:	 „Pazifismus“	 ist	 für	 mich	 die	 Bezeichnung	 für	 sämtliches	 aus	
prinzipiellem	 Engagement	 für	 den	 Frieden	 erwachsende	 theoretische	 Bemühen	 und	 praktische	
Handeln.71	„Organisierter	Pazifismus“	wird	nach	dieser	Definition	wie	bei	den	Studien	von	Karl	Holl	
und	 Urs	 Zwahlen	 als	 Synonym	 für	 „Friedensbewegung“	 verwendet.	 Pazifismus	 im	 Sinne	 von	
Dienstverweigerung	und	absolutem	Gewaltverzicht	wird	als	„radikaler“,	„integraler“	oder	„absoluter“	
Pazifismus	 bezeichnet;	 während	 "gemässigt"	 diejenige	 Form	 von	 Pazifismus	 meint,	 welche	 die	
Legitimität	des	Defensivkrieges	nicht	bestreitet.72	
	 Im	 Kontext	 des	 Ersten	 Weltkrieges	 wirft	 die	 Verwendung	 der	 wegen	 ihrer	 Vielschichtigkeit	
ohnehin	 schwierig	 zu	 definierenden	 Begriffe	 „organisierter	 Pazifismus“	 bzw.	 „Friedensbewegung“	
weitere	Fragen	auf.	Wie	die	Ausführungen	im	Hauptteil	der	Studie	zeigen,	schlugen	die	PazifistInnen	
nach	Kriegsausbruch	sehr	unterschiedliche	Richtungen	ein.	Als	Folge	dieses	Ereignisses	kam	es	in	der	
Friedensbewegung	 zu	 kontrovers	 geführten	 Debatten	 und	 der	 Begriff	 „Pazifismus“	 gewann	 unter	
diesen	 Umständen	 an	 Komplexität.	 Zu	 Beginn	 des	 20.	 Jahrhunderts	 bestand	 das	 Anliegen	 der	
PazifistInnen	 mehrheitlich	 nicht	 in	 der	 kategorischen	 Ablehnung	 von	 Gewalt,	 sondern	 in	 der	
Forderung	 nach	 der	 Etablierung	 von	 Institutionen	 und	 Mechanismen	 der	 internationalen	
Beziehungen,	die	zu	einer	dauerhaften	Überwindung	des	Krieges	führen	würden.73	Auf	dem	Weg	bis	











ausgeschlossen	 werden.74	 Diese	 Haltung	 wird	 als	 konditionaler	 Pazifismus	 bezeichnet.75	 Als	
Gegenposition	 dazu	 postuliert	 ein	 kategorischer	 Pazifismus,	 dass	 die	 Anwendung	 kriegerischer	
Gewalt	zur	Konfliktlösung	unter	keinen	Umständen	legitim	sei.76	Die	oben	gegebene	Definition	folgt	
also	einer	Begrifflichkeit,	die	Formen	des	konditionalen	Pazifismus	miteinschliesst.	Sie	folgt	in	diesem	
Sinn	 einem	 Aufbau,	 welcher	 die	 Entstehung	 der	 Friedensbewegung	 im	 19.	 Jahrhundert	 als	
Ausgangspunkt	 der	Analyse	 nimmt,	welche	 –	wie	 in	 der	 Schweiz	 die	 SFG	–	 den	Verteidigungskrieg	
grundsätzlich	 als	 legitim	 erachtete.	 Folglich	 besteht	mit	 Blick	 auf	 diesen	Hintergrund	 eine	 zentrale	





Angesichts	 der	 Tatsache,	 dass	 es	 bisher	 nur	 wenige	 Forschungsergebnisse	 zur	 SFG	 während	 des	
Ersten	 Weltkrieges	 gibt,	 stellt	 diese	 Studie	 die	 Quellenanalyse	 ins	 Zentrum.	 Ergänzend	 zu	 den	
Primärquellen	 stützt	 sie	 sich	 auf	 wissenschaftliche	 Sekundärliteratur.	 In	 einer	 Literaturanalyse	
werden	die	bisher	erschienenen	Forschungsergebnisse	untersucht,	kritisch	betrachtet	und	mit	Blick	
auf	 die	 Fragestellung	hin	 ausgewertet.	Der	Wandel	 des	 Friedensdiskurses	wird	 ausgehend	 von	der	
Entstehung	der	 Friedensbewegung	 im	Kontext	 der	 bürgerlich-liberalen	 Emanzipationsbewegung	 im	
19.	 Jahrhundert	 für	 die	 Zeitspanne	 zwischen	 der	 Julikrise	 1914	 und	 dem	 Waffenstillstand	 von	
Compiègne	im	November	1918	untersucht.	Die	Studie	verzichtet	auf	eine	detaillierte	Analyse	bis	zur	
Friedenskonferenz	 von	 Versailles	 und	 der	 Gründung	 des	 Völkerbundes	 1919/1920,	 weil	 dies	 den	
Rahmen	einer	Masterarbeit,	auf	der	diese	Publikation	fusst,	sprengen	würde.	Für	die	Zeit	nach	dem	
Ersten	Weltkrieg	fasst	ein	Ausblick	die	weiteren	Entwicklungen	am	Schluss	zusammen.	
	 Die	 Analyseebenen	 werden	 in	 diesem	 Buch	 bewusst	 variiert.	 Neben	 Ausführungen	 auf	
Makroebene	zu	den	 internationalen	Beziehungen	und	den	allgemeinen	Friedensdiskussionen	in	der	




und	 ihre	 Verflechtungen	mit	 anderen	 pazifistischen	Organisationen	 auf	 nationaler	 Ebene,	 sondern	
auch	ihre	Einbettung	in	die	Diskurse	der	internationalen	Friedensbewegung	untersucht	werden.79	
	 Es	 sei	 an	 dieser	 Stelle	 noch	 einmal	 darauf	 hingewiesen,	 dass	 die	 SFG	 erst	 offiziell	 seit	 der	
Delegiertenversammlung	 im	 Basel	 im	 Mai	 1915	 als	 „Schweizerische	 Friedensgesellschaft“	 (SFG)	
bezeichnet	 wurde,	 vorher	 hiess	 sie	 „Schweizerischer	 Friedensverein“	 (SFV).	 Die	 Umbenennung	
erfolgte	 mit	 der	 Begründung,	 dass	 sie	 sich	 für	 eine	 grosse	 Vereinigung,	 die	 aus	 vielen	 Sektionen	
besteht,	besser	eigne.80	Allerdings	war	auch	bereits	vor	dem	Mai	1915	teilweise	von	der	„SFG“	die	














	 Der	 Aufbau	 der	 Publikation	 orientiert	 sich	 an	 der	 Chronologie.	 Eine	 solche	 Herangehensweise	
bietet	sich	an,	da	sie	den	Fokus	auf	Veränderungen	im	Friedensdiskurs	legt.	Weil	dieser	sich	je	nach	
Ereignis	 verändern	 konnte,	 lässt	 sich	 der	 Wandel	 auf	 einer	 zeitlichen	 Achse	 am	 besten	
veranschaulichen.	Eine	Ausnahme	dazu	bildet	das	Kapitel	6	über	die	pazifistischen	EmigrantInnen	im	




	 Das	 Einführungskapitel	 beleuchtet	 die	 Entstehung	 des	 SFV	 und	 die	 von	 seinen	 Mitgliedern	
vertretene	 pazifistische	 Ideologie	 vor	 1914	 im	 Kontext	 der	 bürgerlich-liberalen	 Emanzi-
pationsbewegung.	 Danach	 fokussiert	 die	 Studie	 auf	 die	 Tätigkeiten	 der	 SFG	während	 des	 Krieges:	
Ausgehend	 von	 der	 Julikrise	 stehen	 im	 folgenden	 Kapitel	 die	 verschiedenen	 Probleme	 im	
Mittelpunkt,	 mit	 denen	 die	 Friedensbewegung	 und	 insbesondere	 die	 SFG	 aufgrund	 des	 darauf	
erfolgten	Kriegsausbruchs	konfrontiert	wurden.	Weiter	wird	das	Verhältnis	zwischen	ihr	und	den	neu	
entstandenen	 pazifistischen	 Organisationen	 thematisiert,	 die	 neben	 dem	 Programm	 des	
Vorkriegspazifismus	 neue	 Perspektiven	 aufzeigen	 wollten.	 Das	 Kapitel	 zum	 Jahr	 1915	 untersucht,	
weshalb	unter	Pazifisten	auf	 internationaler	Ebene	im	IFB	keine	Einigung	zustande	kam	und	welche	
Parallelen	 aufgrund	 dieser	 Tatsache	 zur	 SI	 bestanden,	 die	 infolge	 des	 Kriegsausbruchs	 ebenfalls	
auseinanderbrach.	 Im	 Kontext	 der	 zunehmenden	 Kriegsmüdigkeit	 im	 Jahre	 1916	 stehen	 die	
verschiedenen	Friedenskundgebungen	im	Mittelpunkt	der	Analyse.	Danach	wird	auf	die	Verlagerung	
des	 Friedensdiskurses	 auf	 innenpolitische	 Themen	 im	 Jahr	 1917	 eingegangen,	 die	 infolge	 des	
Kriegseintritts	 von	 den	 USA	 und	 vor	 allem	 der	 Russischen	 Februarrevolution	 in	 den	 Vordergrund	
rückten.	 Der	 darauf	 folgende	 Exkurs	 widmet	 sich,	 wie	 bereits	 erwähnt,	 der	 Emigration	 von	
PazifistInnen	 in	 die	 Schweiz	 und	 der	 damit	 zusammenhängenden	 Frage,	weshalb	 diese	Milieus	 ins	
Fadenkreuz	 der	 ausländischen	 Propagandastellen	 gerieten.	 Das	 Kapitel	 zum	 letzten	 Kriegsjahr	
thematisiert	 den	 Beitrag	 der	 SFG	 zur	 Erarbeitung	 einer	 Nachkriegsordnung	 und	 die	 letzten	






















Friedensliebe	 von	 Fürsten	appellierte	und	die	mit	 ihren	Vorschlägen	 zur	Organisation	des	 Friedens	
auch	einzelne	LeserInnen	erreichte.83	An	die	Stelle	literarischer	Reflexion	trat	im	19.	Jahrhundert	die	
moderne,	 in	organisierter	 Form	 (Friedensvereinen,	 Friedenskongressen,	etc.)	 auftretende	Friedens-
bewegung.	 Der	 organisierte	 Pazifismus	 kann	 demzufolge	 als	 ein	 Moment	 jenes	 umfassenden	
Emanzipationsprozesses	 aufgefasst	 werden,	 durch	 den	 sich	 die	 ständisch-korporative	 Gesellschaft	
des	Ancien	Régime	zur	bürgerlichen	Gesellschaft	wandelte	und	welcher	Ausdruck	des	Reformwillens	
des	 frühen	Bürgertums	war.	Gegenstand	des	Diskurses	 in	 den	 Friedensvereinen	war	 die	 Frage	des	
gerechtfertigten	 Gebrauchs	 physischer	 Gewalt	 durch	 den	 Staat	 im	 Inneren	 (z.	 B.	 Todesstrafe,	
Sklaverei)	und	auf	der	Ebene	der	internationalen	Beziehungen	zwischen	Staaten.84	
	 Von	 einer	 mehr	 oder	 minder	 organisierten	 Friedensbewegung	 kann	 erst	 seit	 dem	 frühen	 19.	
Jahrhundert	 gesprochen	 werden,	 als	 die	 ersten	 Friedensgesellschaften	 entstanden.85	 Ihr	
pazifistisches	Engagement	stützte	sich	neben	religiösen	und	philanthropischen	Überlegungen	oftmals	
auf	 den	 Glauben	 an	 die	 friedensstiftende	Wirkung	 des	 freien	 Handels.	 So	 kam	 zu	 Beginn	 des	 19.	
Jahrhunderts	 David	 Low	 Dodge,	 ein	 Presbyterianer	 und	 erfolgreicher	 Kaufmann	 aus	 New	 York,	
während	 den	Napoleonischen	 Kriegen	 zur	 Einsicht,	 dass	 Christentum	und	Gewaltanwendung	 nicht	
vereinbar	 seien.86	 Die	 von	 ihm	 1815	 gegründete	 New	 York	 Peace	 Society	 vertrat	 deshalb	 einen	






gehörte	der	Einsatz	 für	den	Frieden	 in	den	 internationalen	Beziehungen	sowie	die	Abschaffung	der	
Sklaverei	und	der	Todesstrafe.88	
	 Von	 dieser	 Strömung	 war	 auch	 der	 aus	 einer	 wohlhabenden	 Hugenottenfamilie	 stammende	
Notable	 Jean-Jacques	 de	 Sellon	 inspiriert,	 der	 1830	 die	 Société	 de	 la	 Paix	 in	 Genf	 gründete.89	 Er	
richtete	 seinen	 Kampf	 stets	 nur	 gegen	 den	 Angriffskrieg,	 weil	 er	 den	 Verteidigungskrieg	 als	 eine	
natürliche	 und	 deshalb	 legitime	 Abwehrreaktion	 betrachtete.90	 Als	 wichtige	 Massnahmen	 für	 die	
Verhinderung	 von	 Angriffskriegen	 sprach	 er	 sich	 für	 die	 Schaffung	 eines	 permanenten	 Schieds-
gerichtshofs,	für	eine	auf	Gegenseitigkeit	beruhende	Abrüstung	und	für	die	Ersetzung	der	stehenden	
Heere	 durch	Milizarmeen	 aus.91	 Der	 Vorteil	 bei	 letzteren	 läge	 darin,	 dass	 dort	 jeder	 Soldat	 Bürger	
bleiben	würde	und	deshalb	ein	vorrangiges	Interesse	an	der	Aufrechterhaltung	des	Friedens	habe.92	
Obwohl	de	Sellons	Tod	am	7.	Juni	1839	das	Ende	der	Genfer	Société	de	la	Paix	und	mit	ihr	das	Ende	



















Transport-	 und	 Kommunikationsmittel	 zunahmen,	 schien	 diese	 Entwicklung	 eine	 neue	 Ära	 des	
Friedens	und	der	Kooperation	 in	Europa	einzuläuten.	 In	diesem	Kontext	fanden	zwischen	1840	und	
1860	 fünf	 internationale	 Friedenskongresse	 statt;	 1843	 in	 London,	 1848	 in	 Brüssel,	 1849	 in	 Paris,	
1850	 in	Frankfurt	und	1851	wiederum	 in	der	englischen	Hauptstadt.94	Der	 früher	vor	allem	religiös	
begründete	 Pazifismus	 verband	 sich	 auf	 den	 Weltfriedenskongressen	 noch	 stärker	 mit	 der	 vom	
angloamerikanischen	Raum	ausgehenden	 Freihandelsbewegung.	Der	 französische	Pazifismus	berief	
sich	vor	allem	auf	das	Humanitätsideal	und	den	Gedanken	der	Solidarität	der	Völker.95	
	 1867	 wurde	 während	 des	 in	 Genf	 tagenden	 internationalen	 Friedenskongresses	 für	 die	
Gewährleistung	einer	stabilen	Organisation	der	Friedensbewegung	die	Schaffung	eines	permanenten	
Zentralkomitees	 beschlossen.	 Es	 erhielt	 den	Namen	 Ligue	 internationale	 de	 la	 paix	 et	 de	 la	 liberté	
und	gab	mit	Les	États-Unis	d’Europe	eine	eigene	Zeitschrift	heraus.96	Das	Kernziel	der	Liga	bestand	
darin	 –	 wie	 der	 Titel	 ihrer	 Zeitschrift	 illustriert	 –,	 den	 Frieden	 durch	 den	 Zusammenschluss	 aller	
europäischer	Staaten	in	einer	gesamteuropäischen	Föderation	zu	sichern.	Auf	dem	Genfer	Friedens-
kongress	 von	 1867	 waren	 Vertreter	 verschiedenster	 ideologischer	 Strömungen	 anwesend.	 Zu	 den	
Teilnehmenden	gehörten	etwa	der	britische	Philosoph	und	Ökonom	John	Stuart	Mill,	der	 russische	
Anarchist	 Michail	 Bakunin,	 der	 italienische	 Revolutionär	 Giuseppe	 Garibaldi	 und	 der	 französische	
Schriftsteller	 Victor	 Hugo,	 der	 bereits	 auf	 dem	 Weltfriedenskongress	 in	 Paris	 von	 1849	 in	 einer	
begeisternden	Rede	 für	 die	 Einigung	 Europas	 eingetreten	war.97	 Es	 handelte	 sich	 um	den	 einzigen	
grossangelegten	Versuch,	entschiedene	bürgerliche	Republikaner	mit	Sozialisten	aller	Schattierungen	
auf	 der	 Basis	 eines	 gemeinsamen	 Programmes	 zusammenzuführen,	 das	 Weltfrieden	 und	 Völker-
solidarität	 durch	 die	 Selbstbestimmung	 der	 Völker,	 Beseitigung	 der	 Monarchien,	 Errichtung	







	 Ab	 den	 1880er	 Jahren	 bildeten	 sich	 in	 allen	 industrialisierten	 Ländern	 Europas	 nationale	
Friedensgesellschaften,	 wobei	 viele	 führende	 Mitglieder	 dem	 liberalen	 Bürgertum	 angehörten.101	
Diese	spielten	im	wirtschaftlichen	Leben	der	jeweiligen	Länder	eine	wichtige	Rolle	und	betrachteten	
oftmals	 den	 freien	 Handel	 als	 zentrales	 friedensstiftendes	 Element	 auf	 internationaler	 Ebene.	 Ihr	
Pazifismus	entsprang	häufig	einem	Aspekt	des	politischen	Liberalismus,	der	im	Staat	den	Beschützer	
















le	 droit.	 In	 den	 1890er	 Jahren	wurde	 sie	 die	 dominierende	 französische	 pazifistische	 Organisation	







Abhängigkeit	 ökonomischer	 Interessen	 der	 Länder	 hin	 und	 leitete	 daraus	 die	 These	 ab,	 es	 sei	
unmöglich,	 aus	 zukünftigen	 Kriegen	 wirtschaftlichen	 Nutzen	 zu	 ziehen.105	 Im	 deutschsprachigen	
Raum	sorgte	1889	die	österreichische	Gräfin	Bertha	von	Suttner	mit	ihrem	pazifistischen	Roman	„Die	
Waffen	 nieder!“	 für	 grosses	 Aufsehen.	 Sie	 versuchte	 damit	 breite	 Kreise	 in	 der	 militarisierten	
Gesellschaft	 des	 Kaiserreichs	 für	 die	 Friedensthematik	 zu	 sensibilisieren	 und	 gründete	 1891	
zusammen	mit	Alfred	H.	Fried	die	„Österreichische	Gesellschaft	der	Friedensfreunde“.	Fried	war	der	
Herausgeber	 der	 „Friedens-Warte“,	 der	 wichtigsten	 pazifistischen	 Zeitschrift	 und	 Diskussions-
plattform	für	Friedensthemen	im	deutschsprachigen	Raum.	Mit	der	Unterstützung	von	Suttners	rief	
er	zudem	1892	in	Berlin	die	„Deutsche	Friedensgesellschaft“	(DFG)	ins	Leben.106	Fried	ging	in	seiner	
Konzeption	 des	 „organisatorischen	 Pazifismus“	 von	 einer	 zunehmenden	 Verflechtung	 und	 Inten-
sivierung	der	politischen	und	wirtschaftlichen	Beziehungen	zwischen	Staaten	aus107,	wie	sie	auch	im	












Weitere	 Friedensvereine	 entstanden	 1880	 in	 Dänemark,	 1883	 in	 Schweden	 und	 Norwegen	 sowie	
1895	 in	 Ungarn.	 Die	 Neugründungen	 waren	 Anzeichen	 dafür,	 dass	 in	 Europa	 in	 einer	 Zeit	 der	
machtpolitischen	Rivalität	und	des	Imperialismus	die	Probleme	der	zwischenstaatlichen	Beziehungen	











ihr	 der	 Verdacht	 politischer	 Naivität,	 des	 Unmännlichen,	 der	 moralischen	 Minderwertigkeit,	 der	
Schwäche	 und	 unpatriotischen	 Gesinnung	 anhaftete.	 Die	 grossen	 nationalistischen	 Agitations-
verbände	wie	der	„Alldeutsche	Verband“	und	der	„Deutsche	Wehrverein“	zählten,	verglichen	mit	der	







1890er	 Jahren	 gesprochen	 werden.112	 Bereits	 im	 Winter	 1887/88	 bildete	 sich	 in	 Neuenburg	 eine	
Sektion	 der	 Ligue	 internationale	 de	 la	 paix	 et	 de	 la	 liberté	 und	 1890	 wurde	 in	 St.	 Gallen	 eine	
schweizerische	 Sektion	 des	 internationalen	 Erziehungsvereins	 gegründet.	 Letzterer	 änderte	 1892	
seinen	 Namen	 in	 „Schweizerischer	 Friedensverein“	 und	 strebte	 nach	 Förderung	 internationaler	
Einheit	 in	 pädagogischen	 Grundsätzen	 an,	 wobei	 die	 Erreichung	 internationalen	 Friedens	 auf	 dem	
Wege	 der	 Erziehung	 besonders	 im	 Auge	 behalten	 werden	 sollte.113	 Die	 beiden	 Gruppierungen	
arbeiteten	eng	zusammen	und	es	entstanden	in	den	folgenden	Jahren	zahlreiche	weitere	Sektionen.	











internationale	 Rechtsordnung.117	 Im	 ersten	 Jahrzehnt	 des	 20.	 Jahrhunderts	 wurden	 führenden	
Vertretern	 der	 Friedensbewegung	 in	 der	 Schweiz	 –	 1901	Henri	 Dunant,	 1902	 Élie	 Ducommun	 und	
Albert	Gobat	–	sowie	1910	dem	IFB	in	Bern	der	Friedensnobelpreis	verliehen.118	
	 Die	 liberale	 Schweiz	 gehört	 damit	 zu	 denjenigen	 Ländern,	 die	 am	 meisten	 dazu	 beigetragen	
haben,	 ab	 dem	 19.	 Jahrhundert	 das	 Friedensthema	 aus	 dem	 Bereich	 der	 Utopie	 zu	 lösen	 und	 in	
Richtung	seiner	Institutionalisierung	und	Organisation	fortzuschreiten.119	Das	sich	aus	verschiedenen	
Konfessionen	 zusammensetzende,	 föderalistisch	 und	 demokratisch	 regierte	 Land	 führte	 seit	 seiner	
Gründung	1848	keine	Kriege	gegen	andere	Staaten.	Deshalb	wurde	es	in	der	Friedensbewegung	oft	
als	Ort	des	Friedens	und	als	pazifistisches	Musterbeispiel	 inmitten	eines	mehrheitlich	aus	autoritär	

















internationalen	 Friedensgesellschaften	 gewünschte	 Zusammenarbeit	 mit	 der	 IPU	 schwierig	 zu	
realisieren,	 u.	 a.	 weil	 gewisse	 Parlamentarier	 der	 Meinung	 waren,	 dass	 ihre	 Aktivitäten	 nicht	 mit	
denen	der	Friedensbewegung	vermischt	werden	sollten.121	Ein	weiterer	wichtiger	Schritt	in	Richtung	
Institutionalisierung	 des	 Friedensthemas	 war	 im	 Jahr	 1899	 die	 Durchführung	 der	 Ersten	 Haager	





In	 der	 Schweiz	war	 der	 SFV	mit	 ungefähr	 5‘700	Mitgliedern	 im	 Jahr	 1914	 die	 grösste	 pazifistische	
Gruppierung.124	 Sie	 rekrutierte	 sich	 aus	 Angehörigen	 aller	 sozialen	 Schichten.	 Besonders	 stark	
repräsentiert	 waren	 aber	 Handwerker	 und	 Gewerbetreibende,	 Angestellte,	 Kaufleute,	 Lehrer	 und	
Pfarrer.125	 Ruedi	 Brassel	 und	 Jakob	 Tanner	 zufolge	 treffe	 insofern	 Roger	 Chickerings	 Charakter-
isierung	der	Friedensbewegung	als	„middle	class	reform	movement“126	für	die	Vorkriegszeit	auch	auf	
die	Schweiz	zu.127		In	der	Periode	zwischen	der	Gründung	des	SFV	um	1895	bis	zum	Ersten	Weltkrieg	
waren	 in	 16	 Kantonen	 Vereinssektionen	 entstanden128,	 wobei	 die	 mitgliederreichsten	 in	 den	
Kantonen	 Neuenburg,	 St.	 Gallen,	 Genf,	 Appenzell-Ausserrhoden,	 Graubünden,	 Basel-Stadt,	 Waadt	
und	 Luzern	 existierten.129	 Ab	 der	 Vereinsgründung	wechselten	 sich	 die	 französische	 und	 deutsche	
Schweiz	 bezüglich	 Mitgliederanzahl	 in	 der	 Führung	 ab	 und	 hielten	 sich	 in	 etwa	 die	 Waage.130	
Angesichts	 der	 Tatsache,	 dass	 die	 französische	 Schweiz	 nur	 etwas	 mehr	 als	 1/5	 gegenüber	 der	
deutschsprachigen	 Schweiz	 mit	 mehr	 als	 3/5	 der	 Gesamtbevölkerung	 ausmachten,	 war	 die	
Friedensbewegung	 in	 der	 Schweiz	 stärker	 in	 der	 Romandie	 verbreitet.	Hier	 zeigte	 sich	 der	 Einfluss	
aus	 Frankreich,	 wo	 der	 Pazifismus	 in	 der	 zweiten	 Hälfte	 des	 19.	 Jahrhunderts	 zu	 einem	 festen	
Bestandteil	 im	Programm	des	politischen	Liberalismus	und	des	Republikanismus	wurde.131	Von	den	
konfessionellen	 Verhältnissen	 her	 überwog	 das	 protestantische	 Element	 gegenüber	 dem	
katholischen;	es	gehörten	 ihm	auch	einige	Mitglieder	 jüdischen	Glaubens	–	z.	B.	der	Rabbiner	Jules	
Wolff	 in	 La	 Chaux-de-Fonds132	 –	 an.133	 Die	 Friedensbewegung	 prosperierte	 also	 insbesondere	 in	
denjenigen	Kantonen,	 die	 sich	durch	ein	 fortgeschrittenes	 Stadium	der	 Industrialisierung	und/oder	
ein	Vorherrschen	liberaler	Mentalität	auszeichneten.134	
	 Zur	 Organisation	 des	 SFV	 ist	 anzumerken,	 dass	 seine	 Statuten	 zwischen	 1895	 bis	 1908	 die	










128		Es	 handelt	 sich	 um	 die	 Kantone	 Aargau,	 Appenzell-Ausserrhoden,	 Basel-Stadt,	 Bern,	 Genf,	 Graubünden,	












freisinnigen	 „Eidgenossen“135,	 womit	 die	 Nähe	 des	 partei-	 und	 konfessionsneutralen	 SFV	 zum	
Freisinn	 verdeutlicht	 wird.	 Bucher-Heller	 war	 ein	 führender	 Exponent	 der	 schweizerischen	
Friedensbewegung	 und	 leitete	 1905	 die	 Organisation	 des	 14.	Weltfriedenskongresses	 in	 Luzern.136	


















Der	 SFV	 hat	 nie	 ein	 detailliertes	 politisch-pazifistisches	 Programm	 verabschiedet;	 dieses	 wird	
demnach	 vor	 allem	 in	 den	 pazifistischen	 Konzepten	 und	 Reformvorschlägen	 einzelner	 Mitglieder	
ersichtlich.	 Nachfolgend	 werden	 einige	 wichtige	 Punkte	 der	 von	 ihnen	 vertretenen	 pazifistischen	
Ideologie	skizziert.	Praktisch	allen	PazifistInnen	war	erstens	ein	„sozialevolutionärer	Optimismus“	als	
Grundhaltung	 gemeinsam.	 Damit	 ist	 die	 Überzeugung	 gemeint,	 dass	 die	 Entwicklung	 der	
menschlichen	Gesellschaft	 –	 trotz	möglicher	 Rückschläge	 –	mit	Notwendigkeit	 oder	 zumindest	mit	
grösster	Wahrscheinlichkeit	zu	einem	allgemeinen	Frieden	führen	werde.137	
	 Eine	 zweite	 ideologische	 Grundlinie	 basierte	 auf	 von	 PazifistInnen	 entwickelten	 Projekten	 zur	
Sozialreform.	 Als	Weg	 zur	 Lösung	 der	 sozialen	 Frage	 lehnten	 die	Mitglieder	 des	 SFV	 marxistische	
Ansätze	 wie	 die	 Vergesellschaftung	 der	 Produktionsmittel,	 Streik	 und	 Klassenkampf	 grundsätzlich	
ab.138	Wenn	 auch	 die	 Reformvorschläge	 im	 Einzelnen	 variierten,	 so	 zielten	 ihre	 Projekte	 doch	 alle	
darauf	 ab,	 das	 durch	 den	 sozialen	Wandel	 bedrohte	 Gesellschaftssystem	 unter	 Aufrechterhaltung	
des	 Privateigentums	 an	 den	 Produktionsmitteln	 zu	 stabilisieren.139	 Dies	 wollten	 sie	 mit	 einer	
Doppelstrategie	erreichen:	Einerseits	sollte	die	ökonomische	Struktur	derart	modifiziert	werden,	dass	
sie	zu	einer	Verbreiterung	der	Mittelschicht	führen	würde.	Erreichen	wollten	sie	dieses	Ziel	durch	die	








besitzes.	 Andererseits	 sollte	 das	 Legitimationsmuster	 der	 „Klassensolidarität“	 die	 Ideologie	 des	
Klassenkampfes	 verdrängen	 und	 die	 Arbeiterschaft	 dazu	 anhalten,	 sich	 in	 die	 vorher	 erwähnte	




	 Dem	 SFV	 gehörten	 vor	 dem	 Ersten	 Weltkrieg	 keine	 Mitglieder	 an,	 die	 im	 Sinne	 einer	








sich	 die	 Bejahung	 der	 Landesverteidigung	 in	 das	 gesteigerte	 schweizerische	 Nationalgefühl	 des	
späteren	 19.	 Jahrhunderts	 ein,	 das	 durchaus	 einmal	 enthusiastische	 Formen	 annehmen	 konnte.145	
Andererseits	verwarf	der	SFV	auch	deutlich	einen	Nationalismus,	der	sich	selbst	chauvinistisch	über	
alle	 anderen	 erhob.	 Die	 Einigkeit	 in	 der	 grundsätzlichen	 Bejahung	 der	 nationalen	 Verteidigung	
bedeutete	 aber	 nicht	 Übereinstimmung	 in	 konkreten	 Sachfragen.	 So	 machten	 sich	 1903	 die	
Sektionen	La	Chaux-de-Fonds	und	Herisau	dafür	stark,	das	sogenannte	„Maulkrattengesetz“,	bei	dem	




seine	 Mitglieder	 eine	 solche	 Handlungsweise	 als	 gänzlich	 verfehlt	 und	 nicht	 im	 Interesse	 der	
Friedensbewegung	 liegend	an.148	Den	VertreterInnen	des	radikalen	Pazifismus	hielten	sie	entgegen,	
dass	 es	 die	 erste	 Pflicht	 jedes	Bürgers	 und	 jeder	Bürgerin	 sei,	 der	Gesamtheit	 und	dem	geltenden	
Gesetz	 zu	 dienen.	 Um	 allfällige	 Zustände	 im	Militär	 zu	 verbessern	 und	Missstände	 zu	 bekämpfen	
sollte	 dagegen	 auf	 gesetzlichem	 Wege	 vorgegangen	 werden.	 Der	 SFV	 postulierte	 insofern	 die	
moralische	 Superiorität	 derer,	 die	 ihre	 individuellen	moralischen	 Prinzipien	 dem	 in	 den	 geltenden	
Gesetzen	 festgelegten	 Willen	 der	 Gesamtheit	 unterordneten.149	 Die	 Ablehnung	 des	 Integral-
pazifismus	 zeigte	 sich	 auch	 in	 der	 Haltung	 des	 SFV	 gegenüber	 der	 1905	 gegründeten	 Anti-
militaristischen	Liga,	welche	den	Kampf	gegen	die	Armee	auf	nationaler	Ebene	organisieren	wollte150,	
indem	 er	 sich	 deutlich	 von	 ihr	 distanzierte.	 Ab	 1910	 enthielten	 die	 Statuten	 des	 SFV	 explizit	 die	
Bestimmung,	dass	er	jede	antipatriotische	oder	antimilitaristische	Propaganda	verwerfe.151	

















es	 sich	 um	 die	 gleichsam	 klassischen	 Postulate	 der	 Friedensbewegung:	 europäische	 Föderation,	
Schiedsgerichtsbarkeit	 und	 multilaterale	 Abrüstung.152	 Um	 eine	 friedliche	 Aussenpolitik	 zu	
garantieren,	 strebte	 der	 SFV	 einen	 europäischen	 Staatenbund	 als	 Föderation	 demokratischer	
Republiken	an,	 in	denen	die	Bevölkerung	 in	demokratischer	Manier	bestimmenden	Einfluss	auf	die	
Entscheidungen	 der	 Exekutive	 nehmen	 könne.153	 Die	 PazifistInnen	 betrachteten	 die	 Konstituierung	
einer	 europäischen	 Föderation	 aber	 eher	 als	 Fernziel,	 als	 eigentliche	 Krönung	 aller	 Friedensarbeit	
propagierten	 sie	 die	 Schiedsgerichtsbarkeit	 in	 verschiedenen	 Formen:	 Schiedsklauseln	 in	 völker-
rechtlichen	Verträgen	(z.	B.	 in	Handelsverträgen),	permanenten	Schiedsgerichtsverträgen	und	einen	
permanenten	Schiedsgerichtshof.154	 In	der	Praxis	bestand	die	Arbeit	 für	den	Frieden	des	SFV	darin,	
dass	 er	 sich	 an	 den	 Bundesrat	 mit	 der	 Bitte	 wandte,	 das	 Prinzip	 der	 Schiedsgerichtsbarkeit	 zu	
fördern.	 Weiter	 ersuchte	 er	 ihn,	 bei	 bewaffneten	 Konflikten	 zwischen	 Staaten	 zu	 vermitteln	 und	
seine	 Guten	 Dienste	 anzubieten.	 Neben	 den	 politischen	Machtträgern	 sollte	 durch	 Erziehung	 und	





Neben	 der	 bürgerlichen	 Friedensbewegung	 lehnte	 auch	 die	 Sozialistische	 Internationale	 (SI)	 den	
Krieg,	 den	 sie	 als	 Produkt	 des	 Kapitalismus	 betrachtete,	 grundsätzlich	 ab.	 Allerdings	 verlief	 aus	
marxistischer	 Sicht	 die	 Front	 nicht	 zwischen	 Staaten,	 sondern	 zwischen	 den	 sozialen	 Klassen.	 So	
wurde	 auf	 dem	 internationalen	 Sozialistenkongress	 von	 1893	 in	 Zürich	 folgende	 Resolution	
verabschiedet:	„Mit	der	Aufhebung	der	Klassenherrschaft	verschwindet	auch	der	Krieg.	Der	Sturz	des	
Kapitalismus	 ist	 der	 Weltfriede.“156	 Insofern	 bestand	 ein	 Unterschied	 zur	 bürgerlichen	 Friedens-






die	 Revolution	 auszurufen	 und	 dadurch	 die	 Beseitigung	 der	 kapitalistischen	 Klassenherrschaft	 zu	
beschleunigen.	 Letztere	 Forderung	 und	 der	 Zusammenhang	 zwischen	 Krieg	 und	 Revolution	wurde	
insbesondere	 von	 einer	 jüngeren	 Generation	 um	 Lenin,	 Julij	 Martov	 und	 Rosa	 Luxemburg	
vertreten.158	Im	Gegensatz	zu	solchen	abrupten	Lösungen	vertrat	die	bürgerliche	Friedensbewegung	
eine	 evolutionäre	 Sicht	 auf	 die	 Entwicklung	 der	Menschheit;	 die	 zwischenstaatlichen	 Beziehungen	
und	die	Gesellschaft	gelte	es	ihr	zufolge	durch	Reformen	zu	verändern.159	
















kratInnen	 die	 Verteidigung	 des	 „Vaterlandes“	 als	 legitim,	 falls	 dieses	 von	 einem	 anderen	
kapitalistischen	 Staat	 angegriffen	 würde.	 Auch	 innerhalb	 der	 Schweiz	 gab	 es	 in	 der	 Militärfrage	
regionale	 Unterschiede.	Während	 die	 Parteidirektion	 der	 Sozialdemokratischen	 Partei	 der	 Schweiz	
(SPS)	 vor	 dem	 Ersten	 Weltkrieg	 am	 Prinzip	 der	 Landesverteidigung	 festhielt,	 gab	 es	 in	 ihr	 auch	
antimilitaristische	 Strömungen.161	 So	 bekannten	 sich	 z.	 B.	 die	 Anführer	 der	 Sektion	 La	 Chaux-de-
Fonds	 explizit	 zum	 Antimilitarismus.162	 Im	 SFV	 gab	 es	 vor	 dem	 Ersten	 Weltkrieg	 dagegen	 keine	
radikalpazifistischen	Mitglieder.	
	 Obwohl	 es	 einige	 Übereinstimmungen	 zwischen	 der	 Zweiten	 SI	 und	 der	 bürgerlichen	
Friedensbewegung	 gab,	 wie	 etwa	 die	 auf	 dem	 sozialistischen	 Kongress	 von	 Stuttgart	 1907	
beschlossene	Forderung	nach	Abrüstung	und	einem	internationalen	Schiedsgericht,	zeigten	sich	bei	
näherer	Analyse	doch	grosse	Differenzen.	So	betrachtete	 sie	die	bürgerliche	Friedensbewegung	als	
zum	 Scheitern	 verurteilt,	 weil	 sie	 die	 ökonomisch-klassenstrukturellen	 Ursachen	 des	 Krieges	 nicht	
durchschaue	und	den	 Frieden	ohne	prinzipielle	Umgestaltung	 der	 sozioökonomischen	Verhältnisse	
verwirklichen	 wolle.	 Ihr	 zufolge	 würden	 Kriege	 erst	 dann	 vollständig	 verschwinden,	 wenn	 die	
kapitalistische	 Wirtschaftsordnung	 beseitigt	 sei,	 weshalb	 der	 Weltfriede	 nicht	 das	 Werk	 der	
Friedensbewegung,	sondern	das	der	Arbeiterbewegung	sein	werde.163	
	 Trotz	 ideologischen	 Differenzen	 gab	 es	 in	 mehreren	 Ländern	 eine	 Zusammenarbeit	 zwischen	
sozialistischen	 Parteien	 und	 der	 Friedensbewegung.	 In	 Grossbritannien	 war	 diese	 geradezu	 eine	
Selbstverständlichkeit	 und	 in	 Frankreich	 trat	 sie	 vor	 allem	 in	 den	Aktivitäten	 	 von	 Jean	 Jaurès	 und	
seinen	Beziehungen	zu	Paul	Henri	d’Estournelles	de	Constant	 in	Erscheinung.	 In	der	Schweiz	und	in	
Belgien	 traten	 die	 sozialdemokratischen	 Parteien	 dem	 IFB	 als	 Mitglied	 bei,	 der	 belgische	 Sozialist	
Henri	 La	 Fontaine	 fungierte	 von	 1907	 bis	 1943	 als	 Präsident	 des	 Büros.164	 Die	 meisten	
sozialdemokratischen	 Pressekommentare	 in	 der	 Schweiz	 markierten	 jedoch	 deutliche	 Distanz	 zur	
Friedensbewegung	und	es	war	nur	eine	geringe	Bereitschaft	zur	Kooperation	vorhanden.	Formen	der	
Zusammenarbeit	 gab	 es	 etwa,	 als	 Mitglieder	 des	 SFV	 gelegentlich	 vor	 sozialdemokratischen	
Sektionen	 referierten	und	vereinzelt	 traten	Gewerkschaften	den	Friedensvereinen	bei.	 Jakob	Hertz	
und	 Eugène	 Rapin,	 die	 beide	 dem	 rechtssozialistischen	 Grütliverein	 angehörten,	 übernahmen	 in	
Herisau	bzw.	in	der	Waadt	sogar	das	Präsidium	der	lokalen	Sektionen	des	SFV.	Die	Friedensbewegung	
stellte	 jedoch	 vor	 dem	 Ersten	 Weltkrieg	 mitgliederstrukturell	 und	 ideologisch	 ein	 eindeutiges	
bürgerlich-liberales	Phänomen	dar.165	
	 Der	 einleitende	 Abriss	 zur	 Friedensbewegung	 vor	 1914	 bildet	 die	 Grundlage	 für	 ihre	
Thematisierung	während	des	Ersten	Weltkrieges.	Im	folgenden	Kapitel	wird	darauf	eingegangen,	wie	


















Am	 28.	 Juni	 1914	 verübte	 der	 bosnisch-serbische	 Nationalist	 Gavrilo	 Princip	 ein	 Attentat	 auf	 das	
österreichisch-ungarische	 Thronfolgerpaar	 in	 Sarajevo.	Diese	 Tat	 führte	 im	 Juli	 zu	 einer	 Zuspitzung	
der	 Konfliktlage	 zwischen	 den	 fünf	 europäischen	 Grossmächten	 und	 Serbien,	 was	 als	 „Julikrise“	




welchem	 Ausmass	 sich	 diese	 Ereignisse	 auf	 die	 politische	 Lage	 in	 Europa	 auswirken	 würden.	 Die	
Vereinszeitschrift	der	SFG	„Der	Friede“	berichtete	 in	der	 Juliausgabe	vom	Attentat	 in	Sarajevo	und	
stellte	 es	 in	 den	 breiteren	 Kontext	 der	 vergangenen	 Konfliktherde.167	 Der	 „Kriegsbrand“,	 der	 mit	
Italiens	Krieg	um	Tripolis	ausgebrochen	sei	und	den	Balkankriegen	weiterhin	motte,	drohe	„in	helles	
Feuer	 auszulohen“.168	 Das	 Attentat	 in	 Sarajevo	 stellte	 das	 Vereinsorgan	 in	 den	 Kontext	 der	
österreichisch-ungarischen	Aussenpolitik	der	letzten	Jahre:	
	
„[Wir]	 erleben	 […]	 eine	 erneute	 Spannung	 zwischen	 Oesterreich	 und	 Serbien	 und	 den	
slawischen	 Völkern	 überhaupt,	 als	 Folge	 letzten	 Endes	 der	 Annexion	 Bosniens	 und	 der	




osmanischen	 Provinzen	 Bosnien	 und	Herzegowina	 befanden	 sich	 bereits	 seit	 dreissig	 Jahren	 unter	
österreichischer	Besatzung,	bevor	1908	deren	Annexion	durch	die	Habsburgermonarchie	erfolgte.170	
Diese	 löste	 in	 Serbien	 einen	 beispiellosen	 Zorn	 gegen	 Österreich-Ungarn	 aus,	 denn	 das	 von	 einer	
serbischen	Minderheit	bewohnte	Bosnien-Herzegowina	nahm	 in	der	 Ideologie	des	„Panserbismus“,	
einem	 südslawischen	 Grossreich	 unter	 serbischer	 Führung,	 eine	 zentrale	 Stellung	 ein.171	 Die	
Annexion	 Bosnien-Herzegowinas	 führte	 deshalb	 zur	 Gründung	 neuer	 nationalistischer	 Grup-
pierungen	 wie	 der	 Srpska	 Narodna	 Odbrana	 (serbische	 nationale	 Verteidigung)	 und	 zu	 einer	




	 Auch	 wenn	 im	 Artikel	 der	 Vereinszeitschrift	 rhetorisch	 die	 Frage	 gestellt	 wurde	 „Wie	 wird	 das	
enden?	Ja,	wie	wird	das	enden?“174	ist	davon	auszugehen,	dass	die	führenden	Vertreter	der	SFG	zwar	
die	Gefahr	eines	weiteren,	lokal	begrenzten	Krieges	erkannten	und	befürchteten,	aber	noch	nicht	mit	















hatten	 sich	 in	 der	 Julikrise	 an	 die	 Hoffnung	 geklammert,	 der	 Krieg	 könne	 durch	 vernünftiges	
Krisenmanagement	 der	 Regierungen	 im	 letzten	 Augenblick	 verhindert	 oder	 wenigstens	 begrenzt,					
d.	 h.	 lokalisiert	 werden.176	 Als	 sie	 sich	 der	 Tragweite	 des	 österreichischen	 Ultimatums	 an	 Serbien	
bewusst	wurden,	berief	das	IFB	auf	den	28.	Juli	1914	das	Ständige	Komitee	in	Bern	ein.177	Es	richtete	
ein	 Schreiben	 an	 den	 deutschen	 Kaiser	Wilhelm	 II.	 und	 den	 österreichischen	 Aussenminister	 Graf	
Berchtold	 mit	 dem	 Aufruf,	 den	 österreichisch-serbischen	 Konflikt	 auf	 friedliche	 Weise	 zu	 lösen,	
indem	 sie	 die	 auf	 den	 Haager	 Konferenzen	 geschaffenen	 Möglichkeiten	 der	 schiedsgerichtlichen	
Konfliktlösung	(z.	B.	durch	die	Überweisung	an	das	Haager	Schiedsgericht)	nutze.178		
	 Als	 das	 Ständige	 Komitee	 des	 IFB	 noch	während	 der	 Sitzung	 von	 der	 Kriegserklärung	Wiens	 an	
Serbien	am	28.	Juli	erfuhr,	berief	sein	Präsident	La	Fontaine	eine	ausserordentliche	Versammlung	des	
Internationalen	Rates	des	IFB	auf	den	31.	Juli	in	Brüssel	ein	„pour	examiner	la	situation	internationale	
créée	 par	 le	 conflit	 entre	 l’Autriche-Hongrie	 et	 la	 Serbie“.179	 An	 diesem	 Tag	 versammelten	 sich	 die	
Ratsmitglieder	 in	 Brüssel,	 um	 über	 das	 Vorgehen	 des	 Büros	 zu	 diskutieren.	 An	 der	 Versammlung	
erschienen	Mitglieder	 aus	 Frankreich,	 Grossbritannien,	 Italien,	 Schweiz,	 Deutschland,	 Holland	 und	
Belgien.180	 Nicht	 anwesend	 waren	 österreichische	 Vertreter,	 die	 nach	 eigenen	 Angaben	 zu	 spät	




	 Einen	 Tag	 nach	 La	 Fontaines	 Aufruf,	 am	 29.	 Juli	 1914,	 trafen	 sich	 ebenfalls	 die	 Grössen	 der	
Zweiten	 Internationalen	wie	 etwa	 James	 Keir	Hardie,	Hugo	Haase,	 Karl	 Kautsky,	 Victor	 Adler,	 Jean	





	 Helmut	Mauermann	 schreibt	 in	 seinem	 Beitrag	 zum	 IFB,	 dass	 sein	 Rat	 während	 der	 Sitzung	 in	
Brüssel	 beschloss,	 dem	 Zaren,	 dem	deutschen	 Kaiser,	 den	Aussenministern	Graf	 Berchtold	 und	 Sir	
Edward	 Grey,	 sowie	 dem	 Papst	 Appelle	 zu	 übersenden	 mit	 der	 Bitte,	 die	 durch	 die	 Haager	
Konferenzen	geschaffenen	Möglichkeiten	der	schiedsgerichtlichen	Konfliktlösung	zu	nutzen.185	Seine	
Angaben	 dazu	 sind	 aber	 unvollständig,	 denn	 neben	 zahlreichen	weiteren	 Adressaten186	 wurde	 ein	














186	 Weitere	 Adressaten	 waren	 Wilson,	 die	 „kleinen	 Staaten“	 (Belgien,	 Holland,	 Luxemburg,	 Dänemark,	





„Die	 in	 Brüssel	 versammelten	 führenden	 Pazifisten	 haben	 die	 neutralen	 Staaten	
telegraphisch	 ersucht,	 zur	 Vermeidung	 des	 europäischen	 Krieges	 unverzüglich	 zu	





Initiative	 in	 Verbindung	mit	 der	 belgischen	 Regierung	 zu	 ergreifen.	 Das	 ist	 darauf	 zurückzuführen,	
dass	 durch	 einen	 drohenden	deutsch-französischen	 Krieg	 die	 zwei	 neutralen	 Länder	 im	 Falle	 eines	






den	Ereignissen	während	der	 Julikrise;	diese	sollten	auch	später	noch	 für	Gesprächsstoff	 sorgen.190	
Unter	 dem	 Eindruck	 des	 Kriegsausbruchs	 befand	 nun	 die	 Vereinszeitschrift,	 dass	 die	 drastischen	
Forderungen	im	Ultimatum	–	etwa	das	Zugeständnis	der	Mitwirkung	von	Organen	der	österreichisch-
ungarischen	 Regierung	 bei	 der	 Unterdrückung	 der	 subversiven	 Bewegungen	 –	 bereits	 eine	





Der	 Ausbruch	 des	 Weltkrieges	 kam	 für	 die	 Friedensbewegung	 ohne	 Zweifel	 überraschend.	 Auch	
wenn	 die	 PazifistInnen	 die	 Möglichkeit	 eines	 Weltkrieges	 nie	 ausgeschlossen	 und	 oft	 vor	 einem	
solchen	gewarnt	hatten,	schätzten	sie	eine	solche	von	Jahr	zu	Jahr	geringer	ein.193	Anlass	dazu	gaben	
etwa	 zwei	 zwischen	 Deutschland	 und	 Frankreich	 veranstaltete	 Parlamentarierkonferenzen	 in	 den	
Jahren	1913	und	1914,	die	als	positive	Entwicklungen	im	deutsch-französischen	Verhältnis	gewertet	
wurden.194	 Alfred	 H.	 Fried	 glaubte	 sogar	 in	 den	 europäischen	 Bündnissystemen	 stabilisierende	
Elemente	für	den	Frieden	zu	erkennen.195	In	der	Julikrise	war	die	Friedensbewegung	jedoch	nicht	in	
der	 Lage,	 politisch	wirksam	 zu	 handeln	 und	 den	 Kriegsausbruch	 zu	 verhindern.	 Bis	 zuletzt	 glaubte	


















Nachdem	 Österreich-Ungarn	 am	 28.	 Juli	 Serbien	 den	 Krieg	 erklärt	 hatte,	 folgten	 die	 General-
mobilmachungen	 Schlag	 auf	 Schlag.	 Am	 31.	 Juli	 wurde	 in	 Frankreich	 Jean	 Jaurès,	 ein	 überzeugter	
sozialistischer	Kriegsgegner,	in	Paris	von	einem	französischen	Nationalisten	erschossen.	Am	2.	August	
marschierten	 deutsche	 Truppen	 in	 Luxemburg	 ein	 und	 die	 deutsche	 Regierung	 stellte	 Belgien	 ein	
Ultimatum,	dem	zwei	Tage	später	der	Einmarsch	folgte.198	
	 Die	 Stimmung	 in	 der	 Friedensbewegung	 unterschied	 sich	 im	August	 1914	 ganz	 und	 gar	 vom	 in	
vielen	 kriegführenden	 Ländern	 vorherrschenden	 Gefühl,	 den	 Kriegsausbruch	 als	 ein	 befreiendes	
Ereignis	 zu	 erleben.199	 Ihre	 führenden	 VertreterInnen	 waren	 im	 Gegenteil	 bestürzt	 über	 den	
Ausbruch	des	Krieges	und	wurden	alsbald	von	Lähmung	und	Orientierungslosigkeit	erfasst;	der	auf	
September	 in	 Wien	 einberufene	Weltfriedenskongress	 wurde	 kurzerhand	 abgesagt.	 Otto	 Umfried	
von	 der	 DFG	 bemerkte	 selbstkritisch,	 dass	 die	 PazifistInnen	 die	 friedensfördernden	 Faktoren	
überschätzt	 hatten:	 „So	wie	 die	Dinge	 in	 der	 Friedensbewegung	 liegen,	 hatte	 ich	 oft	 den	 Eindruck,	





„Plötzlich	 hat	 sich	 über	 Europa	 die	 gewitterschwangere	 Wolke	 entladen,	 und	 der	
Weltbrand	wütet.	Die	Welt	muss	nun	erkennen,	was	wir	Pazifisten	ihr	längst	prophezeit	
haben,	 dass	man	 nicht	 um	 des	 Friedens	 willen	 rüstet,	 sondern	 zum	 Krieg.	 […]	 Ihr	 alle	





















Die	 ersten	 Wochen	 nach	 Kriegsausbruch	 erwiesen	 sich	 als	 Prüfstein	 für	 die	 pazifistische	
Zuverlässigkeit	jedes	einzelnen	Anhängers	und	jeder	einzelnen	Anhängerin	der	Friedensbewegung.204	
Angesichts	des	Versagens	schiedsgerichtlicher	Praktiken	und	der	vielfach	 inszenierten,	verbreiteten	
Kriegsbegeisterung205	 lassen	 sich	 verschiedene	 Verhaltensweisen	 ausmachen.	 Weil	 in	 den	
kriegführenden	 Staaten	 überall	 die	 Version	 eines	 Verteidigungskrieges	 lautstark	 verbreitet	 wurde,	
liessen	sich	die	PazifistInnen	wie	auch	die	SozialistInnen	grossmehrheitlich	in	die	„Union	Sacrée“	bzw.	
den	„Burgfrieden“	einbinden,	denn	im	Vorkriegspazifismus	wurde	die	Legitimität	des	Verteidigungs-
krieges	 von	 keiner	 Friedensgesellschaft	 offiziell	 bestritten.206	 Sogar	 in	 Deutschland	 entfaltete	 die	
Propaganda,	die	von	Anfang	an	mit	systematischer	Desinformation	arbeitete,	ihre	Wirkung	innerhalb	
der	 Friedensbewegung.	 Manche	 PazifistInnen	 gefielen	 sich	 von	 nun	 an	 in	 einer	 betont	
nationalistischen	Rolle,	einige	Mitglieder	des	„Verbandes	für	internationale	Verständigung“	und	der	
DFG	 setzten	 sogar	 ihre	 Unterschrift	 unter	 den	 chauvinistischen	 Aufruf	 „An	 die	 Kulturwelt“	 vom	
Oktober	 1914.207	 In	 diesem	 Aufruf	 wurde	 die	 Verletzung	 der	 belgischen	 Neutralität	 durch	




	 Zu	 ähnlichen	 „nationalistischen	 Exzessen“	 kam	 es	 bei	 den	 PazifistInnen	 in	 den	 Ländern	 der	
Entente.	Nach	der	 deutschen	 Invasion	 in	Belgien	 fiel	 es	 in	 Frankreich	 leicht,	 in	 den	Mittelmächten	
den	 Angreifer	 zu	 sehen.	 Kennzeichnend	 für	 ihre	 Haltung	 war,	 dass	 sie	 den	 Krieg	 weniger	 als	
Auseinandersetzung	 im	bisherigen	Sinne	zwischen	zwei	oder	mehreren	Staaten,	sondern	als	Kampf	
zwischen	 zwei	 kulturellen	 Systemen,	 zwischen	 Freiheit	 und	 Demokratie	 versus	 Militarismus	 und	










zivilisatorischer	 Kampf	 gegen	 die	 Barbarei	 verstanden,	 während	 dem	 es	 die	 Errungenschaften	 der	
Aufklärung	 und	 der	 Französischen	 Revolution	 wie	 z.	 B.	 die	 Menschenrechte	 zu	 verteidigen	 gelte.	
Einen	 wichtigen	 Ausschlag	 dafür	 gab	 die	 Tatsache,	 dass	 die	 Friedensbewegung	 im	militaristischen	
Kaiserreich	auf	 grossen	Widerstand	 stiess,	während	 sie	 in	 Frankreich	 in	der	 zweiten	Hälfte	des	19.	
Jahrhunderts	 zu	 einem	 festen	 Bestandteil	 im	 Programm	 des	 politischen	 Liberalismus	 und	 des	














Vorwurf	ausgesetzt,	 sie	würden	sich	zu	wenig	 für	die	 Interessen	der	eigenen	Nation	einsetzen.	Die	
Kriegssituation	bot	insofern	den	nationalen	Friedensgesellschaften	die	Möglichkeit	zu	beweisen,	dass	
auch	ihr	Patriotismus	verlässlich	sei	und	insbesondere	in	Deutschland	wurde	der	„Burgfriede“	ähnlich	
wie	 von	 der	 deutschen	 Sozialdemokratie	 als	 Chance	 begriffen,	 aus	 dem	 gesellschaftlichen	 Ghetto	
herauszutreten.215	Viele	AnhängerInnen	der	Friedensbewegung,	die	der	nationalistischen	Welle	nicht	








als	Gegenentwurf	 zum	 „Aufruf	 an	 die	 Kulturwelt“	 gemeint	war.218	 Von	 einem	 solchen	Geist	 erfüllt	




















sich	 ebenfalls	 in	 der	 Schweiz	 zu	 bleiben.	 Zu	 seinen	 Beweggründen	 äusserte	 er	 sich	 in	 seinem	
Tagebuch:	
	
„Si	 je	me	suis	 fixé	momentanément	en	Suisse,	c’est	que	c’est	 le	seul	pays	où	 je	pouvais	
continuer	de	me	maintenir	en	relations	avec	des	esprits	de	toutes	les	nations.	Ici,	je	puis	
sentir	 battre	 le	 pouls	 de	 cette	 Europe	 en	 guerre,	 je	 puis,	 jusqu’à	 un	 certain	 point,	
pénétrer	 sa	 vie	morale,	 et	 juger	 ses	 idées,	 non	 pas	 en	 Français,	 en	Allemand,	mais	 en	
Européen.“221	
	
Bei	 Kriegsausbruch	 wurde	 auch	 die	 Schweiz	 von	 einer	 patriotischen	 Welle	 erfasst.	 Am	 31.	 Juli	
beschloss	 der	 Bundesrat,	 für	 den	 3.	 August	 die	 allgemeine	Mobilmachung	 der	 Armee	 anzuordnen	
und	die	Schweiz	im	Falle	eines	Angriffs	zu	verteidigen.222	In	diesem	Kontext	wurde	die	SFG	von	Teilen	







Die	 welschen	 Sektionen,	 die	 mit	 der	 französischen	 Interpretation	 des	 Krieges	 sympathisierten,	
bekundeten,	dass	sie	während	des	Krieges	auf	jegliche	öffentliche	Tätigkeit	verzichten	würden.225	Die	








226	 Dies	 ergeht	 aus	 dem	 Protokoll	 der	 Generalversammlung	 der	 Genfer	 Sektion	 Ende	 1918	 vgl.	 Protokoll	
„Rapport	 Présidentiel	 à	 l‘Assemblée	 générale	 de	 la	 Société	 genevoise	 de	 la	 Paix“,	 17.12.1918:	 2,	 UNOG,	
IPM/IPB	307/3.	
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Sektionen,	 angeordnet.227	 Auch	 das	 Erscheinen	 des	 deutschsprachigen	 „Friedens“	 stand	 aus	
finanziellen	 Gründen	 auf	 der	 Kippe.228	 Für	 die	 Schweiz	 bestand	 zudem	 nach	 dem	 Tod	 von	 Albert	
Gobat	die	Gefahr,	dass	der	 Sitz	des	 IFB	nach	Den	Haag,	Brüssel	oder	Paris	 verlegt	werden	könnte.	
Bundespräsident	Arthur	Hoffmann	versicherte	jedoch	Bucher-Heller	noch	vor	dem	Krieg,	dass	er	alles	
in	 seiner	 Macht	 Stehende	 unternehmen	 werde,	 um	 ihn	 in	 Bern	 zu	 behalten.229	 Gemeinsame	
Interessen	 zwischen	 der	 Landesregierung	 und	 dem	 IFB	 bestanden	 etwa	 darin,	 dass	 sie	 in	 der	
Neutralität	und	der	demokratischen	Regierungsform	der	Schweiz	einen	wichtigen	friedensstiftender	
Faktor	in	Europa	sahen.	Im	Ständigen	Komitee	des	IFB	waren	häufig	Nationalräte	vertreten;	mit	dem	
freisinnigen	 Neuenburger	 Robert	 Comtesse	 gehörte	 zwischen	 1912	 bis	 Anfangs	 1915	 sogar	 ein	













schien	 es	 aber,	 als	 würde	 sie	 beinahe	 Deutschland	 in	 Schutz	 nehmen:	 „So	 verwerflich	 vom	
völkerrechtlichen	 Standpunkte	 aus	 die	 Verletzung	 der	 Neutralität	 Belgiens	 durch	 deutsche	 Truppen	
ist,	so	begreiflich	erscheint	sie,	wenn	man	den	Fall	 rein	militärisch	betrachtet.“234	Andere	Zeitungen	
aus	der	Deutschschweiz	übernahmen	sogar	die	Argumente	des	deutschen	Reichskanzlers	Bethmann-
Hollweg,	 so	 etwa	 „Der	 Bund“	 vom	 6.	 August:	 „Deutschland	 kämpft	 um	 seine	 Existenz	 […]	 Der	
deutsche	 Feldzugsplan	 enthält	 also,	 aus	dieser	Not	 Stärke	 ziehend,	 den	 vollkommenen	Verzicht	 auf	
nicht	militärische	Rücksichten	und	ist	von	diesem	Kampf	um	Sein	oder	Nichtsein	diktiert.“235	Auch	die	
„Basler	 Nachrichten“	 bedauerten	 zwar	 die	 Nichtrespektierung	 der	 belgischen	 Grenze	 durch	
Deutschland,	 man	 könne	 und	 müsse	 sie	 aber	 unter	 Berücksichtigung	 der	 von	 Bethmann-Hollweg	
gemachten	 Erklärungen	 verstehen.236	Nur	wenige	 Zeitungen	 aus	 der	Deutschschweiz	 scheinen	 den	
deutschen	Angriff	auf	Belgien	klar	verurteilt	zu	haben,	am	deutlichsten	wohl	die	sozialdemokratische	
„Tagwacht“	von	Robert	Grimm:	„Das	Völkerrecht	ist	in	den	Kot	getreten!“237	
	 Ein	Überblick	 auf	 die	 Schweizer	 Presselandschaft	macht	 deutlich,	 dass	 zwar	 die	welsche	 Presse	
vehement	 gegen	 die	 Verletzung	 der	 Neutralität	 Belgiens	 protestierte,	 sie	 hingegen	 von	 vielen	
																																																						















Zeitungen	 aus	 der	 deutschsprachigen	 Schweiz	 –	 wenn	 überhaupt	 –	 sehr	 zurückhaltend	 verurteilt	
wurde.	 Der	Graben	 zwischen	 den	 Sprachregionen	 trat	 demnach	 gleich	 beim	Ausbruch	 des	 Krieges	
scharf	und	deutlich	zutage.	Es	erwies	sich	für	die	schweizerische	Eidgenossenschaft	einmal	mehr	als	
Herausforderung,	 dass	 die	 nationale	 Identität	 nicht	 über	 eine	 einheitliche	 Sprache,	 Kultur,	 Ethnie	
oder	Konfession	hätte	geschaffen	werden	können,	welche	die	innere	Kohäsion	besser	gewährleistet	
hätte.238	Bereits	vor	Kriegsausbruch	orientierte	sich	die	deutschsprachige	Schweiz	kulturell	stark	an	
Deutschland	und	 zahlreiche	 Intellektuelle	hatten	an	deutschen	Universitäten	einige	Semester	 ihres	
Studiums	verbracht.	Durch	die	„Kaisermanöver“	von	1912	anlässlich	des	Staatsbesuchs	von	Wilhelm	
II.,	der	sich	in	der	Deutschschweiz	einer	grossen	Popularität	erfreute,	gewann	der	nördliche	Nachbar	
zusätzliche	 Sympathien.	 Andererseits	 orientierten	 sich	 die	 welsche	 Schweiz,	 ihre	 Politiker	 und	
Kulturschaffenden	stark	an	Frankreich.	Nach	dem	Kriegsausbruch	verhärtete	sich	diese	Haltung	noch	
und	 die	 Kluft	 zwischen	 den	 Landesteilen	 vertiefte	 sich	 zu	 einem	 staatsgefährdenden	 Konflikt,	weil	
jeder	die	 Sache	des	 sprachverwandten	Nachbarlandes	offen	unterstützte.239	Nachfolgend	gilt	 es	 zu	
erörtern,	wie	sich	die	SFG	zur	Verletzung	der	belgischen	Neutralität	äusserte.	
	 In	der	Ausgabe	des	„Friedens“	vom	September/Oktober,	die	aufgrund	des	infolge	der	Mobilisation	
verursachten	 Personalmangels	 in	 der	 Druckerei	 als	 Doppelausgabe	 erschien,	 äusserte	 sich	 Rudolf	
Geering-Christ,	 der	 Sekretär	 des	 Zentralkomitees	 der	 SFG,	 folgendermassen	 dazu:	 Anders	 als	 die	
deutschfreundliche	 Stimmung	 in	 der	 Presse	 der	 Deutschschweiz,	 wertete	 er	 die	 Neutralitäts-
verletzung	Belgiens	durch	deutsche	Truppen	wie	die	welschen	Sektionen240	als	„brutale	Missachtung	
des	 Völkerrechts“,	 bei	 der	 „ein	 Sturm	der	 Entrüstung“	 durch	 die	 ganze	Welt	 hätte	 gehen	 sollen.241	
„Vorab	die	Regierungen	der	andern	neutralen	Staaten	hätten	mindestens	offiziellen	Protest	erheben	
sollen“,	 wovon	 aber	 nichts	 bekannt	 geworden	 sei.	 Der	 nachträglich	 von	 der	 deutschen	 Regierung	






deutlichen	 Worten	 verurteilte.	 Wie	 „Der	 Friede“	 berichtete,	 wurde	 die	 Redaktion	 der	 Vereins-
zeitschrift	 jedoch	 nach	 dem	 Erscheinen	 der	 Ausgabe	 vom	 September/Oktober	 mit	 Leserbriefen	
überflutet.243	Dabei	gab	es	sowohl	zustimmende	als	auch	kritische	Voten.	 In	der	nächsten	Ausgabe	
des	„Friedens“	liess	sie	einen	eingegangenen	Leserbrief	abdrucken	mit	der	Begründung,	„um	jedem	
Vorwurfe	 der	 Einseitigkeit	 zu	 begegnen.“	 Im	 Brief	 übernahm	 der	 Verfasser	 bzw.	 die	 Verfasserin	
mehrheitlich	 die	 von	 der	 deutschen	 Propaganda	 verbreitete	 Sicht	 der	 Vorgänge.	 So	 erwähnte	 der	
Schreiber	 bzw.	 die	 Schreiberin	 beispielsweise,	 dass	 sich	 Deutschland	 mehr	 und	 mehr	 in	 der	 Lage	
eines	Mannes	befunden	habe,	dem	seine	Widersacher	–	gemeint	war	die	Entente	–	eine	Schlinge	um	
den	 Hals	 geworfen	 haben.	 „[…]	 als	 dann	 noch	 ein	 (oder	 mehrere?)	 französischer	 Flieger	 Belgien	
anstandslos	überflog	etc.,	so	musste	Belgiens	Neutralität	den	Deutschen	als	verdächtig	oder	bereits	
gebrochen	erscheinen.“244	
	 Als	Antwort	auf	diesen	Leserbrief	 liess	der	„Friede“	verlauten,	dass	dieser	 im	Wesentlichen	den	
Anschauungen	der	einen	der	kriegführenden	Parteien	entspreche	–	gemeint	war	Deutschland	–,	„die	
uns	 auch	 in	 der	 deutschen	 Schweiz	 alltäglich	 von	 jenseits	 des	 Rheins	 aufgenötigt	 werden.“245	 Der	











Äusserungen	 „von	 Unneutralen,	 nämlich	 von	 Menschen	 fremder	 Nationalität	 oder	 Abstammung“	
gekommen.	 Die	 Redaktion	 versuche	 dagegen	 bei	 der	 Beurteilung	 der	 Ereignisse	 in	 Belgien	 einen	
möglichst	 neutralen	 Standpunkt	 einzunehmen,	 der	 „sich	 nicht	 auf	 die	 Sympathie	 oder	 Antipathie	
einem	 der	 kriegführenden	 Völker	 gegenüber	 [stützt].“246	 Der	 eingesandte	 Leserbrief	 musste	 zwar	
nicht	von	einem	Mitglied	der	SFG	stammen,	da	ihre	Vereinszeitschrift	auch	Personen	ausserhalb	des	
Vereins	erreichte	und	z.	B.	in	Restaurants	zur	Lektüre	auflag.	Es	darf	aber	angenommen	werden,	dass	
die	 Verurteilung	 der	 Verletzung	 der	 belgischen	 Neutralität	 bei	 zahlreichen	 Mitgliedern	 aus	 der	
Deutschschweiz	 nicht	 so	 deutlich	 ausfiel	 wie	 bei	 Rudolf	 Geering-Christ,	 der	 als	 Sekretär	 des	
Zentralkomitees	 spätestens	 ab	 1917	 offen	 für	 die	 Entente	 Partei	 ergriff.247	 Die	 grundsätzliche	
Meinung	 aber,	 dass	 Deutschland	 mit	 dem	 Einmarsch	 in	 Belgien	 eine	 „brutale	 Missachtung	 des	
Völkerrechts“248	begangen	 hatte,	 vertraten	 die	 führenden	Mitglieder	 der	 SFG	während	 des	 ganzen	
Krieges.	 Erst	 deren	 Interpretation,	 beispielsweise	 im	 Zusammenhang	 mit	 anderen	 Völkerrechts-

















Mit	 der	 Feststellung	 des	 „Friedens“,	 dass	 die	 öffentliche	 Meinung	 in	 der	 Schweiz	 vom	 Ausland	
beeinflusst	 werde,	 verdeutlicht,	 dass	 die	 kriegführenden	 Staaten	 die	 neutralen	 Länder	 von	 der	
Legitimität	 ihrer	 Kriegsführung	 überzeugen	 wollten	 und	 ihre	 Haltung	 vor	 dem	 „Gericht	 der	
Neutralen“	 zu	 rechtfertigen	 versuchten	 (vgl.	 Abb.	 5).	 In	 diesem	 Buch	 wird	 gezeigt,	 dass	 auch	 die	
pazifistischen	 Gruppierungen	 in	 den	 neutralen	 Ländern	 verdächtigt	 wurden,	 mit	 ihren	 Aktivitäten	
zugunsten	 des	 Friedens	 die	 eine	 oder	 andere	 Mächtegruppierung	 begünstigen	 zu	 wollen.249	 Der	
ausländischen	Propaganda	war	im	Laufe	des	Krieges	jedes	Mittel	recht,	um	die	öffentliche	Meinung	
in	 der	 Schweiz	 auf	 ihre	 Seite	 zu	 ziehen,	 was	 eine	 Bewährungsprobe	 für	 den	 Zusammenhalt	 der	













zumindest	 ein	 Minimum	 an	 Beziehungen	 zwischen	 den	 verfeindeten	 Staaten	 aufrechterhalten	
werden.251	 Dies	 war	 ihrer	 Meinung	 nach	 umso	 wichtiger,	 weil	 die	 Aktivitäten	 der	 nationalen	
Friedensgesellschaften	nach	Kriegsausbruch	auf	ein	Mindestmass	reduziert	worden	waren.	
	 Diese	 Hoffnung	 wurde	 durch	 die	 Tatsache	 getrübt,	 dass	 im	 IFB	 die	 beiden	 Garanten	 für	 eine	
aktive,	 politisch	orientierte	Arbeit	 fehlten.	Der	 Leiter	Albert	Gobat	war	 im	März	 1914	 gestorben252	
und	der	belgische	Senator	Henri	 La	Fontaine,	der	Präsident	des	 Internationalen	Rates,	war	mit	der	
belgischen	 Regierung	 ins	 Exil	 nach	 London	 geflüchtet.253	 Besonders	 die	 deutschen	 und	
österreichischen	PazifistInnen	wollten	verhindern,	dass	das	 IFB	als	Plattform	für	Kontakte	zwischen	
den	 verfeindeten	 Ländern	 ausfiel,	 weil	 es	 noch	 das	 einzig	 übrig	 gebliebene	 Sprachrohr	 des	
Internationalismus	 war.	 Sie	 befürchteten	 aber,	 dass	 das	 IFB	 einseitige	 Beschlüsse	 zugunsten	 der	
Entente	 fällen	 würde,	 weil	 das	 Stände	 Komitee	 von	 drei	 welschen	 Schweizern	 –	 Georges	 Bovet,	
Robert	Comtesse	und	Henri	Carrière	–	besetzt	war,	die	ebenso	wie	der	Sekretär	Henri	Golay	mehr	





13.	 August	 1914	 wird	 ersichtlich,	 dass	 dieser	 den	 Vorschlag	 von	 Quidde	 unterstützte.256	 Die	
Angehörigen	 des	 Direktionskomitees	 sollten	 gemäss	 Quiddes	 Auffassung	 während	 des	 Krieges	 in	
Bern	 bleiben,	 die	 Führung	 aller	 Friedenskräfte	 in	 seiner	 Hand	 vereinigen,	 die	 vorgefallenen	
Völkerrechtsverletzungen	 der	 Politik	 zur	 Last	 legen	 und	 auf	 die	 Beendigung	 des	 Krieges	
hinarbeiten.257	
	 Diese	Ansicht	über	die	Rolle	des	 IFB	während	des	Krieges	 stiess	 in	den	Reihen	der	PazifistInnen	
aus	den	Ländern	der	Entente	und	der	welschen	Schweiz	auf	heftige	Opposition.	Sie	stuften	den	Krieg	
in	ihren	Ursachen	und	möglichen	Folgen	nicht	wie	viele	PazifistInnen	aus	Ländern	der	Mittelmächte	
in	 die	 Kategorie	 der	 bisher	 üblichen	 Konflikte	 ein,	 sondern	 stilisierten	 ihn	 zu	 einer	 Aus-
einandersetzung	 zwischen	 Freiheit	 und	 Demokratie	 einerseits	 vs.	 Despotismus	 und	 Militarismus	





„Pour	 le	 moment,	 nous	 ne	 pouvons	 plus	 agir	 en	 pacifistes,	 mais	 seulement	 en	
démocrates,	insurgés	contre	l’impérialisme	et	le	caporalisme.	Et	la	guerre	durera	jusqu’à	

















seinem	Schreiben	 verlauten,	 dass	Gobat	 und	 Suttner	 froh	darüber	 sein	 dürfen,	 dass	 sie	 in	 Frieden	




Angehörigen	 dieser	 Konfession	 gehörten	weiterhin	 zu	 diesem	Teil	 der	 Friedensbewegung,	 der	 sich	
mit	 dem	 Krieg	 nicht	 abfinden	 konnte.262	 Ebenfalls	 hinkte	 Mochs	 Argumentation,	 weil	 er	 das	
autokratisch	 regierte	 russische	 Zarenreich	 auf	 die	 gleiche	 Ebene	 wie	 die	 demokratisch	 regierten	
westlichen	Länder	stellte;	eine	Verlegenheit,	aus	der	in	der	Tat	erst	die	Russische	Februarrevolution	
im	 Jahr	 1917	 heraushalf.263	 Das	 von	 Henri	 La	 Fontaine	 im	 Oktober	 ohne	 Rücksprache	 mit	 den	
anderen	Ratsmitgliedern	zur	Veröffentlichung	vorgesehene	Manifest	Ce	que	les	pacifistes	ont	à	dire,	
das	die	deutsche	Kriegsschuld	und	nur	deutsche	Völkerrechtsverletzungen	erwähnte,	verschärfte	die	
Spannungen	 zwischen	 den	 zwei	 Lagern	 weiter.264	 Fried	 protestierte	 sofort	 gegen	 La	 Fontaines	
Vorhaben.265	 Die	 Aufrechterhaltung	 der	 Kontakte	 auf	 internationaler	 Ebene	war	 zudem	erschwert,	
weil	 die	 Zustellung	 der	 Briefe	 durch	 die	 Kriegswirren	 und	 die	 Zensur	 nicht	 immer	 gewährleistet	
werden	konnte.266	
	 Neuen	 Schub	 in	 die	 Diskussion	 brachte	 der	 Vorsitzende	 des	 deutschen	 „Verbandes	 für	
internationale	 Verständigung“,	 Otfried	 Nippold.	 Dieser	 machte	 bei	 Kriegsausbruch	 von	 seiner	
doppelten	Staatsbürgerschaft	Gebrauch	und	kehrte	 in	die	Schweiz	 zurück,	wo	er	 in	Schwanden	bei	
Sigriswil	 am	 Thunersee	 lebte.	 Weil	 das	 IFB	 die	 einzige	 noch	 funktionierende	 Zentralstelle	 des	
Internationalismus	war,	 schlug	er	dem	Büro	 in	Bern	vor,	die	Zusammenfassung	aller	Friedenskräfte	
anzustreben.267	Auf	seine	Initiative	hin	und	mit	Frieds	Unterstützung	fand	in	den	Räumen	des	IFB	am	
31.	 Oktober	 eine	 Konferenz	 zwischen	 Pazifisten	 aus	 den	Mittelmächten	 und	 der	 Schweiz	 statt.268	
Helmut	Mauermann	verortet	die	Sitzungen	fälschlicherweise	erst	im	November.269	Während	der	von	
Bucher-Heller	präsidierten	Konferenz	waren	sich	die	Anwesenden	einig,	dass	die	Zeitschrift	des	Büros	
„Le	 mouvement	 pacifiste“	 wieder	 erscheinen	 sollte.	 Jedoch	 wurde	 sie	 nur	 noch	 in	 französischer	
Sprache	 herausgegeben,	 was	 insbesondere	 der	 Präsident	 der	 Sektion	 Zürich,	 Gustav	 Maier,	
bedauerte.	Auch	die	Sektion	Schaffhausen	bereute	im	Januar	1915	diese	sprachliche	Einschränkung	
und	machte	Golay	in	einem	Brief	darauf	aufmerksam,	dass	die	Leute	auf	dem	Land	in	ihrem	Kanton	
der	 französischen	 Sprache	 oft	 nicht	 mächtig	 seien.270	 Ansonsten	 gingen	 die	 Meinungen	 über	 die	
Handlungsmöglichkeiten	des	IFB	weit	auseinander.	Während	Nippold,	Fried	und	Quidde	das	IFB	zur	





















Nach	dem	Einfall	deutscher	Truppen	 ins	neutrale	Belgien	herrschte	 in	weiten	Teilen	der	 Schweizer	
Bevölkerung	 die	 Meinung	 vor,	 dass	 eine	 starke	 Armee	 das	 beste	 Mittel	 sei,	 um	 sich	 gegen	
Angriffskriege	 zu	 schützen.	 So	 erfüllten	 die	 „Neuen	 Zürcher	 Nachrichten“	 zwar	 die	 Ereignisse	 in	
Belgien	 mit	 „tiefer	 Teilnahme“,	 doch	 vertrat	 sie	 die	 Meinung,	 dass	 das	 Land	 seinem	 Schicksal	
entronnen	wäre,	 „hätte	 es	 einen	 seinen	 reichen	 Kräften	 auch	 nur	 teilweise	 angemessene	wirkliche	
Armee	geschaffen.“272	Weil	weite	Teile	der	Bevölkerung	den	Pazifismus	 für	eine	Bewegung	hielten,	
welche	die	Landesverteidigung	schwächte,	wurde	das	IFB	und	die	SFG	vor	allem	bei	Kriegsausbruch	
Opfer	 polemischer	 Angriffe.	 Um	 diese	 Anschuldigungen	 zu	 veranschaulichen,	 wird	 im	 Folgenden	
exemplarisch	auf	ein	Beispiel	eingegangen.	
		 Im	Feuille	d’avis	de	Neuchâtel	vom	10.	September	1914	wurde	das	IFB	und	die	SFG	geradezu	dem	
Spott	 preisgegeben,	 weil	 die	 Friedensbewegung	 den	 Kriegsausbruch	 nicht	 habe	 verhindern	
können.273	 Es	 erstaunt	 nicht,	 dass	 ein	 solcher	Artikel	 in	 einer	Neuenburger	 Zeitung	 erschien,	 denn	
dort	 befand	 sich	 mit	 den	 Lokalsektionen	 Boudry,	 Fleurier,	 La	 Chaux-de-Fonds,	 Le	 Locle	 und	
Neuenburg	eine	der	aktivsten	Kantonalsektionen	der	SFG.274	Der	grundlegende	Kritikpunkt	im	Artikel	
bestand	 darin,	 dass	 die	 Ideen	 des	 Pazifismus	 einer	 friedlichen	 Konfliktlösung	 zwischen	 Staaten	





des	 tribunaux	 d’arbitrage	 –	 et	 il	 faut,	 en	 vérité,	 avoir	 la	 foi	 robuste	 pour	 nourrir	 des	
pareilles	 illusions	 –	 […].	 Ces	 pauvres	 diables	 de	 pacifistes	 […].	 Il	 faut	 […]	 constater	 la	
faillite	du	pacifisme	dont	on	se	doutait	d’ailleurs	un	peu.	[…]	Tant	que	 l’homme	restera	








„Le	pacifiste,	donc,	 trouve	parfaitement	naturel	que	ses	nationaux	 foulent	aux	pieds	 le	
















unzähliges	 Elend	 sorgen	 würden.	 Die	 Friedensbewegung	 habe	 zudem	 die	 Legitimität	 des	
Verteidigungskrieges	 nie	 bestritten,	 auch	 wenn	 die	 Hoffnung	 bestehe,	 dass	 auch	 dieser	 einmal	
überflüssig	 sein	 werde.	 Dementsprechend	 hob	 die	 SFG	 im	 Antwortschreiben	 ihr	 Bekenntnis	 zur	
Landesverteidigung	hervor:	„Nous	sommes	des	patriotes,	ardemment	attachés	à	notre	patrie	et	prêts	
à	 la	 défendre.	 Pour	 la	 plupart,	 nous	 avons	 été	 ou	 sommes	 encore	 des	 soldats	 et	 nos	 fils	 sont	 à	 la	
frontière.“278	
	 Die	Anschuldigungen	gegen	die	SFG	waren	nicht	neu.	Das	 stets	wiederkehrende	Bekenntnis	 zur	
Vaterlandstreue	 und	 der	 Landesverteidigung	 konnte	 nicht	 verhindern,	 dass	 die	 schweizerische	
Friedensbewegung	 bereits	 vor	 1914	 ins	 Schussfeld	 öffentlicher	 Kritik	 geriet.279	 Um	 weitere	
Missverständnisse	 zu	 verhindern	 und	 ihre	 pazifistischen	 Grundsätze	 der	 Bevölkerung	 näher-
zubringen,	 publizierte	 die	 SFG	 die	 Antwort	 an	 das	 Feuille	 d’avis	 de	 Neuchâtel	 in	 verschiedenen	
Zeitungen	 des	 Kantons	 Neuenburg.280	 Ebenfalls	 liess	 die	 SFG	 den	 Redaktionen	 die	 Broschüre	 „Les	
victoires	du	pacifisme“281	zukommen,	die	anlässlich	der	pazifistischen	Konferenz	am	17.	Mai	1914	im	
Internationalen	Kriegs-	und	Friedensmuseum	in	Luzern	gedruckt	worden	war	und	die	das	durch	die	
Friedensbewegung	 Erreichte	 verdeutlichen	 sollte.282	 Es	 handelt	 sich	 um	 eine	 Rede	 von	 Édouard	
Quartier-la-Tente,	des	Präsidenten	der	Sektion	Neuenburg,	die	dieser	auf	der	erwähnten	Konferenz	
in	 Luzern	 gehalten	 hatte.	 In	 der	 Broschüre	 wurde	 darauf	 hingewiesen,	 dass	 in	 der	 öffentlichen	
Meinung	pazifistische	Lösungsansätze	 immer	öfter	bevorzugt	würden,	während	 früher	unter	vielen	
Regierenden	 Krieg	 geradezu	 als	 eine	 göttliche	 Mission	 galt.	 Die	 Kriegsführung	 sei	 zudem	 klaren	
Regeln	 unterworfen,	 so	 beispielsweise	 die	 Rolle	 der	 neutralen	 Staaten,	 der	 Einsatz	 von	
Sanitätsverbänden	 und	 die	 Behandlung	 von	 Kriegsgefangenen.	 Nicht	 zuletzt	 wurde	 durch	 die	
Errichtung	eines	permanenten	Schiedsgerichtshofs	in	Den	Haag	1901	ein	Instrument	geschaffen,	mit	




„Die	 Pazifisten	 haben	 niemals	 behauptet,	 dass	 es	 in	 ihrer	Macht	 stehe,	 einen	 Krieg	 zu	
verhindern;	 sie	 haben	 immer	 nur	 den	 Ausbau	 von	 Einrichtungen	 gefordert,	 die	 es	




Einschätzungen	 von	 zunehmend	 harmonischen	 Beziehungen	 zwischen	 den	 Staaten	 auf	
internationaler	 Ebene	 deutlich.	 Diese	 mussten	 mit	 dem	 Kriegsausbruch	 einen	 jähen	 Dämpfer	
erleiden;	 sie	 waren	 ebenfalls	 ein	 Grund	 für	 die	 zahlreichen	 Anschuldigungen	 gegen	 die	 SFG.	
Geradezu	 tragisch	 mutet	 es	 an,	 wenn	 Quartier-la-Tente	 wenige	 Monate	 vor	 Ausbruch	 des	 Ersten	
																																																						












eine	 Auseinandersetzung	 mit	 ihren	 pazifistischen	 Überzeugungen	 einsetzen.	 Die	 aufkommende	
Reflexion	 konnte	 aber	 nicht	 verhindern,	 dass	 sich	 Mitglieder	 von	 der	 SFG	 abwandten,	 sich	
Entmutigung	 verbreitete	 und	 viele	 Sektionen	 infolgedessen	 Mitgliederrückgänge	 zu	 beklagen	
hatten.285	 Nach	 Kriegsausbruch	 suchten	 viele	 Menschen	 nach	 geeigneteren	 Ansätzen	 für	 die	
Friedenssicherung,	 welche	 die	 traditionellen	 Friedensgesellschaften	 nicht	 bieten	 würden.	 Auf	 das	
Entstehen	neuer	pazifistischer	Organisationen	wird	im	nächsten	Kapitel	eingegangen.	
	 Auf	den	Vorwurf	des	Scheiterns	pazifistischer	Ideen	war	in	den	Reihen	der	Mitglieder	der	SFG	die	
Rechtfertigung	 geläufig,	 dass	 die	 Friedensbewegung	 zwar	 auf	 dem	 richtigen	Weg	 gewesen	 sei	 und	
nur	zu	wenig	Zeit	gehabt	habe,	ihre	Wirkung	voll	zu	entfalten.286	Das	war	eine	Ansicht,	die	etwa	auch	
Otfried	 Nippold	 vertrat.287	 Viele	 PazifistInnen	 fühlten	 sich	 aber	 auch	 durch	 ihre	 Kritik	 am	
bestehenden	System	bestätigt:	Nicht	ihre	Ideen	haben	Schiffbruch	erlitten,	sondern	vielmehr	die	alte	
Diplomatie	mit	 ihren	 Geheimverträgen	 und	 dem	 Prinzip	 der	 Friedenserhaltung	mittels	 Rüstung.288	
„Der	Friede“	brachte	es	folgendermassen	auf	den	Punkt:	„Nicht	unsere	Lehren,	sondern	die	unserer	
Gegner	 haben	 elend	 Schiffbruch	 gelitten.“289	 Die	 führenden	Mitglieder	 der	 SFG	 gaben	 sich	 zudem	
optimistisch,	dass	die	schrecklichen	Folgen	des	Krieges	den	Menschen	die	Augen	öffnen	und	sie	für	
den	 Pazifismus	 empfänglich	machen	würden.290	Weil	 ihre	 Kritik	 am	bestehenden	 System	 zu	wenig	




„Unsere	 Voraussagen	 über	 einen	 künftigen	 europäischen	 Krieg,	 den	 wir	 so	 gerne	
unmöglich	 gemacht	 hätten,	 sind	 zur	 grässlichen	 Wahrheit	 geworden,	 und	 diejenigen,	
welche	 Führer	 der	Völker	 sein	 sollten	 zu	 immer	 höheren	Kulturaufgaben,	 hatten	 taube	





die	 Gründung	 neuer	 pazifistischer	 Organisationen	 zur	 Folge.292	 Das	 Entstehen	 von	 Gruppierungen	
neuer	 Art,	 die	 sich	 neben	 die	 Friedensgesellschaften	 alter	 Observanz	 gesellten,	 widerspiegelt	 das	
Bedürfnis	 nach	 energischer	 Friedenstätigkeit	 und	 nach	 neuen	 politischen	 Konzepten.293	 Bei	 den	
neuen	 Organisationen	 herrschte	 das	 Gefühl	 vor,	 dass	 die	 bisherige	 Friedensbewegung	 mit	 ihrem	














entspreche.294	Besonders	deutlich	brachte	es	der	 religiöse	 Sozialist	 Leonhard	Ragaz	 auf	den	Punkt.	
Nach	dem	Ausbruch	des	Weltkrieges	suchte	er	nach	einem	neuen,	kompromissloseren	und	mehr	in	
die	 Tiefe	 wirkenden	 Pazifismus.	 In	 seiner	 Zeitschrift	 „Neue	 Wege“	 beurteilte	 er	 die	 bisherige	




ersten	Monaten	nach	Kriegsausbruch	entstand	als	 Folge	der	Kritik	 an	den	 verschiedenen	Ansätzen	
des	 Vorkriegspazifismus	 in	 den	 Niederlanden	 am	 8.	 Oktober	 der	 Anti-Oorlog-Raad	 (NAOR).	 In	
Grossbritannien	 löste	 der	 Eintritt	 des	 Landes	 in	 den	 Krieg	 die	 Gründung	 der	Union	 of	 Democratic	
Control	 (UDC)	 und	 auf	 christlicher	 Seite	 der	 Fellowship	 of	 Reconciliation	 (FOR)	 aus.297	 Ausserdem	
wurde	 im	 November	 in	 London	 die	 No-Conscription	 Fellowship	 (NCF)	 gegründet,	 die	 gegen	 die	
Wehrpflicht	 in	 Grossbritannien	 kämpfte.	 Ein	 berühmtes	 Mitglied	 war	 der	 Philosoph	 Bertrand	
Russel.298	In	der	Schweiz	bildete	sich	gleichzeitig	zum	Anti-Oorlog-Raad	im	Oktober	unter	Mitwirkung	
von	Otfried	Nippold	das	 „Komitee	 zum	Studium	der	Grundlagen	eines	dauernden	Friedens“	und	 in	
den	USA	1915	die	League	to	Enforce	Peace.	
	 Den	Neugründungen	war	bei	aller	ihrer	Verschiedenheit	die	Überzeugung	gemeinsam,	dass	nach	
dem	 Ende	 des	 Krieges	 nicht	 einfach	 an	 die	 Vorkriegssituation	 angeknüpft	werden	 könne,	 sondern	
dass	 aus	 den	 Erfahrungen	 des	 Weltkrieges	 vielmehr	 fundamentale	 Veränderungen	 im	 inter-
nationalen	 System	 und	 im	 Zusammenspiel	 zwischen	 innerer	 und	 äusserer	 Politik	 hervorgehen	
müssten.299	 Das	 bedeutete,	 dass	 innere	 Reformen	 wie	 die	 parlamentarische	 Kontrolle	 der	
Regierungen	 und	 sozialer	 Ausgleich	 als	 Voraussetzung	 für	 äusseren	 Frieden	 und	 für	 eine	 engere	
Zusammenarbeit	mit	den	anderen	europäischen	Staaten	betrachtet	wurden.300	Nach	dem	Versagen	
der	 Friedenspolitik	 der	 Regierungen	 dürfe	 es	 für	 den	 zukünftigen	 Pazifismus	 also	 keine	 Trennung	
zwischen	Innen-	und	Aussenpolitik	mehr	geben.	
	 Weil	 in	 Frankreich	 die	 Ligue	 des	 Droits	 de	 l’Homme	 bereits	 einen	wesentlichen	 Teil	 der	 neuen	
Forderungen,	 das	 Eintreten	 für	 Durchlässigkeit	 zwischen	 innerer	 und	 äusserer	 Politik	 aufgegriffen	
hatte,	 kam	 es	 dort	 zu	 keiner	 entsprechenden	 Neugründung.301	 In	 Deutschland	 bildete	 sich	 im	
November	 1914	 der	 „Bund	 Neues	 Vaterland“	 (BNV).	 Zu	 seinen	 Mitgliedern	 gehörte	 auch	 Albert	
Einstein,	 der	 ein	 Jahr	 später	 die	 Welt	 mit	 seiner	 Allgemeinen	 Relativitätstheorie	 verblüffte.302	
Verschiedene	 Faktoren	 haben	 den	 Anstoss	 zur	 Gründung	 des	 BNV	 gegeben:	 Entgegen	 den	
militärischen	 Erwartungen	 resultierte	 aus	 dem	 Vormarsch	 deutscher	 Truppen	 nicht	 der	 schnelle	
Zusammenbruch	Frankreichs,	sondern	nach	dem	Scheitern	der	Marneschlacht	 in	der	Erstarrung	der	
Fronten	 im	 Stellungskrieg.	 Zudem	 widersprachen	 die	 ersten	 Anzeichen	 für	 Vorstellungen	 von	
deutschen	Kriegszielen	der	offiziellen	Behauptung,	Deutschland	führe	einen	Verteidigungskrieg.303	
	 Die	 neu	 entstandenen	Organisationen	 vertraten	 aber	 keineswegs	 ein	 völlig	 neues	 pazifistisches	
Programm;	die	Übergänge	waren		oftmals	fliessend.	Neben	den	bisherigen	Forderungen	nach	Ausbau	
der	 zwischenstaatlichen	 Beziehungen	 und	 einer	 Föderation	 europäischer	 Staaten	 gewannen	 neue	















über	 den	 neuen	 pazifistischen	 Organisationen	 zeigte	 sich	 in	 der	 Schweiz,	 indem	 das	 IFB	 diese	
Neuschöpfungen	 bedauerte	 und	 sich	 abwartend,	 ja	 ablehnend	 gegenüber	 solchen	 Verbänden	
verhielt,	 die	 vorläufige	 Komitees	 an	 die	 Stelle	 der	 alten	 Friedensgesellschaften	 stellten.305	
Andererseits	galt	es	die	Fühler	auszustrecken	und	mit	den	neuen	pazifistischen	Verbänden	Kontakt	
aufzunehmen.	So	nahm	Bucher-Heller	am	25.	Oktober	an	der	Gründungssitzung	des	„Komitees	zum	
Studium	 einer	 dauernden	 Friedens“	 in	 Bern	 teil.	 Dort	 sprach	 er	 als	 Präsident	 der	 grössten	 und	







eines	 dauerhaften	 Friedensvertrages	 und	 eines	 tatsächlichen	 Friedens	 ausfindig	 zu	 machen	
bemühten.307	 Kritisch	 und	 resignierend	 merkte	 das	 Vereinsblatt	 aber	 an,	 dass	 eine	 obligatorische	
Schiedsgerichtsbarkeit	 zwar	 imstande	 sei,	 Kriege	 zu	 vermindern,	 nicht	 aber	 den	 Krieg	 an	 sich	 zu	
beseitigen.	 „Was	 hilft	 das	 alles,	 wenn	 der	 Wille	 nicht	 vorhanden	 ist,	 diese	 Bestimmungen	 zu	
beachten,	wenn	man	durch	die	Nichtbeachtung	für	sein	Land	einen	Vorteil	erzielen	kann?“308	
	 Verstärkt	 durch	 die	 Neugründungen	 entbrannte	 in	 der	 Friedensbewegung	 eine	 emotional	
geführte	Diskussion	darüber,	was	es	während	des	Krieges	bedeute,	sich	für	den	Frieden	einzusetzen.	
Ist	 es	 beispielsweise	 im	 Sinne	 des	 Pazifismus,	 so	 schnell	 als	 möglich	 einen	 Friedensschluss	
anzustreben,	um	damit	dem	grauenhaften	Massaker	ein	Ende	zu	bereiten?	Sollte	es	nicht	vielmehr	
die	 Aufgabe	 der	 Friedensbewegung	 sein,	 während	 des	 Krieges	 die	 Grundlagen	 der	 zukünftigen	
Friedensordnung	 auszuarbeiten,	 ohne	 sich	 für	 einen	 schnellen	 Friedensschluss	 einzusetzen?	 Oder	
sollte	 eine	 zukünftige	 Friedensordnung	 erarbeitet	 und	 gleichzeitig	 ein	 schneller	 Friedensschluss	
angestrebt	 werden?	 Könnte	 ein	 solcher	 beim	 aktuellen	 Frontverlauf	 überhaupt	 zu	 einem	
dauerhaften	 Frieden	 führen?	 Diese	 Fragen	 erhielten	 zusätzliche	 Brisanz,	 als	 gemäss	 der	
Vereinszeitschrift	 der	 SFG	 nach	 Kriegsausbruch	 zahlreiche	weitere	 pazifistische	Gruppierungen	mit	
unterschiedlichsten	 und	 teilweise	 unklaren	 Zielen	 in	 der	 Schweiz	 wie	 Pilze	 aus	 dem	 Boden	
schossen.309	
	 In	Genf	bildete	sich	beispielsweise	ein	Comité	de	la	Paix	unter	der	Leitung	von	Jules	Monod,	das	
sich	 für	 einen	 schnellen	 Friedensschluss	 einsetzte,	 weil	 der	 Weltkrieg	 die	 Menschheit	 in	 einen	
Zustand	 der	 Barbarei	 zurückversetzen	würde.310	 Bisher	 könne	 sich	 seiner	Meinung	 nach	 keine	 der	
Kriegsparteien	 eines	 ausschlaggebenden	 Sieges	 rühmen,	 doch	 hätten	 sie	 alle	 unwiderbringliche	
Verluste	zu	beklagen,	weshalb	diesem	Massaker	ein	Ende	bereitet	werden	müsse.	Die	Genfer	Sektion	
der	 SFG	 als	 Gegner	 eines	 sofortigen	 Friedensschlusses	 beklagte	 diese	 Neugründung	 und	 liess	
verlauten,	sie	habe	„rien	en	commun	avec	ce	monsieur	et	son	‚Comité	de	la	Paix‘“.311	Max	Daetwyler,	
der	bei	der	Mobilmachung	aus	Protest	gegen	den	Krieg	den	Fahneneid	verweigerte	und	nach	seiner	
Einweisung	 in	 die	 Psychiatrie	 aus	 der	 Armee	 ausgeschlossen	 wurde,	 gründete	 1915	 in	 Bern	 die	
„Friedens-Armee“.	 Die	 SFG	 wünschte	 ihr	 guten	 Erfolg,	 bedauerte	 aber	 eine	 zunehmende	













des	 Krieges	 hinzuarbeiten.313	 In	 den	 Haager-Abkommen	 von	 1899	 und	 1907	 war	 das	 Recht	 der	
neutralen	Staaten	verankert,	mit	einer	Vermittlungsaktion	bei	den	kriegführenden	Staaten	zugunsten	






diplomatische	und	humanitäre	Aktionen	einsetzten,	mahnten	die	 anderen	 zu	Vorsicht	 und	 Zurück-
haltung.315	 In	der	Bundeskanzlei	 häuften	 sich	derweil	 die	 Eingaben	von	Vereinen	und	Parteien,	die	
den	 Bundesrat	 zu	 einer	 Vermittlung	 zwischen	 den	 kriegführenden	 Staaten	 aufriefen.316	 Das	
Zentralkomitee	 der	 SFG	 beschloss	 bereits	 am	 4.	 Oktober	 1914	 eine	 Petition	 bei	 Bundespräsident	
Arthur	Hoffmann	einzureichen.317	Es	 fragte	 ihn	an,	ob	er	es	als	opportun	erachte,	bereits	 jetzt	eine	















	 Bereits	 am	 22.	 November	 wandte	 sich	 das	 Zentralkomitee	 der	 SFG	 mit	 einer	 zweiten	 Eingabe	
erneut	 an	 den	 Bundesrat,	 um	 der	 Petition	 Nachdruck	 zu	 verleihen.	 Obwohl	 eine	 Intervention	 der	
Schweiz	bei	den	kriegführenden	Staaten	zum	momentanen	Zeitpunkt	als	verfrüht	zu	betrachten	sei,	
könne	 sich	 der	 Bundesrat	 „vielleicht	 doch	 schon	 vorgängig	 mit	 anderen	 neutralen	 Staaten	 sich	 in	
Verbindung	setzen	[…],	um	dann	im	gegebenen	Zeitpunkte	sofort	die	gemeinsame	Aktion	einleiten	zu	















Aufgabe	 zu,	 „als	 Vermittler	 bei	 den	 kriegführenden	 Mächten	 aufzutreten.“323	 Die	 Vermittlerrolle,	
welche	die	Schweiz	dabei	spielen	sollte,	sah	die	SFG	auch	für	die	Sprachregionen	vor:	
	








Bundeskanzler	 Hans	 Schatzmann	 lehnte	 im	 Antwortschreiben	 vom	 11.	 Dezember	 im	 Namen	 des	
Bundesrates	 eine	 vorschnelle	 Kontaktaufnahme	 mit	 neutralen	 Staaten	 ab,	 weil	 dieser	 sich	 die	
uneingeschränkte	 Handlungsfreiheit	 bewahren	müsse.325	 Die	welschen	 Sektionen	 der	 SFG	 standen	
einer	 vorschnellen	 Vermittlungsaktion	 über	 die	 neutralen	 Staaten	 skeptisch	 bis	 ablehnend	
gegenüber.	 Besonders	 die	Genfer	 Sektion	 liess	 verlauten,	 dass	 sie	mit	Organisationen,	 die	 sich	 für	
einen	schnellen	Friedensschluss	einsetzen	würden,	nichts	gemeinsam	habe.326	
	 Anders	 als	 bei	 der	 Frage	 einer	 Intervention	 beim	 Bundesrat	 waren	 sich	 die	 welschen	 und	
deutschsprachigen	 Sektionen	 grundsätzlich	 einig,	 dass	 die	 SFG	 zur	 Versöhnung	 zwischen	 den	
Sprachregionen	 in	 der	 Schweiz	 beitragen	 könne.	 So	 schloss	 sie	 sich	 den	 Ideen	 der	 „Neuen	
Helvetischen	Gesellschaft“	(NHG)	an,	die	sich	u.	a.	zum	Ziel	setzte,	die	innerhelvetischen	Differenzen	
zu	überwinden.327	Eine	wichtige	Rolle	spielte	in	der	Schweiz	in	diesem	Kontext	die	von	Ernest	Bovet	
herausgegebene	 Zeitschrift	 „Wissen	 und	 Leben“.	 In	 der	 Kriegszeit	 stand	 sie	 ganz	 im	 Zeichen	 der	
Spannungen	 zwischen	 der	 deutschsprachigen	 und	welschen	 Schweiz,	 wobei	 ihre	 Bemühungen	 auf	
Aussöhnung	der	 sich	 streitenden	Parteien	 im	 In-	und	Ausland	ausgerichtet	waren.328	Überschriften	
wie	„Europas	Selbstmord“329,	„Über	dem	Ringen“330,	„Die	innere	Einigung	der	Schweiz“331	und	„Über	
den	 Graben	 weg“332	 verdeutlichen	 dieses	 Vorhaben.	 In	 einer	 Stunde	 der	 Gefahr	 suchte	 Bovet	 die	
Schweizer	 Bevölkerung	 zu	 beschwören,	 sich	 nicht	 durch	 fremde	 Propaganda	 gegeneinander	
aufhetzen	 zu	 lassen,	 sondern	 sich	die	Hände	 zur	Versöhnung	 zu	 reichen.333	 In	 „Wissen	und	Leben“	
stand	in	diesem	Sinn	geschrieben:	
	
„Keine	 Sympathie,	 weder	 für	 Frankreich	 noch	 für	 Deutschland,	 darf	 unsere	 Einheit	
irgendwie	 bedrohen.	 Wohl	 dürfen	 und	 sollen	 wir	 die	 Ereignisse,	 ihre	 Ursachen,	 ihre	
Wirkungen,	 in	 ruhiger	 Weise	 besprechen,	 doch	 immer	 nur	 um	 das	 Heil	 unseres	
Vaterlandes	 zu	 fördern.	 Wir	 sind	 seine	 Rasse	 und	 kennen	 keinen	 Rassenhass.	 Unsere	














Höhenweg	 in	 die	 Tiefe	 abzulenken,	 der	 sündigt	 gegen	 die	 Arbeit	 von	 sechs	
Jahrhunderten.“334	
	
In	 der	 Vereinszeitschrift	 „Der	 Friede“	 wurde	 ebenfalls	 auf	 die	 Vorträge	 Carl	 Spittelers	 „Unser	
Schweizer	Standpunkt“	und	vor	allem	Paul	Seippels	„Die	gegenwärtige	Ereignisse	vom	Standpunkte	
der	 romanischen	 Schweiz	 betrachtet“	 eingegangen	 und	 ihrer	 versöhnlichen	 Gesinnung	 bei-





































Die	 Möglichkeit	 einer	 gemeinsamen	 Aussprache	 zwischen	 den	 Ratsmitgliedern	 im	 IFB	 ergab	 sich	
während	einer	Sitzung	des	IFB	am	6.	und	7.	Januar	1915	in	Bern.	Der	Belgier	La	Fontaine	hatte	sich	




Ländern	 –	 zum	 Entschluss	 des	 Ratspräsidenten	 bei,	 doch	 noch	 das	 Wagnis	 einer	 Sitzung	
einzugehen.337	 Allerdings	 konnte	 die	 Zusammensetzung	 der	 Sitzung	 nicht	 als	 repräsentativ	 gelten,	
weil	mit	Ausnahme	des	Briten	Joseph	G.	Alexander	alle	Mitglieder	aus	den	Ländern	der	Entente	nicht	
daran	teilnahmen.	Das	Kriegsgeschehen	hatte	ebenfalls	die	Anwesenheit	der	Mitglieder	aus	den	USA	
und	 den	 skandinavischen	 Ländern	 aufgrund	 von	 Reiseschwierigkeiten	 verhindert.338	 Von	 den	
französischen	Vertretern,	 die	 zu	 dieser	 Zeit	mehrheitlich	Militärdienst	 leisten	mussten,	 sprach	 sich	
insbesondere	Gaston	Moch	gegen	die	Sitzung	aus.	Er	 liess	 in	einem	Brief	an	La	Fontaine	verlauten,	
dass	 dieser	 Krieg	 eine	 Fortsetzung	 des	 Kampfes	 der	 Französischen	 Revolution	 für	 die	 Ideale	 von	






à	 Paris	 que	 l’histoire	 du	 monde,	 arrêtée	 depuis	 le	 traité	 de	 Lunéville,	 venait	 de	 se	
remettre	en	marche.	Elle	doit	nous	conduire	à	la	paix	fondée,	non	sur	les	armements	et	la	





künftig	 nur	 noch	 „zuverlässige“	 PazifistInnen	 angehören,	 womit	 er	 auf	 die	 Notwendigkeit	 einer	
programmatischen	Revision	 innerhalb	der	deutschen	Friedensbewegung	anspielte.341	Jedoch	hatten	
die	abwesenden	Mitglieder	aus	den	Ententestaaten	von	der	Übertragung	ihrer	Stimmen	auf	andere	
Ratsangehörige	Gebrauch	gemacht.	Die	Sitzungsprotokolle,	die	 in	den	Beständen	des	 IFB	 im	Archiv	
der	 Vereinten	 Nationen	 in	 Genf	 lagern,	 stellen	 eine	 äusserst	 wichtige	 Quelle	 zur	 Erforschung	 der	
Friedensbewegung	während	des	Ersten	Weltkrieges	dar.342	


















et	 la	 Turquie.	 Je	 fus	 alors	 dénoncé	 comme	 ennemi	 de	 mon	 pays	 par	 toute	 la	 presse	
nationaliste	et	militariste.“344	
	












été	 commises	 dès	 le	 début	 de	 la	 présente	 guerre	 et	 au	 cours	 des	 hostilités,	 contre	 le	
caractère	agressif	et	inexcusable	de	l’ultimatum	adressé	à	la	Serbie	par	le	Gouvernement	





Heilberg,	 de	 Neufville	 und	 Fried	 eine	 Gegenresolution	 vor.	 Sie	 erklärten,	 nur	 einer	 Verurteilung	
zustimmen	zu	können,	die	sich	auf	sämtliche	Völkerrechtsverletzungen,	 inklusive	die	der	Entente	–			
z.	 B.	 die	 mit	 dem	 Völkerrecht	 unvereinbare	 britische	 Seeblockade346	 –	 beziehen	 	 würde.347	 Damit	
wollten	 sie	 in	 erster	 Linie	 verhindern,	 dass	 die	 Resolution	 einseitig	 für	 die	 Propaganda	 gegen	 die	
Mittelmächte	ausgenützt	würde.	Weiter	brachten	die	deutschen	Ratsmitglieder	das	Argument	 vor,	
dass	 eine	 Zustimmung	 zur	 „Motion	 Giretti“	 die	 pazifistische	 Tätigkeit	 in	 Deutschland	 bei	 bereits	
existierenden	 Repressionsmassnahmen	 gegen	 sie	 endgültig	 unmöglich	 machen	 würde.348	 Die	
Abstimmung	 zwischen	den	 zwei	Resolutionen	–	Kompromisse	wurden	nicht	ernsthaft	 angestrebt	–	
ergab	 ein	 Unentschieden:	 Während	 sich	 dem	 deutsch-österreichisch-ungarischen	 Lager	 die	 drei	
Niederländer	und	der	Präsident	der	SFG	Franz	Bucher-Heller	anschlossen,	fand	die	„Motion	Giretti“	
Zustimmung	 bei	 La	 Fontaine,	 dem	 Engländer	 und	 den	 Ratsmitglieder	 aus	 der	 welschen	 Schweiz,	























Bucher-Heller	 stimmte	 für	 die	 allgemein	 gehaltene	 Resolution,	 weil	 „darin	 ist	 natürlich	 auch	 die	
Verletzung	der	belgischen	Neutralität	 inbegriffen,	und	 ich	als	Schweizer	kann	Sie	versichern,	wie	 ich	
mit	Belgien	gefühlt	habe,	denn	ich	habe	mir	gesagt,	dass	uns	das	gleiche	hätte	passieren	können.“350	




Giretti“	 nicht	 aufgegriffen	 hätten	 und	 damit	 die	 darauf	 folgende	 Passivität	 des	 Büros	massgeblich	





	 Im	 weiteren	 Verlauf	 der	 Sitzung	 wurden	 die	 Massnahmen	 zur	 Begünstigung	 eines	
Friedensschlusses	 diskutiert.	 Der	 Brite	 Joseph	 G.	 Alexander	 schlug	 vor,	 über	 die	 Neutralen	 die	
kriegführenden	 Staaten	 zur	 Bekanntgabe	 ihrer	 Kriegsziele	 zu	 veranlassen,	 um	 so	 die	
Friedensvorgespräche	ermitteln	zu	können.	Dem	Schweizer	Bundesrat	müsse	dabei	eine	besondere	




Anbetracht	 des	 Frontverlaufs	 Deutschland	 die	 Chance	 einer	 europäischen	 Hegemonialstellung	
verschaffen,	 die	 Entente	 dagegen	 aber	 jeder	 Möglichkeit	 berauben,	 den	 deutschen	 Militarismus	
niederzuringen.355	Der	Rat	entschloss	 sich	deshalb,	 seinerseits	auf	einen	entsprechenden	Appell	 an	
die	 neutralen	 Staaten	 für	 eine	 Friedensvermittlung	 zu	 verzichten.	 Zumindest	 konnten	 sich	 die	
Ratsmitglieder	 auf	 das	 Abfassen	 von	 drei	 Appellen,	 an	 die	 „Friedensgesellschaften“,	 an	 die	
„Internationalen	 Organisationen“	 und	 an	 die	 „Intellektuellen“	 einigen.356	 Darin	 wurden	 die	












zentrale	 Rolle	 bei	 der	 Wiederaufnahme	 der	 Beziehungen	 zwischen	 den	 Staaten	 sollte	 den	
Intellektuellen	zukommen,	„les	hommes	de	la	science	et	du	savoir,	à	vous,	les	guides	intellectuels	de	
l’humanité,	qui	avez	pour	mission	de	tenir	haut	et	flottant	le	drapeau	de	la	civilisation	[…].“358	In	den	
Appellen	 und	 Forderungen	 für	 einen	 zukünftigen	 Frieden	 wurde	 deutlich,	 dass	 der	 Krieg	 bereits	
weiterführende	Überlegungen	zu	einer	dauerhaften	Friedenssicherung	stimuliert	hatte.	So	wurden	u.	
a.	 die	 Beteiligung	 der	 neutralen	 Staaten	 an	 den	 Friedensverhandlungen,	 die	 Schaffung	 einer	
Staatenorganisation	 mit	 Vertretungs-	 und	 Vollzugsorganen	 sowie	 einer	 ständigen	 Gerichtsbarkeit,	
allgemeine	Abrüstung	und	die	Enteignung	der	Rüstungsindustrie,	die	Ungültigkeit	geheimer	Verträge,	
das	 Verbot	 aller	 Offensiv-	 und	 Defensivbündnisse,	 die	 Sicherung	 der	 Rechte	 für	 nationale	
Minderheiten,	 das	 Selbstbestimmungsrecht	 der	 Völker	 und	 die	 Öffnung	 aller	 Kolonien	 nach	 dem	
Prinzip	der	„offenen	Tür“	gefordert.359	
	 Neben	 diesen	 Appellen	 hatte	 die	 Ratssitzung	 einige	 personelle	 Wechsel	 zur	 Folge.	 Der	
zurückgetretene	 ehemalige	 Bundesrat	 Robert	 Comtesse	 wurde	 durch	 Bucher-Heller	 im	 Ständigen	
Komitee	ersetzt	und	Georges	Bovet	zum	Präsident	dieses	Gremiums	gewählt.360	Dies	geschah	nicht	
nur	wegen	 Bucher-Hellers	 besonderem	 Engagement	 für	 die	 Sache	 des	 Friedens,	 sondern	 auch	mit	
Blick	auf	die	Klagen	der	deutschen	Seite,	die	 in	der	personellen	Besetzung	des	Komitees	durch	drei	
welsche	Schweizer	keine	Gewähr	 für	die	Neutralität	des	 IFB	gegeben	sahen.361	Bucher-Heller	war	–	
wie	 seine	 Stimmabgabe	 zugunsten	 des	 deutsch-österreichischen	 Lagers	 gezeigt	 hatte	 –	
deutschfreundlich	gesinnt,	 redete	aber	keinesfalls	einem	pro-deutschen	Frieden	das	Wort,	sondern	
setzte	 sich	 für	 einen	 ausgewogenen	 und	 gerechten	 Verständigungsfrieden	 ein.	 Die	 Sitzung	 im	 IFB	
förderte	 auch	 den	 Graben	 zwischen	 ihm	 und	 seinen	 welschen	 Kollegen	 zutage,	 die	 allesamt	 die	
„Motion	Giretti“	befürwortet	hatten.	
	 Obwohl	 sich	 die	 im	 IFB	 versammelten	 Pazifisten	 wenigstens	 zum	 Abfassen	 einiger	 Appelle	
aufraffen	konnten,	erwies	sich	die	Sitzung	insgesamt	gesehen	eher	als	Fiasko.	Das	Büro	vertagte	sich	




Aufgrund	 der	 verbreiteten	 Anfeindungen	 gegen	 sie	 und	 infolge	 der	 Orientierungslosigkeit	 in	 ihren	
Reihen	 sahen	 viele	 PazifistInnen	 die	 Zeit	 für	 intensive	 Friedensarbeit	 als	 verfrüht	 an.	 Weil	 sie	
trotzdem	 einen	 Beitrag	 zur	 Linderung	 der	 Kriegsfolgen	 leisten	wollten,	 setzten	 sich	 zahlreiche	 von	
ihnen	 im	 Rahmen	 von	 humanitären	 Organisationen	 ein.	 In	 der	 Schweiz	 kam	 dabei	 dem	 Inter-
nationalen	 Komitee	 vom	 Roten	 Kreuz	 (IKRK)	 und	 der	 nationalen	 Rotkreuz-Gesellschaft	 (SRK)	 eine	
wichtige	Rolle	zu.	Bereits	im	ersten	Kriegsmonat	veranlasste	der	Genfer	Gustave	Ador,	Regierungsrat	
und	 Nationalrat	 sowie	 seit	 1910	 Präsident	 des	 IKRK,	 die	 Schaffung	 einer	 Vermittlungsagentur	 für	
Kriegsgefangene.362	 Die	 wichtigste	 Aufgabe	 der	 Agence	 Internationale	 des	 Prisonniers	 de	 Guerre	




























der	 Schweiz	 und	 anderer	 Länder.365	 Die	 von	 der	 AIPG	 übernommenen	 Aufgaben	 wollte	 das	 IFB	
ursprünglich	sogar	selbst	auf	sich	nehmen.	Golay	und	Bundespräsident	Arthur	Hoffmann	standen	zu	
diesem	 Zweck	 in	 gegenseitigem	 Briefkontakt.366	 Weil	 Zeitungen	 in	 Frankreich	 und	 Deutschland	
bereits	berichtet	hatten,	dass	das	IFB	für	die	Vermittlung	zugunsten	von	Kriegsgefangenen	zuständig	
sei,	wurde	das	Büro	 in	Bern	während	der	ersten	Kriegsmonate	von	Anfragen	 regelrecht	überhäuft.	
Nach	 der	 Initiative	 von	 Gustav	 Ador	 trat	 das	 IFB	 aber	 zugunsten	 des	 Roten	 Kreuzes	 zurück.367	
Allerdings	 rief	 die	 SFG	 dazu	 auf,	 dass	 sich	 ihre	 Sektionen	 den	 Samaritervereinen	 und	 den	
Zweigvereinen	des	Roten	Kreuzes	 zur	Verfügung	 stellen	 sollten.368	 Zudem	übernahm	das	 IFB	 selbst	
zahlreiche	 Hilfeleistungen	 zugunsten	 von	 Zivilpersonen	 und	 Kriegsgefangenen.	 Es	 erkundigte	 sich	
über	die	Behandlung	der	Soldaten	in	den	Gefangenenlagern.	Weiter	übermittelte	das	IFB	Briefe	und	
intervenierte	zugunsten	von	Zivilinternierten,	um	ihnen	die	Rückkehr	in	ihre	Heimat	zu	erleichtern.	In	
den	 ersten	 14	 Monaten	 nach	 Kriegsausbruch	 wurden	 auf	 diese	 Weise	 mehr	 als	 100‘000	 Briefe	
übermittelt.369	
	 Die	 Ausführungen	 zum	 humanitären	 Engagement	 der	 SFG	 und	 des	 IFB	 machen	 deutlich,	 dass	
diese	 auch	Bestandteil	 der	humanitären	Hilfe	der	 Schweiz	während	des	 Ersten	Weltkrieges	waren.	
Die	Leistungen	 in	diesem	Bereich	nahmen	unterschiedlichste	Formen	an:	Auf	diplomatischer	Ebene	
vertrat	sie	die	Interessen	einzelner	kriegführender	Staaten	und	wirkte	auf	das	Zustandekommen	von	
Vereinbarungen	 zwischen	 ihnen	 hin.	 Sie	 organisierte	 zu	 deren	 Erholung	 Internierungen	 von	











zahlreiche	 weitere	 Privatinitiativen	 zustande,	 wie	 etwa	 die	 Gründung	 des	 Hilfswerks	 der	
schweizerischen	Hochschulen	für	kriegsgefangene	Studenten.371	
	 Das	 grosszügige	 humanitäre	 Engagement	 verlieh	 dem	 Land	 eine	 bedeutende	 Rolle	 auf	 dem	
internationalen	 Parkett.372	 Die	 Dienste	 der	 Schweiz	 wurden	 von	 den	 kriegführenden	 Staaten	
geschätzt	und	dienten	dem	guten	Ruf	des	 Landes.	 Insofern	war	das	 vermittelnde	Engagement	 von	
grossem	Nutzen	für	die	Rechtfertigung	der	Neutralität,	denn	die	kriegführenden	Länder	sahen	häufig	





eines	 neutralen	 Landes,	 mitten	 im	 furchtbaren	 Kampfe	 der	 Völker	 die	 Stimme	 der	 Humanität	 zu	
erheben	und	zur	Linderung	der	Kriegsnot	beizutragen.“374	Die	dadurch	geschaffene	 Identität	stärkte	
den	 nationalen	 Zusammenhalt	 und	 trug	 dazu	 bei,	 den	 Graben	 zwischen	 welschen	 und	
deutschsprachigen	 Schweizern	 zu	 überbrücken.375	 Das	 humanitäre	 Engagement	 der	 Schweiz	 war	
deshalb	 auch	 nicht	 völlig	 uneigennützig.	 So	 brachten	 beispielsweise	 die	 Internierten	 dem	


















begrüsste	 sie	 die	 Gründung	 eines	 Roten	 Kreuzes	 für	 Pferde,	 das	 sich	 um	 das	 Wohl	 dieser	 Tiere	
während	des	Krieges	kümmern	sollte.377	Durch	diese	Forderung	wird	die	Nähe	der	SFG	zu	weiteren	











zum	 Krieg	motiviert	würden	 und	 das	 Vereinsblatt	 „Der	 Friede“	wurde	 auch	 für	 dessen	 Auflage	 an	
alkoholfreie	 Restaurants	 verschickt.378	 Zudem	 gab	 es	 im	 Jahr	 1915	 ebenso	 wie	 im	 Jahr	 2015	 eine	
Diskussion	um	die	Schweiz	und	ihre	Erinnerungskultur.379	Die	SFG	kritisierte,	dass	an	verschiedenen	
Orten	 im	 Land	die	 Schlacht	 am	Morgarten	 von	 1315	mit	 „militärischen	Gepränge“	 gefeiert	wurde,	
während	 das	 „Friedensinstrument“	 der	 völkerrechtlich	 verbindlichen	 Anerkennung	 der	 schweizer-
ischen	Neutralität	von	1815	kaum	Beachtung	gefunden	habe.380	Das	Vereinsblatt	stellte	fest:	
	
„Krieg	 und	Kriegsgeschrei	 ist	 unser	 Element,	 für	 ‚papierne‘	 Verträge	 haben	wir	 nur	 ein	
mitleidiges	 Lächeln	 übrig.	Unsere	Geschichte	 ist	 Kriegs-	 und	Blutgeschichte;	wir	wissen	




zu	 pädagogischen	 und	 ethischen	 Fragen,	 denn	 sie	 sah	 die	 tiefere	 Ursache	 des	 Krieges	 in	 einem	
„materialistischen	 Egoismus“	 und	 einer	 fehlenden	 ethischen	 Grundlage	 bei	 den	Menschen.382	 Der	
historische	 Ursprung	 der	 SFG	 im	 Erziehungsverein	 wird	 etwa	 durch	 die	 Forderung	 an	 die	 Lehrer	
deutlich,	die	Bedeutung	des	eigenen	Landes	 in	der	Schule	nicht	über	alle	anderen	zu	erhöhen	und	
diese	nicht	 „chauvinistisch“	 zu	 indoktrinieren.	 Ihr	 zufolge	geschehe	dies	 zurzeit	 zu	 ihrem	Bedauern	
vor	allem	in	den	kriegführenden	Ländern.383	Die	Sektion	Waadt	beteiligte	sich	weiter	an	einem	Aufruf	
an	 Eltern,	 ihren	 Kindern	 zu	Weihnachten	 keine	 Kriegsspielsachen	 zu	 schenken,	 weil	 sie	 den	 Krieg	
dadurch	 als	 etwas	 „Gutes“,	 „Natürliches“	 und	 „Notwendiges“	 ansehen	 würden.384	 Die	 Vereins-
zeitschrift	 der	 SFG	 berichtete	 in	 diesem	 Kontext,	 dass	 es	 vor	 allem	 in	 intellektuellen	 Kreisen	 ein	
Interesse	 für	 den	 Frieden	 gebe,	 während	 die	 Friedensbewegung	 für	 einen	 grossen	 Teil	 der	
Bevölkerung	 „ein	 Buch	 mit	 sieben	 Siegeln,	 etwas	 Unverständliches	 und	 Unausführbares“385	 sei.	
Bucher-Heller	 teilte	 beispielsweise	 auf	 der	 Delegiertenversammlung	 der	 SFG	 in	 Herisau	 1916	mit,	
dass	die	SFG	vor	Kriegsausbruch	allen	Nationalräten	das	Buch	„Die	falsche	Rechnung.	Was	bringt	der	
Krieg	ein?“	des	britischen	Publizisten	Norman	Angells	geschenkt	habe,	diese	seien	aber	eine	Antwort	
als	 Reaktion	 darauf	 schuldig	 geblieben.386	 Das	 Friedensthema	wollte	 die	 SFG	 deshalb	 auch	 in	 den	
bisher	 kaum	 erreichten	 Kreisen	 popularisieren	 und	 mit	 ihnen	 vermehrt	 zusammenarbeiten.	 In	
diesem	Sinne	bejahte	sie	die	von	ihr	im	„Frieden“	aufgeworfene	Frage,	
	
„ob	 nicht	 neben	 den	 Friedensgesellschaften	 der	 Welt	 die	 verschiedentlichen	
Menschenschutzbestrebungen,	 die	 Tierschutzbewegung,	 die	 Naturschutzvereinigungen,	
die	 internationale	 Frauenbewegung,	 das	 internationale	 Proletariat,	 die	 Antialkohol-
bewegung,	 die	 Kirche,	 die	 Hochschulen,	 die	 wissenschaftlichen,	 ethischen	 und	 die	
unzähligen	 Rechtsbewegungen	 sich	 heute	 die	 Hand	 bieten	 sollten,	 um	 in	 den	















Bereits	 im	 Februar	 1915	 hatte	 die	 SFG	 ihr	 Vorhaben	 zum	 Teil	 umsetzen	 können,	 indem	 sie	 sich	










erwähnten	 Institutionen	 und	 Verbänden	 –	 der	 organisatorische	 Zusammenschluss	 zwischen	 ihnen	
nannte	sich	„Initiativkomitee	PAX“	–	richtete	die	SFG	am	24.	Februar	1915	ein	
	
„Gesuch	 an	 den	 hohen	 schweizerischen	 Bundesrat,	 er	 möchte	 eine	 internationale	
Konferenz	der	neutralen	Staaten	einberufen,	zu	dem	Zwecke,	die	geeigneten	Schritte	zu	
beraten:	
a) Wie	 ein	 Friede	 anzubahnen	 wäre,	 der	 die	 Bedingungen	 grösserer	 Dauer	 in	 sich	
schliesst,	
b) Wie	 die	 gemeinsamen	 Interessen	 der	 neutralen	 Staaten	 während	 des	 Krieges	 und	
beim	zukünftigen	Friedensschluss	gewahrt	werden	könnten.“389	
	
Die	 Notwendigkeit	 der	 Einberufung	 einer	 internationalen	 Konferenz	 der	 neutralen	 Staaten	 wurde	
einleitend	 damit	 begründet,	 dass	 ein	 Ende	 des	 schrecklichsten	 Krieges,	 der	 die	 Menschheit	 je	
gesehen	habe,	nicht	abzusehen	sei.	„Hunderttausende	blühender	Menschen	sinken	vorzeitig	ins	Grab	
oder	werden	 zu	 bedauernswerten	 Krüppeln	 gemacht.	 Zahlreiche	 Familien	 fallen	 in	 Trauer,	Not	 und	






„Schwer	 leidet	 auch	 die	 Schweiz	 unter	 diesem	 Kriege.	 Handel,	 Industrie	 und	 Gewerbe	
stocken.	 Die	 Arbeitslosigkeit	 nimmt	 einen	 bisher	 nie	 gekannten	 Umfang	 an.	 Die	
Nahrungsmittelzufuhr	 ist	 unterbunden,	 und	 die	 gesamte	 Lebenshaltung	 verteuert	 sich	
mehr	und	mehr.“391	
	
Klimahistorische	 Forschungen	 von	 Christian	 Pfister	 haben	 ergeben,	 dass	 die	 vor	 allem	 ab	 1916	
einsetzenden	Missernten	 und	 der	 daraus	 resultierende	Nahrungsengpass	 insbesondere	 durch	 eine	









dem	 Gegner	 in	 die	 Flanke	 zu	 fallen,	 womit	 die	 Schweiz	 selbst	 endgültig	 in	 die	 Kriegswirren	
hineingezogen	 würde:	 „Wer	 bürgt	 dafür,	 dass	 nicht	 noch	 weitere	 Staaten	 in	 den	 entsetzlichen	
Weltbrand	 hineingerissen	 werden,	 wenn	 nicht	 beizeiten	 eine	 mächtige	 Friedensbewegung	 sich	
Geltung	 verschafft!“393	 Ähnliche	 Befürchtungen	 sind	 aus	 der	 Schweizer	 Armeeführung	 bekannt.	
Generalstabschef	Theophil	Sprecher	von	Bernegg	schätzte	die	militärische	Situation	für	die	Schweiz	
beim	 Kriegseintritt	 Italiens	 im	Mai	 1915	 in	 einem	Memorandum	 an	General	 Ulrich	Wille	 sogar	 als	
gefährlicher	ein	als	 sie	bei	Kriegsausbruch	gewesen	war:	„Damit	 ist	 eine	Situation	gegeben,	die	 für	
uns	gefährlicher	ist	als	die,	welche	für	uns	durch	die	Mobilmachungsbeschlüsse	der	Grossmächte	um	
den	1.	August	herum	geschaffen	wurde.“394	
	 Wer	 eine	 schnelle	 Friedensvermittlung	 durch	 den	 Bundesrat	 erhofft	 hatte,	 wurde	 allerdings	




Schritte	 zugunsten	 von	 Friedensverhandlungen	 und	 eines	 Waffenstillstands	 zu	 unternehmen.396	





jedoch,	 denn	 einzelne	 ihrer	 Mitglieder	 gehörten	 ebenfalls	 zu	 den	 Befürworter	 einer	 Friedens-
vermittlung.398	Prominentes	Beispiel	dafür	war	Édouard	Quartier-la-Tente,	der	im	März	1915	seinen	
Posten	als	Präsident	der	Sektion	Neuenburg	abgab,	aber	weiterhin	ihr	Ehrenpräsident	blieb.399	Er	war	
daneben	 ein	 führendes	Mitglied	 in	 der	 bereits	 erwähnten	 Ligue	 des	 pays	 neutres	und	 gehörte	 als	
solches	ebenfalls	dem	„Initiativkomitee	PAX“	an,	das	am	6.	August	1915	den	Bundesrat	erneut	um	
eine	 Einberufung	 einer	 Konferenz	 der	 neutralen	 Staaten	 für	 eine	 Friedensvermittlung	 ersuchte.400	
Der	 Neuenburger	 Staatsrat	 gehörte	 zu	 denjenigen	 PazifistInnen,	 die	 sich	 aktiv	 für	 eine	
Weiterentwicklung	 des	 Friedensprogramms	 und	 um	 eine	 Verständigung	 zwischen	 den	








Anti-Oorlog-Raad	 in	 Zusammenarbeit	 mit	 dem	 schweizerischen	 „Komitee	 für	 das	 Studium	 eines	













an	 der	 Konferenz	 teilnahmen.	 Zusätzlich	 zu	 den	 Teilnehmenden	 aus	 den	 neutralen	 Ländern	
Schweden,	Niederlande,	Norwegen,	der	Schweiz	und	den	USA	reiste	eine	deutsche,	österreichische,	
ungarische	und	britische	Delegation	zur	Konferenz	 in	Den	Haag	an,	auf	der	sowohl	„neue“	als	auch	
„alte“	 pazifistische	 Gruppierungen	 anwesend	 waren.	 Die	 traditionellen	 Organisationen	 des	
pazifistischen	 Internationalismus	 waren	 vertreten	 durch	 den	 Norweger	 Christian	 Louis	 Lange	 als	
Präsident	der	 IPU	und	das	 IFB	 indirekt	durch	den	Belgier	Paul	Otlet,	einem	Freund	La	Fontaines.401	
Einer	 der	 Schweizer	 Teilnehmer	 war	 der	 internationale	 Anerkennung	 geniessende	 Psychiater	 und	
Entomologe	Auguste	Forel402,	der	zumindest	bis	zum	Kriegsausbruch	Mitglied	der	Sektion	Waadt	der	
SFG	war.403	Weitere	Teilnehmer	aus	der	Schweiz	waren	Otto	Volkart	vom	„Internationalen	Orden	für	





umfassenden	 Kongress	 aufgefasst	 wurde	 (vgl.	 Kapitel	 7.4)	 und	 sich	 die	 Diskussion	 nicht	 um	 die	
aktuelle	 Kriegslage	 drehte.405	 Die	 deutsche	 Delegation	 war	 deshalb	 nicht	 gezwungen,	 sich	 zur	
Verletzung	der	belgischen	Neutralität	äussern	zu	müssen.	Die	Konferenzteilnehmenden	eigneten	sich	
auf	ein	Mindestprogramm,	das	fortan	als	wichtige	Grundlage	für	pazifistische	Diskussionen	während	
des	 Krieges	 diente	 und	 in	 seinen	 Grundzügen	 bereits	 in	 den	 Berner	 Ergebnissen	 von	 Januar	 1915	
enthalten	 waren	 (vgl.	 Kapitel	 4.1).	 Dazu	 gehörte	 der	 Ausschluss	 von	 Annexionen	 oder	 Gebiets-
übertragungen	 ohne	 Zustimmung	 der	 betroffenen	 Bevölkerung,	 die	 Liberalisierung	 des	
Kolonialhandels,	die	Weiterentwicklung	des	auf	den	Haager	Friedenskonferenzen	von	1899	und	1907	
beschlossenen	 Friedensprogramms,	 eine	 Vereinbarung	 über	 den	 Rüstungsbau	 und	 die	
parlamentarische	Kontrolle	der	Aussenpolitik.406	





überliess	 in	 der	 Schweiz	 Nationalrat	 Joseph	 A.	 Scherrer-Füllemann,	 Präsident	 der	 schweizerischen	
Sektion	 der	 IPU,	 die	 Leitung	 des	 „Komitees	 für	 das	 Studium	 eines	 dauerhaften	 Friedens“.407	




Friedensbewegung	 die	 anfängliche	 Lähmung	 überwinden	 konnte	 und	 zu	 Realitätssinn	 und	 Klarheit	
gefunden	 hatte.	 Sie	 konnte	 eine	 Vermittlerrolle	 erfüllen,	 die	 viele	 PazifistInnen	 eigentlich	 vom	 IFB	
erwartet	hatten.	Verstärkt	wurde	dieser	Eindruck,	als	vom	28.	April	bis	1.	Mai	ebenfalls	in	Den	Haag	
ein	 Kongress	 der	 radikalen	bürgerlichen	 Frauenbewegung,	 die	 „Internationale	 Frauenkonferenz	 für	












kriegführenden	 Staaten	 vereinigte.409	 Aus	 einer	 Genderperspektive	 ist	 anzumerken,	 dass	 diese	





Ausdruck,	 mit	 dem	 Krieg	 habe	 eine	 ausschliesslich	 von	Männern	 gemachte	 Politik	 ihren	 Bankrott	
erklärt.	Weil	es	 ihrer	Meinung	nach	einen	dauerhaften	Frieden	nur	dann	geben	könne,	wenn	auch	
Frauen	 die	 Möglichkeit	 haben,	 die	 Entwicklungen	 in	 Politik	 und	 Gesellschaft	 gleichberechtigt	 zu	
beeinflussen,	 gehörte	 zu	 ihren	 Forderungen	 explizit	 das	 Frauenstimmrecht.411	 Obwohl	 aus	 der	
Schweiz	 keine	 Delegierten	 daran	 teilnahmen,	 erreichten	 den	 Kongress	 zahlreiche	 Sympathie-
adressen.	Die	in	der	Stimmrechtbewegung	aktive	Clara	Ragaz	hatte	anreisen	wollen,	doch	ihr	Mann	
Leonhard	Ragaz	hatte	sich	einer	Reise	durch	das	kriegführende	Deutschland	aus	Sorge	um	ihr	Wohl	
widersetzt.412	 Sie	 vertrat	 aber	 die	 Friedensanliegen	 des	 Haager	 Kongresses	 am	 schweizerischen	
Frauenstimmrechtstag	in	Biel	vom	14.	Mai	1915,	wo	sie	ihr	vielbeachtetes	Referat	über	„Die	Frau	und	
der	Friede“	hielt.413	Die	Anerkennung	des	Stimmrechts	erschien	umso	gerechtfertigter,	weil	Frauen	
verdienstvolle	 Arbeit	 für	 Staat	 und	 Gesellschaft	 übernahmen,	 während	 viele	 Männer	 wegen	 des	
Aktivdienstes	abwesend	waren	(vgl.	Abb.	9).	„Der	Friede“	warb	für	die	Broschüre,	in	der	Clara	Ragaz‘	
















Angesichts	 der	 Pazifistenkonferenzen	 wollte	 Henri	 Golay	 unbedingt	 ein	 Lebenszeichen	 von	 sich	
geben,	weil	sonst	das	IFB	seine	Rolle	als	bisherige	Zentralorganisation	des	Pazifismus	zugunsten	der	
Gruppierungen	 in	 Den	 Haag	 verlieren	würde.	 Die	 französischen	 Ratsmitglieder	 fanden	 sich	 jedoch	
																																																						
409	 Vgl.	 Wilmers	 2008:	 35-54;	 „Memorandum	 by	 Aletta	 Jacobs,	 Rosika	 Schwimmer	 and	 Chrystal	 Macmillan,	
Members	 of	 the	Delegations	 to	 the	Governments	 of	 Europe	 from	 the	 International	 Congress	 of	Women,	









drohte	 aus	 Golays	 Sicht,	 dass	 die	 französische	 Interpretation	 des	 Friedens	 –	 das	 Niederringen	 des	
preussischen	 Militarismus	 –	 gegenüber	 dem	 deutschen	 Vorschlag	 eines	 Friedens	 durch	
Verständigung	an	Bedeutung	verlieren	musste.416	Gegenüber	Moch	beklagte	sich	Golay	denn	auch,	
dass	 in	 der	 in	 Den	 Haag	 gegründeten	 „Zentralorganisation	 für	 einen	 dauerhaften	 Frieden“	 keine	
Franzosen	 und	 nur	 solche	 Engländer	 vertreten	 seien,	 die	 einen	 Verständigungsfrieden	
befürworteten.417	Neben	Benjamin	de	Jong	van	Beek	en	Donk,	dem	Leiter	des	Anti-Oorlog-Raad	und	
Sekretär	der	„Zentralorganisation“,	sah	Golay	 in	der	Schweiz	 in	Scherrer-Füllemann,	dem	Leiter	des	
schweizerischen	 „Komitees	 für	 einen	 dauerhaften	 Frieden“	 und	 Mitglied	 des	 Rates	 der	
„Zentralorganisation“,	die	hauptsächlichen	Gegenspieler.418	Golay	und	Bucher-Heller	waren	über	die	
Entscheidung	 der	 französischen	 Ratsmitglieder	 enttäuscht,	 obwohl	 beide	 unterschiedliche	 Ziele	
verfolgten;	Bovet	und	Carrière	waren	aber	nicht	bereit,	ohne	französische	Zustimmung	die	Zentrale	
zu	 aktivieren.419	 Während	 Golay	 das	 IFB	 für	 die	 Übernahme	 der	 französischen	 Vorstellung	 eines	
Friedens	gewinnen	wollte,	betrachtete	Bucher-Heller	das	Berner	Büro	als	Zentralinstitution,	um	von	
der	neutralen	Schweiz	aus	alle	Fäden	in	Richtung	eines	Verständigungsfriedens	zu	ziehen.	
	 Der	 Sekretär	 des	 IFB	 hegte	 infolgedessen	 die	 Befürchtung,	 dass	 sich	 die	 Sektionen	 der	 SFG	 zu	
stark	 an	den	Positionen	der	 neu	 gegründeten	 „Zentralorganisation	 für	 einen	dauerhaften	 Frieden“	





„Die	 Delegierten	 des	 Schweizerischen	 Friedensvereins	 haben	 in	 ihrer	 heutigen	
Jahresversammlung	 Kenntnis	 genommen	 von	 zahlreichen	 Zeitungsaufsätzen,	 die	 das	
Werk	 der	 Friedensgesellschaften	 zu	 diskreditieren	 suchen	 und	 dazu	 angetan	 sind,	
manche	 Friedensfreunde	 vom	 Beitritt	 abzuhalten.	 Die	 Delegierten	 erheben	 dagegen	
Protest	 und	 erklären,	 dass	 die	 organisierte	 Friedensbewegung	 keineswegs	 den	 Frieden	
um	 jeden	 Preis	 verlange,	 dass	 sie	 durchaus	 nicht	 dem	wohlverstandenen	 Patriotismus,	
der	 auch	 die	 Rechte	 anderer	 achtet,	 ablehnend	 gegenüberstehe,	 sondern	 nur	 seiner	





Darunter	 wurde	 das	 Eintreten	 für	 einen	 schnellen	 Friedensschluss	 verstanden,	 der	 aber	 keine	
dauerhafte	Friedensordnung	garantieren	würde.	Insbesondere	die	PazifistInnen	aus	der	Entente,	die	
welschen	Angehörigen	des	 IFB	und	der	SFG	warfen	unter	dieser	Bezeichnung	den	PazifistInnen	aus	
den	 Mittelmächten	 das	 Nichtbeachten	 fundamentaler	 pazifistischer	 Grundsätze	 vor.	 Sie	 würden	














Pazifistenkonferenz	 in	 Den	 Haag	 keine	 Stellungnahme	 zur	 Verletzung	 der	 belgischen	 Neutralität	
abgeben	 musste.422	 Auf	 der	 Delegiertenversammlung	 der	 SFG	 in	 Basel	 waren	 auch	 Golays	
„Gegenspieler“	 Scherrer-Füllemann,	 der	 Wortführer	 des	 in	 „Vereinigung	 zum	 Studium	 der	
Grundlagen	 eines	 dauerhaften	 Friedensvertrages“	 (VSGDF)423	 umbenannten	 Komitees	 sowie	 Ernst	
Trösch	und	Albert	Schenk	von	der	Vereinigung	anwesend.424	





„Dieser	 Krieg	 muss	 aus	 sich	 selbst	 heraus	 zu	 Ende	 kommen,	 nachdem	 das	 System	
zusammengebrochen	sein	wird,	das	 ihn	heraufbeschworen	hat.	Kommen	wir	 jetzt	nicht	
mit	Palliativmittelchen,	sondern	gehen	wir	radikal	vor	und	fordern	wir	unbekümmert	um	




Fried	 revidierte	 später	 seine	Meinung	 jedoch	 und	 sah	 zwischen	 einem	 schnellen	 sowie	 einem	 auf	
Recht	 basierenden	 Frieden	 keinen	Widerspruch	mehr.426	 Der	 Niederländer	 Benjamin	 van	 Beek	 en	
Donk,	 der	 Sekretär	 der	 „Zentralorganisation	 für	 einen	 dauerhaften	 Frieden“,	 ignorierte	 keinesfalls	
das	bei	Kriegsausbruch	an	Belgien	begangene	Unrecht,	auch	wenn	er	auf	der	Januar-Sitzung	 im	IFB	





verurteilt,	 und	 ich	bin	 auch	überzeugt,	 dass	 die	 Schuld	am	Kriege	bei	Deutschland	und	
Österreich	liegt.“427	
	




sich	 keinesfalls	 für	 einen	 verfrühten	 pro-deutschen	 Frieden	 –	 einen	 „Frieden	 um	 jeden	 Preis“	 –	
einsetzten,	sondern	eine	Friedensordnung	auf	gerechter	Grundlage	wollten.	
	 Golays	 Vorstoss	 ist	 auch	 vor	 dem	 Hintergrund	 der	 am	 15.	 Mai	 1915	 erfolgten	 Einladung	 der	
schweizerischen	VSGDF	an	das	IFB	zu	verstehen,	derzufolge	sich	alle	Schweizer	PazifistInnen	in	ihrer	
Vereinigung	organisieren	sollten.429	Georges	Bovet	antwortete	auf	die	Anfragen	der	VSGDF,	dass	das	
IFB	 als	 internationaler	 Verband	 und	 als	 Zentralorgan	 aller	 Friedensgesellschaften	 einer	 nationalen	












an	 sich	 ein	 erfreuliches	 Zeichen,	 aber	 diese	 könne	 „unsere[r]	 Sache	nur	 dann	 von	Nutzen	 sein	 […],	
wenn	dieselben	mit	den	bestehenden	Friedensvereinen	in	engem	Kontakt	bleiben,	und	sie	wenigstens	
in	der	Propaganda	gemeinsam	vorgehen.“	Hier	schimmert	wiederum	die	Befürchtung	durch,	dass	das	
IFB	 im	 Schatten	 der	 neuen	 Gruppierungen	 und	 der	 „Zentralorganisation	 für	 einen	 dauerhaften	
Frieden“	in	Den	Haag	zu	agieren	drohte.	
	 Allerdings	 sollte	 sich	 zeigen,	 dass	 die	 einen	 Verständigungsfrieden	 befürwortenden	
deutschschweizerischen	 Sektionen	 und	 auch	 mehrere	 welsche	 Mitglieder	 im	 Laufe	 des	 Krieges	




Ergebnissen	 der	 internationalen	 Pazifistenkonferenz	 in	 Den	 Haag431	 und	 gründete	 in	 seiner	
Wohngemeinde	Yvorne	und	Aigle	je	eine	Sektion	der	VSGDF.432	Der	Präsident	der	Berner	Sektion	der	
SFG,	 Eduard	 Müller-Hess,	 war	 gleichzeitig	 Präsident	 des	 Organisationskomitees	 für	 den	 in	 Bern	
einzuberufenden	 internationalen	 Studienkongress,	 der	 sich	 mit	 der	 weiteren	 Ausarbeitung	 des	 in	
Den	 Haag	 beschlossenen	 Mindestprogramms	 beschäftigen	 sollte.433	 Der	 gebürtige	 Berliner	 war	
ordentlicher	 Professor	 für	 orientalische	 Sprachen	 und	 englische	 Philologie	 an	 der	 Universität	 Bern	
und	 ab	 1915	 deren	 Rektor.434	 Auguste	 Forel	 nahm	 weiter	 an	 der	 am	 28./29.	 Mai	 tagenden	
„Konferenz	 für	 die	 Zukunftsinteressen	 der	 Menschheit“	 teil,	 welche	 unter	 der	 Leitung	 des	
österreichischen	Pazifisten	Rudolf	Broda	in	den	Räumen	des	IFB	einberufen	wurde.435	Die	Konferenz	
verabschiedete	 u.	 a.	 Resolutionen	 gegen	 Gebietsannexionen	 ohne	 Zustimmung	 durch	 die	
Bevölkerung,	 betreffend	 den	 Schutz	 der	 Kunstdenkmäler	 im	 Krieg,	 zugunsten	 der	 Wahrung	 der	
Heiligkeit	 der	 Verträge	 und	 gegen	 Neutralitätsverletzungen.436	 Ihrem	 Komitee	 gehörte	 neben	
Auguste	Forel	auch	Bucher-Heller	an.437	Andererseits	betätigte	sich	Rudolf	Broda	auch	in	der	SFG.	So	
war	 er	 auf	 der	 Delegiertenversammlung	 der	 SFG	 in	 Basel	 als	 Delegierter	 der	 Sektion	 Waadt	
anwesend.438	
	 Das	 Verhältnis	 zwischen	 den	 alten	 und	 den	 neuen	 pazifistischen	 Organisationen	 blieb	 aber	
weiterhin	 ungeklärt	 und	 die	 ausgesendeten	 Signale	 einer	 Zusammenarbeit	 ambivalent.	 Einerseits	
betonte	„Der	Friede“,	„solche	frische	Kräfte	gilt	es	aufzunehmen	und	ihnen	das	bereits	Errungene	zu	
übermitteln,	 und	auch	dazu	 sind	die	 vorhandenen	Organe	durchaus	unentbehrlich.“439	Andererseits	
teilte	Bucher-Heller	Golay	mit:	
	
„Die	 Einleitung	 der	 Einladung	 zur	 Sitzung	 der	 Vereinigung	 für	 einen	 dauerhaften	
Friedensvertrag,	 die	 da	 vom	 Zusammenbruch	 aller	 internationalen	 Verbände	 der	


























die	 SI	war	 davon	 betroffen.	 Sie	 driftete	 entlang	 nationaler	Grenzen	 zwischen	 den	 Sozialdemokrat-
Innen	 der	 Entente	 und	 den	 Mittelmächten	 sowie	 entlang	 von	 innenpolitischen	 Fronten	 zwischen	
Burgfrieden	 und	 Klassenkampf	 auseinander.	 Ein	 führendes	 sozialdemokratisches	 Mitglied	 der	
Schweiz,	Robert	Grimm,	hielt	in	seiner	1917	erschienenen	Broschüre	„Zimmerwald	und	Kiental“	fest:	
„Die	Internationale	lag	am	ersten	Tag	des	Krieges	in	tausend	Scherben	zerschmettert	am	Boden.“443	
Nachdem	bei	 Kriegsausbruch	die	meisten	 SozialdemokratInnen	der	 Politik	 des	 „Burgfriedens“	 bzw.	
der	„Union	Sacrée“	ihrer	Länder	zugestimmt	hatten	und	damit	innenpolitische	Konflikte	während	der	
Zeit	des	Krieges	zurückstellten,	begannen	einzelne	Teile	der	internationalen	Arbeiterbewegung	1915	
ihre	Fühler	wieder	auszustrecken.	Bereits	 in	der	ersten	Hälfte	des	 Jahres	 fanden	 in	Bern	zahlreiche	
internationale	Konferenzen	statt,	 so	etwa	 im	März	eine	von	sozialistischen	Frauen,	deren	Manifest	
die	 „Frauen	 des	 arbeitenden	 Volkes“	 dazu	 aufrief,	 sich	 gegen	 den	 Krieg	 zu	 erheben.	 Die	
„Internationale	Verbindung	sozialistischer	Jugendorganisationen“	(IVSJ),	welche	vom	4.	bis	6.	April	im	
Volkshaus	tagte,	rief	die	Arbeiterjugend	aller	Länder	ebenfalls	zum	entschlossenen	Kampf	gegen	den	
Krieg	 und	 den	Militarismus	 auf.444	 Den	 Vorsitz	 der	 Konferenz	 hatte	Willi	Münzenberg	 inne,	 der	 zu	
dieser	Zeit	das	Sekretariat	der	IVSJ	in	Zürich	leitete.445	In	dieser	führenden	Position	sorgte	er	dort	für	
das	Zustandekommen	weiterer	Antikriegsdemonstrationen	(vgl.	Abb.	10).	
	 Nachdem	 die	 meisten	 sozialdemokratischen	 Abgeordneten	 bei	 Ausbruch	 des	 Krieges	 mit	 der	
Zustimmung	 zu	 den	 Militärkrediten	 ihrer	 Länder	 das	 Ende	 der	 Zweiten	 Internationalen	 besiegelt	
hatten,	 waren	 diese	 Demonstrationen	 und	 Versammlungen	 erste	 Anzeichen	 für	 ihr	 langsames	
Wiederauferstehen.	Jedoch	war	keine	Reaktivierung	der	alten	Internationalen	zu	erwarten,	weil	sich	
nur	 kleine	Minderheiten	 auf	 Oppositionskurs	 zu	 den	 später	 auf	 der	 Zimmerwalder	 Konferenz	 des	






























Schliesslich	 gelang	 es	 Robert	 Grimm	 im	 September	 1915,	 für	 die	 „Herbeiführung	 einer	
internationalen	 Friedensaktion“447	 und	 die	Wiederaufnahme	 des	 Klassenkampfes,	 führende	 sozial-
istische	 KriegsgegnerInnen	 im	 abgelegenen	 Berner	 Dorf	 Zimmerwald	 zu	 versammeln.	 Daneben	
stritten	 sich	 die	 SozialistInnen	 ganz	 unterschiedlicher	 Färbung	 über	 die	 grundsätzliche	Ausrichtung	
des	 Sozialismus.448	 Zu	den	Teilnehmenden	gehörten	neben	den	Schweizern	Robert	Grimm,	Charles	
Naine	 und	 Fritz	 Platten,	 u.	 a.	 französische,	 italienische	 und	 deutsche	 SozialistInnen	 sowie	 die	
zumindest	 teilweise	 im	 schweizerischen	 Exil	 lebenden	 Russen	 Grigorij	 Sinowjew,	 Leo	 Trotzki	 und	
Wladimir	Iljitsch	Lenin.449	
	 Bei	 der	 hitzig	 und	 kontrovers	 geführten	 Debatte	 über	 die	 Friedensaktion	 lagen	 verschiedene	
Papiere	 vor.	 Während	 etwa	 die	 von	 Karl	 Radek	 und	 Lenin	 entworfene	 Strategie	 eine	 strikte	
Abgrenzung	 von	 den	 MehrheitssozialistInnen	 und	 die	 Vorbereitung	 der	 Revolution	 vorschlug,	
verlangte	Georg	Ledebour	im	Namen	der	deutschen	Delegation	eine	Friedenskundgebung	und	nicht	
die	 Gründung	 einer	 Dritten	 Internationalen.450	 Der	 von	 Grimm	 vorgebrachte	 Kompromiss	 wurde	
schliesslich	 einstimmig	 angenommen.	 Er	 denunzierte	 darin	 den	 imperialistischen	 Charakter	 des	
Krieges,	 rief	 zum	 Kampf	 gegen	 den	 Burgfrieden	 auf,	 forderte	 internationale	 Proletariersolidarität	
sowie	 einen	 Frieden	 ohne	 Annexionen	 und	 Kriegsentschädigungen.451	 Der	 linke	 Flügel	 unter	 der	
Führung	von	Lenin,	welcher	die	Kriegswirren	zur	Revolution	ausnutzen	wollte,	blieb	von	Anfang	an	in	
der	 Minderheit;	 er	 stimmte	 dem	 Kompromiss	 schlussendlich	 aber	 zu,	 um	 die	 neue	 Einheit	 der	
KriegsgegnerInnen	 nicht	 zu	 schädigen.452	 In	 Bern	 wurde	 das	 Sekretariat	 der	 „Internationalen	
Sozialistischen	Kommission“	(ISK)	unter	der	Leitung	von	Grimm	eingerichtet,	das	die	Aktivitäten	der	
sozialistischen	KriegsgegnerInnen	koordinieren	 sollte.	Das	auf	der	Titelseite	der	 „Berner	Tagwacht“	
vom	 18.	 September	 1915	 veröffentlichte	 „Zimmerwalder	 Manifest“	 (vgl.	 Abb.	 11)	 erregte	 nicht	
zuletzt	 wegen	 der	 Unterschriften	 deutscher,	 französischer	 und	 russischer	 SozialistInnen	 –	 alles	
Angehörige	kriegführender	Staaten	–	beträchtliches	Aufsehen.453	Die	Vereinszeitschrift	der	SFG	„Der	










Wiederherstellung	 der	 sozialistischen	 Internationale“454	 bedeute,	 kommentierte	 die	 Bewegung	
vorerst	 aber	 nicht	 weiter.	 Diese	 Zurückhaltung	 bei	 der	 Berichterstattung	 war	 übrigens	 keinesfalls	
















Die	 Resolution	 der	 Zimmerwalder	 Konferenz	 konnte	 nicht	 ohne	 Einfluss	 auf	 die	 schweizerische	
Sozialdemokratie	 bleiben,	 denn	 mit	 der	 Forderung	 der	 Aufkündigung	 des	 Burgfriedens	 und	 dem	
Nachdenken	 über	 die	 Landesverteidigung	 wurden	 zwei	 zentrale	 Eckpfeiler	 des	 damaligen	
sozialdemokratischen	 Politikverständnisses	 in	 Frage	 gestellt.456	 Am	 3.	 Oktober	 fanden	 an	
verschiedenen	 Orten	 der	 Schweiz	 Friedenskundgebungen	 statt,	 welche	 durch	 die	 SPS	 organisiert	
wurden.	Die	Neuenburger	Kantonalsektion,	der	auch	die	Nationalräte	Charles	Naine	und	Ernest	Paul	







„[…]	 nous	 ne	 pouvons	 aujourd’hui	 –	 pas	 plus	 que	 nous	 ne	 l’avons	 pu	 autrefois	 –	 nous	
associer	 dans	 notre	 pays	 à	 des	 manifestations	 anti-militaristes,	 qui	 auraient	 pour	




















































Das	 Jahr	 1916	machte	 endgültig	 deutlich,	 dass	 an	 rasche	militärische	 Siege	 nicht	mehr	 zu	 denken	
war.	Soldaten	kämpften	unter	erbärmlichen	Umständen	in	den	Schützengräben	um	wenige	hundert	
Meter	 und	 die	 kriegführenden	 Staaten	 erlitten	 dabei	 enorme	 Verluste,	 ohne	 den	 Frontverlauf	
massgeblich	 verändern	 zu	 können.	 Weder	 fiel	 entgegen	 Falkenhayns	 –	 dem	 Chef	 des	 deutschen	
Generalstabs	–	Erwartungen	die	Entscheidung	zugunsten	des	Deutschen	Reiches	im	blutigen	Ringen	





Soldaten	 und	 Arbeitskräfte	 aus	 den	 Kolonien	 eingesetzt.	 Deutlich	 spürbar	war	 das	 Ergebnis	 dieser	
„totalen“	 Kriegführung:	 Es	 herrschte	 auf	 allen	 Seiten	 eine	 tiefe	 Erschöpfung	 und	 an	 der	
„Heimatfront“	 mehrten	 sich	 die	 Anzeichen	 von	 Kriegsmüdigkeit	 unter	 der	 Bevölkerung,	 verstärkt	
durch	eine	in	vielen	Staaten	nun	zu	beobachtende	Verknappung	der	Lebensmittel.464	
	 In	 diesem	 Kontext	 erhielten	 pazifistische	 Initiativen	 Aufwind,	 mit	 denen	 Vermittlungsaktionen	
zwischen	 den	 kriegführenden	 Staaten	 eingeleitet	 werden	 sollten.	 Bereits	 Mitte	 1915	 konnten	
PazifistInnen	 um	 die	 Ungarin	 Rosika	 Schwimmer	 und	 den	 US-Amerikaner	 Louis	 Paul	 Lochner	 den	
Grossindustriellen	 Henry	 Ford	 für	 die	 Idee	 gewinnen,	 bereits	 während	 des	 Krieges	 eine	 ständige	
Stelle	für	Friedensverhandlungen	zu	schaffen.465	Unter	dem	Slogan	„Get	the	boys	out	of	the	trenches	
by	Christmas“	 sollte	ein	Friedensschiff	ab	Dezember	1915	einige	Häfen	neutraler	Staaten	anlaufen,	
um	 dort	 die	 Friedensidee	 zu	 propagieren.466	 Der	 Plan	 bestand	 darin,	 danach	 eine	 Experten-
kommission	 in	 Stockholm	 zusammentreten	 zu	 lassen,	welche	 die	 Fäden	 für	 Friedensvermittlungen	
von	neutralem	Terrain	aus	aufnehmen	sollte.467	
	 Nachdem	sich	Louis	Paul	Lochner	und	Harry	Evans	von	der	Fordmission	 in	die	Schweiz	begeben	
hatten,	 fand	 am	 10.	 Februar	 in	 Bern	 eine	 erste	 Besprechung	 statt,	 an	 der	 neben	 einigen	
Parlamentariern	 auch	 Joseph	 A.	 Scherrer-Füllemann,	 Franz	 Bucher-Heller	 und	 Auguste	 Forel	
teilnahmen.468	 Jedoch	war	Romain	Rolland,	während	des	Krieges	einer	der	wichtigsten	Exponenten	
der	 Friedensbewegung,	 von	 dem	 Unternehmen	 nicht	 begeistert.	 Er	 befürchtete,	 dass	 sich	 viele	
Menschen	in	seinem	Umfeld	vor	allem	für	die	anlässlich	der	Mission	eingesetzten	Gelder	und	nicht	





























Mitte	 Februar	 hielten	 die	 leitenden	 Personen	 der	 Fordmission	 in	 verschiedenen	 Städten	 –	 u.	 a.	 in	
Bern,	Zürich	und	Genf	–	grosse	Kundgebungen	ab,	um	die	Öffentlichkeit	auf	deren	Ziele	aufmerksam	
zu	machen.	Diese	genossen	 in	der	 Schweiz	 regen	Zulauf;	die	 Leute	waren	offensichtlich	 froh,	nach	
anderthalb	 Kriegsjahren	 endlich	 einmal	 ihr	Missfallen	 gegenüber	 dem	Krieg	 öffentlich	 kund	 zu	 tun	
und	sich	auf	diese	Weise	für	den	Frieden	zu	engagieren.470	Während	den	vorbereitenden	Sitzungen	
der	 Ausschüsse	 wurde	 eine	 zehnköpfige	 Delegation	 bestimmt,	 die	 für	 die	 Entsendung	 an	 die	
Stockholmer	 Konferenz	 vorgesehen	 war.	 Dazu	 gehörten	 mit	 Joseph	 A.	 Scherrer-Füllemann,	 Emil	
Göttisheim,	 Fritz	 Studer,	 Hermann	 Greulich	 und	 Heinrich	 Scherrer	 fünf	 Parlamentarier	 aus	 den	
Kreisen	der	IPU.	Studer	und	Greulich	waren	Nationalräte	bzw.	Scherrer	Ständerat	der	SPS471,	was	das	
erhöhte	Engagement	der	Sozialdemokratie	für	die	Friedensthematik	unterstreicht.	Die	pazifistischen	
Gruppierungen	 in	 der	 Schweiz	 waren	 durch	 Bucher-Heller,	 Auguste	 Forel,	 William	 E.	 Rappard,	
Marguerite	 Gobat	 (die	 Tochter	 des	 Nobelpreisträgers	 und	 ehemaligen	 Generalsekretärs	 des	 IFB	
Albert	 Gobat)	 und	 Clara	 Ragaz	 vertreten.472	 Ihr	 Mann	 Leonhard	 präsidierte	 am	 16.	 Februar	 die	
Kundgebungen	 der	 Fordmission	 in	 Zürich.473	 Der	 Professor	 für	 Wirtschaftsgeschichte	 an	 der	
Universität	 Genf,	 William	 E.	 Rappard,	 war	 spätestens	 ab	 1918	 Mitglied	 des	 Komitees	 der	 Genfer	
Sektion	der	SFG.474	Er	spielte	später	bei	der	Verleihung	des	Völkerbundsitzes	an	die	Rhonestadt	eine	
entscheidende	Rolle	(vgl.	Kapitel	8.5).475	
	 Mitte	 März	 sandte	 die	 Stockholmer	 Konferenz	 einen	 Aufruf	 an	 alle	 an	 der	 zweiten	 Haager	
Friedenskonferenz	 von	 1907	 vertretenen	 Staaten.	 Es	 sollte	 eine	 Konferenz	 der	 neutralen	 Staaten	
einberufen	 werden,	 um	 einen	 gerechten	 und	 dauerhaften	 Friedensschluss	 zu	 beschleunigen.476	
Obwohl	 Bucher-Heller	 nie	 nach	 Stockholm	 reiste,	 liess	 er	mit	 einem	 Schreiben	 vom	 19.	 April	 dem	
Vorhaben	der	dort	 tagenden	Konferenz	Nachdruck	verleihen.	Er	schrieb	 im	Namen	der	SFG	an	den	
Bundesrat,	dass	durch	den	Fortgang	der	kriegerischen	Aktionen	neben	den	kriegführenden	Ländern	















seit	 20	Monaten	 den	 uns	 umgebenden	 kriegführenden	 Staaten	 durch	 humanitäre,	 das	
Kriegselend	 lindernde	Werke	 aller	 Art	 hilfreiche	 Hand	 geboten	 haben!	 Alle	 Völker	 sind	
kriegsmüde	&	 sehnen	 sich	nach	 einem	baldigen	 Frieden	&	die	weitesten	Kreise	 suchen	
nach	dem	erlösenden	Wort!“477	
	





gemeinsame	 Aktionen	 hinsichtlich	 einer	 Konfliktvermittlung	 plädiert	 hatten	 und	 die	 dem	 Haager	
Mindestprogramm	 nahe	 standen.480	 In	 der	 SFG	 betraf	 es	 in	 erster	 Linie	 die	 deutschsprachigen	
Sektionen,	 doch	 zeigte	 sich	 exemplarisch	 anhand	 von	 Auguste	 Forel	 und	William	 E.	 Rappard,	 dass	
auch	eine	welsche	Minderheit	eine	Vermittlungsaktion	befürwortete.	Jedoch	ist	Forels	Mitgliedschaft	
in	der	SFG	für	1916	nicht	mehr	gesichert	bzw.	im	Fall	von	Rappard	ist	nicht	bekannt,	ob	er	bereits	zu	




insbesondere	 während	 der	 Feiern	 zu	 Gedenken	 an	 die	 Einberufung	 der	 ersten	 Haager	
Friedenskonferenz	von	1899.	Die	Neutrale	Konferenz	 in	Stockholm	sprach	den	Wunsch	aus,	 in	den	
grössten	 Städten	 der	 neutralen	 Staaten	 am	 18.	 Mai	 zur	 Erinnerung	 öffentliche	 Versammlungen	
zugunsten	 des	 Friedens	 zu	 veranstalten.484	 In	 der	 Schweiz	 wandte	 sich	 Nationalrat	 Scherrer-
Füllemann,	der	auch	Präsident	der	Schweizerischen	Ford-Delegation	war,	 an	die	SFG	mit	der	Bitte,	
Friedensversammlungen	 in	 der	 Schweiz	 zu	 organisieren.485	 Die	 Sektionen	 der	 SFG	 in	 der	
Deutschschweiz	kamen	dieser	Bitte	nach,	indem	sie	in	Luzern,	Bern,	Basel,	St.	Gallen,	Winterthur	und	
Zürich	 solche	 durchführten.486	 Am	 14.	 Mai	 fand	 bereits	 eine	 öffentliche	 Versammlung	 vor	 dem	
internationalen	Kriegs-	und	Friedensmuseum	in	Luzern	statt,	an	welcher	Bucher-Heller	und	Scherrer-
Füllemann	als	Redner	auftraten	und	etwa	1‘000	ZuhörerInnen	mobilisieren	konnten.487	
	 Einen	 Tag	 später	 richteten	 sie	 gemeinsam	 ein	 Schreiben	 an	 den	 Bundesrat,	 in	 dem	 sie	 ihn	
ersuchen,	 alle	 nötigen	 Schritte	 zu	 tun,	 damit	 eine	 Konferenz	 der	 neutralen	 Staaten	 oder	 einzelne	
neutrale	 Regierungen	 den	 kriegführenden	 Staaten	 ihre	 Guten	 Dienste	 zu	 vermittelnden	





























de	 la	 paix	 pendant	 que	 des	 milliers	 de	 jeunes	 hommes	 et	 de	 pères	 de	 famille	 sont	
massacrés	sur	les	champs	de	batailles,	que	nous	n’avons	aucune	intervention	à	proposer	
au	Conseil	 fédéral	 aussi	 longtemps	que	 ceux	des	belligérants	qui	 ont	 été	 victimes	d’un	
militarisme	 agressif,	 cruel	 et	 impitoyable,	 ne	 s’adresseront	 pas	 eux-mêmes	 à	 notre	




Basel	 ins	 Zentralkomitee	 der	 SFG	 gewählt.494	 Er	 war	 seit	 1902	 Mitglied	 der	 Genfer	 Sektion	 und	
Präsident	 des	 Organisationskomitees	 für	 den	 1912	 in	 Genf	 einberufenen	 internationalen	
Friedenskongress.495	Favre	stellte	sich	zwar	zum	aktuellen	Zeitpunkt	gegen	eine	Friedensintervention	
durch	den	Bundesrat,	 legte	seiner	Sektion	im	September	1915	aber	einen	von	ihm	ausgearbeiteten	
Vorschlag	 einer	 neuen	 internationalen	 Rechtsordnung	 vor.	 Er	 forderte	 darin	 fortschreitende	











Stadt	 an	 der	 Rhone	 1919	 tatsächlich	 zum	 Sitz	 des	 Völkerbundes	 auserkoren	 wurde,	 ist	 dies	
bemerkenswert.497	
	 Während	 der	 Delegiertenversammlung	 der	 SFG	 vom	 28.	 Mai	 1916	 (vgl.	 Kapitel	 5.3)	 erklärte	
Bucher-Heller,	 dass	 er	 –	 obwohl	 er	 den	 welschen	 Sektionen	 das	 Recht	 einräumte,	 nach	 eigenem	
Gutdünken	 zu	 entscheiden	 –	 das	 Vertreten	 des	 französischen	 Jusqu‘auboutismus	 bei	 den	





der	 Menschheit	 gegenüber,	 nach	 einer	 auf	 Wahrheit	 und	 Gerechtigkeit	 basierenden	




Friedensvermittlung	 seien	 für	die	Begünstigung	der	Mittelmächte	 zustande	gekommen,	weil	 deren	
Truppen	 tief	 im	 Feindesland	 stehen	 und	 sie	 deshalb	 eine	 bessere	 Verhandlungsposition	 hätten,	
bestritt	Bucher-Heller	vehement.	Er	liess	verlauten:	
	
„Ich	 weise	 von	 mir	 zum	 voraus	 jede	 Anschuldigung	 zurück,	 als	 wären	 diese	
Versammlungen	abgehalten	worden,	um	den	Bedürfnissen	irgendwelcher	Mächtegruppe	
entgegenzukommen.	 Nein,	 wir	 erhofften,	 dadurch	 das	 Unsrige	 beizutragen,	 um	 die	
Friedensbestrebungen	 zu	 fördern,	 die	 ganz	 Europa	 vor	 dem	 Ruine	 retten	 wollen!	 Eine	
weitere	 Fortsetzung	 des	 Krieges	 geht	 auf	 einen	 Rachekrieg	 heraus,	 der	 alles	 bisher	
Erlebte	übersteigen	würde	an	Grausamkeit	und	Vernichtung.“500	
	
Andererseits	 beklagte	 sich	 Jules	 Jacquemin,	 der	 Vizepräsident	 der	 Genfer	 Sektion,	 über	 die	
Äusserungen	 Bucher-Hellers,	 die	 pazifistischen	 Stimmen	 in	 Frankreich	 und	 der	Westschweiz	 seien	
angesichts	des	Krieges	kaum	mehr	existent.	Er	konterte	seine	Aussagen	mit	dem	Argument,	dass	sich	
die	 deutschsprachigen	 PazifistInnen	 bei	 Kriegsausbruch	 auch	 nicht	 für	 den	 Frieden	 eingesetzt	





























„Elle	 [la	 Société	genevoise	de	 la	 Paix]	 n’a	 rien	 en	 commun,	 en	particulier,	 avec	 la	 trop	
célèbre	 mission	 qui	 est	 venue	 dernièrement,	 en	 notre	 ville,	 couvrir	 nos	 murs	 d’une	
publicité	 tapageuse	 ayant	 plus	 d’analogie	 avec	 une	 réclame	 mercantile	 qu’avec	 la	
convocation	d’une	réunion	pacifiste.“504	
	
Diese	 Aussage	 der	 Genfer	 Sektion	 spielte	 auf	 eine	 Veranstaltung	 der	 Fordmission	 an,	 die	 am	 17.	
Februar	 1916	 zu	 ihrem	 Ärger	 auch	 in	 Genf	 Massen	 von	 Zuhörenden	 erreichte.	 Die	 von	 Henri	
Guilbeaux	eingeleitete	Kundgebung	wurde	von	Auguste	Forel	präsidiert	und	William	E.	Rappard	war	
für	 die	 Übersetzung	 zuständig.505	 Der	 in	 Belgien	 geborene	 Franzose	 Henri	 Guilbeaux	 lehnte	 den	
französischen	„Jusqu’auboutismus“	 ab	und	 zog	 im	April	 1915	 in	die	 Schweiz,	wo	er	 in	Genf	 für	die	
Kriegsgefangenenhilfe	 des	 Roten	 Kreuzes	 arbeitete.	 Seine	 erste	 dort	 publizierte	 Schrift	 hatte	 zum	
Ziel,	 den	wegen	 seiner	 pazifistischen	Haltung	 in	 die	 Schusslinie	 der	 französischen	NationalistInnen	
geratene	 Romain	 Rolland	 zu	 verteidigen.506	 Ab	 dem	 15.	 Januar	 1915	 gab	 er	 in	 Genf	 die	
Monatszeitschrift	demain	heraus,	die	seit	dem	Erscheinen	eine	Plattform	für	KriegsgegnerInnen	war	
und	in	der	u.	a.	der	Engländer	Edmund	D.	Morel,	Sekretär	der	UDC,	Romain	Rolland,	Auguste	Forel,	
Lenin	 oder	 der	 französische	 Anarchist	 Maurice	 Wullens	 zu	 Wort	 kamen.507	 Sie	 profitierte	 ab	
Erscheinen	 von	 der	 finanziellen	 Unterstützung	 durch	 Louis	 Paul	 Lochner	 von	 der	 Fordmission.	
Guilbeaux	 liess	 dem	 IFB	 die	 erste	 Ausgabe	 zukommen	 mit	 der	 Bitte,	 im	 Gegenzug	 dafür	 Le	
mouvement	pacifiste	 zu	erhalten.508	Er	war	ein	Beispiel	 für	die	sich	 in	der	Westschweiz	um	Romain	
Rolland	 gruppierenden	 französischen	 KriegsgegnerInnen.	 Wegen	 dem	 pazifistischen	 Gedankengut	
wurde	 seine	 Monatszeitschrift	 in	 Frankreich	 schnell	 von	 der	 Zensur	 erfasst	 und	 bereits	 am	 25.	

















KriegsgegnerInnen	 rasch	 an.	 Der	 ISK	 waren	 im	 Februar	 1916	 insgesamt	 21	 Organisationen	
angeschlossen,	 darunter	 der	Partito	 Socialista	 Italiano,	 die	 SPS,	 die	 Independent	 Labour	 Party,	 die	
British	 Socialist	 Party,	 sowie	 je	 drei	 russische	 und	 polnische	 Parteien.510	 Das	 Wachstum	 der	
Zimmerwalder	 Bewegung	machte	 neue	 Absprachen	 nötig	 und	während	 der	 vom	 5.	 bis	 9.	 Februar	
1916	 tagenden	 Versammlung	 des	 ISK	 im	 Berner	 Volkshaus	 wurde	 die	 Einberufung	 einer	 zweiten	






waren	 vor	 allem	 russische,	 italienische,	 deutsche	 und	 französische	 SozialistInnen	 anwesend.512	 Die	
allgemeine	Ablehnung	des	 Krieges	war	 bei	 den	 Teilnehmenden	mittlerweile	 gewachsen.	Unter	 der	
Leitung	 von	 Robert	 Grimm	wurde	 in	 Kiental	 über	Wege	 und	 Ziele	 des	 proletarischen	 Kampfes	 zur	
Beendigung	 des	 Krieges	 und	 über	 die	 Stellungnahme	 des	 internationalen	 Sozialismus	 zur	
Friedensförderung	verhandelt.513	Auch	wenn	es	Lenin	wiederum	nicht	gelingen	sollte,	die	Konferenz	
von	 seinen	 Ideen	 zu	überzeugen,	machte	 sich	 das	 Erstarken	des	 linken,	 revolutionären	 Flügels	mit	
rund	 einem	 Dutzend	 Delegierten	 in	 der	 verabschiedeten	 Resolution	 deutlich	 bemerkbar.	 Das	
Manifest	geisselte	die	Durchhaltepolitik	der	sozialistischen	Mehrheitsparteien	und	beklagte	die	durch	
den	 Krieg	 verursachten	 Milliardenkosten,	 die	 für	 die	 Wohlfahrt	 der	 Bevölkerung	 und	 soziale	
Reformen	fehlen	würden.	In	einem	leidenschaftlichen	Schlussappell	forderte	es	die	Ablehnung	aller	
Kriegskredite	und	den	Kampf	für	die	Herbeiführung	eines	schnellen	Friedens.514	
	 Die	 SFG	 berichtete	 über	 die	 Durchführung	 der	 Kientaler	 Konferenz	 in	 ihrem	Vereinsorgan	 „Der	
Friede“	und	liess	verlauten,	dass	zahlreiche	sozialistische	Parteien	weltweit	–	darunter	die	SPS	–	„ihre	








Problemen	 zu	 kämpfen.	Die	nationale	Kohäsion	wurde	aufgrund	der	 zwischen	den	 Sprachregionen	
auseinanderklaffenden	 Sympathien	 arg	 auf	 die	 Probe	 gestellt.	 Als	 prägendes	 Moment	 für	 diesen	














Dies	 wurde	 durch	 den	 im	 Nachrichtendienst	 tätigen	 Kryptographen	 André	 Langie	 –	 nicht	
zufälligerweise	einem	Romands	–	via	die	französische	Botschaft	bekannt	und	der	Skandal	dadurch	ins	
Rollen	gebracht.	Zwar	liess	der	General	Ulrich	Wille	in	der	Hoffnung	auf	eine	diskrete	Beilegung	der	
Affäre	 die	 Offiziere	 versetzen,	 doch	 auf	 Druck	 von	 Parlamentariern,	 Presse	 und	 Öffentlichkeit	
ordnete	der	Bundesrat	Mitte	Januar	1916	Gerichtsverfahren	gegen	sie	an.	Obwohl	Wille	die	beiden	
für	 schuldig	 hielt,	 lehnte	 er	 ihre	 Verurteilung	 aus	 Furcht	 vor	 einem	 Reputationsschaden	 für	 die	
Armee	 ab.519	 Das	Gericht	 in	 Zürich	 erklärte	 die	 beiden	Offiziere	 schliesslich	 strafrechtlich	 für	 nicht	
schuldig,	Wille	verurteilte	sie	zu	zwanzig	Tagen	scharfem	Arrest	und	der	Bundesrat	enthob	sie	ihrer	
Funktion.520	Während	die	milde	Sanktionierung	des	Vergehens	in	der	Deutschschweiz	schöngeredet	
wurde,	 löste	 sie	 in	 der	 Westschweiz	 eine	 tiefe	 Vertrauenskrise	 aus.	 Die	 Kritik	 richtete	 sich	
insbesondere	 gegen	 die	 deutschfreundliche	 Haltung	 in	 der	 Armeeführung,	 die	 durch	 den	 General	
Wille,	 norddeutscher	 Herkunft	 und	 verheiratet	 mit	 der	 Tochter	 des	 württembergischen	
Generalleutnants	 Friedrich	 Wilhelm	 von	 Bismarck,	 besonders	 treffend	 personifiziert	 wurde.521	



















In	 diesem	 Kontext	 versuchte	 Bucher-Heller	 auf	 der	 am	 28.	 Mai	 1916	 in	 Herisau	 tagenden	










„Abgesehen	 davon,	 dass	 durch	 innere	 Zerrissenheit	 die	 Schweiz	 Gefahr	 läuft,	 bei	 der	
Fortführung	 des	Weltkrieges	 noch	 in	 den	 Hexenkessel	 hineingezogen	 zu	werden,	wäre	








La	 Chaux-de-Fonds,	 Fleurier,	 Genf,	 Le	 Locle,	 Neuenburg)	 aus	 der	 welschen	 Schweiz	 stammten.524	
Andererseits	gab	es	auch	Anzeichen	dafür,	dass	die	SFG	nicht	gänzlich	verstummt	war.	So	wurde	die	
Sektion	St.	Imier,	die	1915	nach	einem	dort	von	Golay	gehaltenen	Referat	gegründet	worden	war,	in	
Herisau	 einstimmig	 in	 die	 SFG	 aufgenommen.	 Zudem	 hatte	 sich	 Alfred	 H.	 Fried	 der	 SFG	 in	 Basel,	
Zürich,	Luzern,	Schaffhausen	und	Appenzell	mehrmals	als	Redner	zur	Verfügung	gestellt.525	
	 Franz	 Bucher-Heller	 und	 Émil	 Butticaz,	 der	 Präsident	 der	 Sektion	 Waadt,	 drückten	 in	 ihren	
Referaten	über	die	zukünftige	Friedensarbeit	das	Bedürfnis	aus,	dass	die	SFG	ihre	pazifistischen	Ideen	
noch	 stärker	 in	 die	 Bevölkerung	 tragen	 müsse.	 Als	 hauptsächliche	 Adressaten	 der	 pazifistischen	
Aufklärungsarbeit	 erachteten	 sie	 die	 Geistlichkeit,	 die	 Presse	 und	 die	 Jugend.526	 Die	 SFG	 sollte	
zukünftig	 noch	mehr	Artikel	 in	 der	 Tagespresse	 abdrucken	 lassen	 und	noch	 stärker	mit	 Schulen	 in	
Kontakt	 treten,	 indem	Beiträge	 in	 der	 „Schweizerischen	 Lehrer-Zeitung“	 publiziert	würden.	 An	 die	
Pfarrer	und	Priester	seien	Appelle	zu	 richten,	der	Einberufung	der	ersten	Haager	Konferenz	 jeweils	
mit	 einer	 Friedenspredigt	 zu	 gedenken.527	 Theater	 und	 Kino	 sollten	 ebenfalls	 in	 den	 Dienst	 der	
Friedensbewegung	gestellt	werden.	Bucher-Heller	wies	in	seinem	Jahresbericht	darauf	hin,	dass	dies	
durch	 die	 Aufführung	 eines	 nach	 dem	 Roman	 von	 Bertha	 von	 Suttner	 benannten	 Dramas	 „Die	
Waffen	nieder!“	in	Luzern,	Schaffhausen,	St.	Gallen,	Zürich	und	weiteren	Ortschaften	bereits	erfolgt	
sei.528	 Die	 Sektionen	 der	 SFG	 sollten	 aktiv	 um	 neue	Mitglieder	werben	 und	 neue	 lokale	 Sektionen	
gründen,	 wobei	 insbesondere	 auch	 Frauen	 als	 solche	 zu	 gewinnen	 seien.529	 Butticaz	 stimmte	 mit	
Bucher-Heller	überein,	dass	der	Pazifismus	in	erster	Linie	viel	praktischer	werden	müsse.	Es	sei	dabei	
alles	 zu	 vermeiden,	 was	 sich	 gegen	 die	 „Schönheit	 des	 Patriotismus“	 und	 die	 „Notwendigkeit	 der	
Landesverteidigung“	 stelle,	 um	 sich	 im	 Falle	 eines	 Angriffskrieges	 zur	 Wehr	 setzen	 zu	 können.530	
Andererseits	 sei	 auch	ein	übersteigerter	Nationalismus	 zu	bekämpfen,	 der	 sich	 chauvinistisch	über	
alle	anderen	erhebe.	Butticaz	distanzierte	sich	weiter	von	den	Ansichten	der	„partisans	de	la	paix	à	
tout	prix,	de	la	paix	immédiate,	des	internationalistes,	des	antimilitaristes,	des	antipatriotes,	de	ceux	
qui	 refusent	 tout	 crédit	 militaire,	 etc.“531	 Der	 Pazifismus	 müsse	 in	 erster	 Linie	 auf	 eine	 bessere	
rechtliche	Grundlage	gestellt	werden,	denn	„le	pacifisme	de	demain	doit	avoir	une	base	juridique;	il	
sera	fondé	sur	le	droit	ou	il	ne	sera	pas.“532	Es	sollte	zudem	eine	dritte	Haager	Konferenz	einberufen	



















Friedensarbeit	 anderer	 Kreise	 […]	 eine	 illoyale	 Konkurrenz	 erblicken	 würden!“534	 Mit	 einer	
bestimmten	Vereinigung	strebte	er	sogar	eine	enge	Kooperation	an:	
	
„Nun,	 ich	 denke,	 dass	 der	 Verein	 für	 einen	 Dauerfrieden	 und	 die	 Schweizerische	
Friedensgesellschaft	Hand	in	Hand	arbeiten	können;	dass	sie	das	können,	haben	wir	bei	
den	 Manifestationen	 vom	 18.	 Mai	 ja	 bewiesen,	 und	 der	 verehrte	 Vorsitzende,	 Herr	
Nationalrat	 Scherrer-Füllemann,	 der	 sich	 in	 so	 anerkennenswerter	 Weise	 für	 die	







und	 die	 Ligue	 des	 pays	 neutres,	 nicht	 aber	 solche,	 die	 nur	 philanthropische,	 humanitäre	 und	
moralische	Ziele	verfolgen	würden.537	Andererseits	distanzierte	er	sich	weiter	wie	folgt:	
	












Mittelmächte	 zu	 verteidigen,	 die	 auch	 er	 für	 die	 Schuldigen	 am	 Kriege	 hielt.	Mit	mindestens	 zwei	
unter	ihnen,	der	„Vereinigung	für	einen	dauerhaften	Frieden“	und	der	Ligue	des	pays	neutres	konnte	
er	 sich	sogar	eine	Zusammenarbeit	vorstellen.	Das	Mitmachen	 in	diesen	Gruppierungen	 implizierte	
keinesfalls	 eine	deutschfreundliche	Ausrichtung.	 Tatsächlich	 sassen	 im	Komitee	der	 Ligue	des	 pays	
neutres	ab	Anfang	1915	neben	den	deutschsprachigen	Mitgliedern	Bucher-Heller,	Geering-Christ	und	
Broda	die	französischsprachigen	Forel,	Quartier-la-Tente,	Monnier	und	de	Maday.539	Henri	Monnier	
war	 Präsident	 der	 Sektion	 La	 Chaux-de-Fonds	 und	 André	 de	 Maday	 Präsident	 der	 Neuenburger	
Sektion.	Ebenfalls	gab	sich	Émil	Butticaz	in	seinem	Referat	als	überzeugter	Unterstützer	der	von	der	
„Zentralorganisation	 für	 einen	 dauerhaften	 Frieden“	 ausgearbeiteten	 Forderungen	 im	 Mindest-









obligatorische	 Schiedsgerichtbarkeit,	 zu	 erkennen.540	Die	 im	Protokoll	 der	Delegiertenversammlung	
abgedruckte	 und	 nach	 den	 beiden	 Referaten	 eingebrachte	 Äusserung	 eines	 Vereinsmitglieds,	 er	
freue	 sich	 „über	 die	 Einigkeit	 zwischen	 deutsch	 und	 welsch“541,	 kann	 also	 durchaus	 als	 eine	
Annäherung	 zwischen	 den	 Sektionen	 der	 Sprachregionen	 verstanden	 werden.	 Sie	 übersieht	




und	 die	 dabei	 anfallenden	 Kosten	 geltend.543	 Ihre	 Erklärungen	 mögen	 zutreffen,	 doch	 es	 gibt	
mehrere	 Hinweise	 dafür,	 dass	 die	 Differenzen	 zwischen	 ihr	 und	 den	 deutschsprachigen	 Sektionen	
besonders	gross	waren	und	dieser	Grund	sogar	den	hauptsächlichen	Ausschlag	für	ihre	Abwesenheit	








wurde	 –	 vehement	 von	 der	 Fordmission	 ab,	 mit	 deren	 Delegierten	 in	 der	 Schweiz	 Bucher-Heller	
zukünftig	Hand	in	Hand	arbeiten	wollte.	Nationalrat	Scherrer-Füllemann,	der	sowohl	Delegierter	der	
Fordmission	als	auch	der	„Vereinigung	für	einen	dauerhaften	Frieden“	war,	entpuppte	sich	als	einer	
der	 aktivsten	 Befürworter	 eines	 Verständigungsfriedens,	 dem	 die	 Genfer	 Sektion	 die	 französische	
Friedenskonzeption	 einer	 vorgängigen	 Niederlage	 des	 preussischen	 Militarismus	 entgegenstellen	
wollte.	
	 Für	 die	 Begründung	 ihres	 Standpunktes	 gab	 die	 Genfer	 Sektion	 im	 September	 1916	 eine	
Sonderausgabe	 der	welschen	Vereinszeitschrift	 „La	 Paix“	 heraus.	Darin	 beklagte	 sie	 sich,	 dass	 sich	





sont	 trop	 onéreux	 pour	 qu’ils	 puissent	 songer	 à	 se	 soumettre	 aux	 exigences	 des	
Impériaux	austro-allemands.“546	
	
Weil	 die	Mittelmächte	 zum	 aktuellen	 Zeitpunkt	 im	 Besitz	 eines	 Teils	 von	 Nordfrankreich,	 Belgien,	
Russland	und	Serbien	seien,	wäre	eine	Weiterführung	des	Krieges	zu	ihrem	Nachteil;	zum	momentan	
Zeitpunkt	 könnte	 ein	 Friedensschluss	 deshalb	 nicht	 zu	 einem	 dauerhaften	 Frieden	 führen.	
Zusammenfassend	merkte	Louis	Favre,	der	Präsident	der	Sektion	Genf,	an:	
	












future	 soit	 ce	 qu’on	 appelle	 une	 paix	 durable.	 La	 paix	 durable,	 seul	 les	 adversaires	 du	
militarisme	 exalté	 sont	 capables	 de	 nous	 l’apporter.	 C’est	 donc	 être	 dans	 l’esprit	 du	
véritable	pacifisme	que	de	se	refuser	à	donner	aux	belligérants	le	conseil	de	déposer	les	





Bei	 solchen	 unversöhnlichen	 Worten	 in	 der	 SFG	 erstaunt	 es	 nicht,	 dass	 auch	 auf	 internationaler	
Ebene	das	IFB	nicht	aus	seiner	Passivität	austreten	konnte	(vgl.	Kapitel	5.4).	
	 Erstmals	während	des	Krieges	warfen	zwei	Mitglieder	aus	der	Winterthurer	Sektion	während	der	
Delegiertenversammlung	 die	 Frage	 auf,	 ob	 „nicht	 unsere	 Gesellschaft	 eine	 weniger	 ablehnende	
Haltung	gegen	den	Antimilitarismus	einnehmen	sollte.“548	Der	Sekretär	des	Zentralkomitees,	Geering-
Christ,	warnte	jedoch	vor	einer	solchen	Annäherung,	„indem	er	mit	einem	Hinweis	auf	das	Schicksal	
Belgiens	 die	 Verantwortung	 für	 unser	 Militärwesen	 den	 zuständigen	 Behörden	 überlassen	 wissen	
möchte.“549	Der	Grundtenor	in	der	SFG	bestand	in	einer	klaren	Verwerfung	des	Antimilitarismus.	Dies	
wurde	bereits	im	September	1915	in	einem	Kommentar	der	Redaktion	des	„Friedens“	ersichtlich,	der	
vom	Aufruf	 der	 „Kirchenpflege	 Zürich	Wipkingen“	 berichtete,	 demzufolge	 die	 Schweiz	 auf	weitere	
Rüstung	verzichten	solle	und	das	Militär	abzuschaffen	sei:	„Die	Kirchenpflege	soll	sich	unbewaffnet	in	
einen	 Raubtierkäfig	 der	 nächsten	 Menagerie	 begeben	 und	 versuchen,	 wie	 ihr	 das	 Experiment	
bekommt!“550	
	 Die	 vermehrte	 Auseinandersetzung	 mit	 antimilitaristischen	 Positionen	 fiel	 in	 eine	 Zeit,	 als	 sich	
dem	„Frieden“	zufolge	die	Dienstverweigerungen	mehrten.551	Für	Aufsehen	sorgte	etwa	der	1916	aus	
London	 nach	 La	 Chaux-de-Fonds	 zurückgekehrte	 Pfarrer	 Jules	 Humbert-Droz,	 der	 das	 Einrücken	
sofort	verweigerte	und	im	August	1916	zu	sechs	Monaten	Gefängnis	und	zu	drei	Jahren	Verlust	der	
bürgerlichen	 Rechte	 verurteilt	 wurde.	 Der	 junge	 Theologe	 machte	 eine	 stürmische	 persönliche	
Entwicklung	 durch	 und	 wurde	 1920	 Sekretär	 der	 Kommunistischen	 Internationale	 (Komintern)	 für	
Westeuropa.552	 Ebenfalls	 im	August	 1916	 erlagen	 zwei	 höhere	Offiziere	 der	 Versuchung,	 von	 ihrer	
militärischen	 Position	 aus	 in	 der	 Politik	 mitzureden,	 was	 die	 Diskussionen	 über	 Militarismus	 bzw.	
Antimilitarismus	 in	 der	 Schweiz	 weiter	 anfachte.	 Major	 Eugen	 Bircher	 holte	 in	 der	 „Solothurner	
Zeitung“	zu	einer	massiven	Kritik	an	der	schweizerischen	Politik	aus	und	erhielt	dabei	Rückendeckung	
vom	Waadtländer	 Divisionskommandanten	 Treytorrens	 de	 Loys.	 Den	 politischen	 Verantwortungs-
trägern	warf	 Bircher	 vor,	 in	 den	Wirtschaftsverhandlungen	mit	 dem	 Ausland	 die	 Souveränität	 der	
Schweiz	geopfert	und	 im	Parlament	 „widerliche“	Diskussionen	über	die	Bereitstellung	der	Truppen	
zugelassen	zu	haben.553	Robert	Grimm	bezeichnete	darauf	de	Loys	öffentlich	als	„Kriegshetzer“	und	
auch	 in	 bürgerlichen	 Blättern	 wie	 der	 NZZ	 stand	 geschrieben,	 es	 gebe	 in	 der	 Schweiz	 eine	
Kriegspartei,	welche	die	Jugend	zur	Schlachtbank	führen	wolle.	General	Wille	erteilte	nur	widerwillig	
und	 auf	 Drängen	 des	 Bundesrats	 de	 Loys	 einen	 Verweis,	 Bircher	 blieb	 dagegen	 unbehelligt	 und	
agitierte	weiter.554	
	 In	 der	 Auseinandersetzung	 der	 SFG	 mit	 antimilitaristischen	 Positionen	 spielte	 Rudolf	 Geering-























dass	 die	 Schweiz	 einen	 „so	 hohen	 Tribut	 an	 den	 europäischen	 Kriegsmoloch“	 zahlen	musste,	 doch	
muteten	die	militärischen	Behörden	der	Schweiz	nicht	mehr	Opfer	zu	als	notwendig	und	deshalb	sei	
ein	Antimilitarismus	unbegründet.557	Ein	Militarismus	gemäss	der	zweiten	Definition	existiere	ebenso	
wenig,	 da	 es	 in	 der	 Schweiz	 mit	 Ausnahme	 des	 Instruktionspersonals	 kein	 Berufsmilitär	 gebe.	
Drittens	 möge	 es	 während	 der	 Grenzbesetzung	 Übergriffe	 der	 Militärgewalt	 auf	 die	 Zivilgewalt	
gegeben	haben,	doch	in	diesen	Fällen	würden	die	demokratischen	Institutionen	der	Schweiz	schnell	
greifen	 –	 hier	 gab	 er	 keine	 Beispiele	 	 an	 –,	 weshalb	 eine	 solche	 Form	 des	 Militarismus	 nicht	
aufkommen	 könne.	 Geering-Christ	 konnte	 den	 aufgrund	 der	 vierten	 Militarismus-Definition	
entstehenden	grösseren	Widerwille	gegen	den	Militärdienst	zwar	verstehen,	doch	billigen	könne	er	
ihn	 nicht.	 Die	 „Bürgerwürde“	 jedes	 Einzelnen	 solle	 respektiert	 werden,	 aber	 andererseits	 dürfe	
seines	 Erachtens	 die	 „Empfindlichkeit“	 nicht	 zu	 sehr	 gepflegt	 werden.	 Gerade	 in	 dieser	 Ein-	 und	
Unterordnung	in	einen	grossen	Organismus	liege	ein	wertvolles	pädagogisches	Element,	das	gerade	
den	 Republikanern	 heilsam	 sein	 könne.	 Dienstverweigerung	 aus	 religiösen	 und	 persönlichen	
Gewissensgründen	müsse	zudem	als	fanatisch	und	schwärmerisch	verworfen	werden.	Geering-Christ	
resümierte	 aus	 diesen	 Überlegungen,	 dass	 von	 der	 Berechtigung	 eines	 Antimilitarismus	 in	 der	
Schweiz	„eigentlich	gar	nichts“	übrigbleibe.558	Geering-Christ	fühlte	sich	durch	die	im	Zusammenhang	
mit	 den	 Ereignissen	 um	 die	 Offiziere	 Bircher	 und	 de	 Loys	 in	 der	 Öffentlichkeit	 ausgelösten	
Entrüstungsstürme	bestätigt,	es	sei	„die	Richtigkeit	unserer	Anschauungen	erhärtet	worden.“559	
	 Weitere	 im	 „Frieden“	 abgedruckte	 Beiträge	 zur	 Diskussion	 äusserten	 sich	 auch	 gegen	 den	
Antimilitarismus,	verwarfen	antimilitaristische	Positionen	jedoch	nicht	grundsätzlich.	In	der	Ausgabe	
vom	 Monat	 September	 1916	 stand	 in	 einem	 Artikel	 geschrieben,	 dass	 sich	 Pazifismus	 und	
Antimilitarismus	 ergänzen,	 denn	 „ein	 Pazifist	 ist	 ausnahmslos	 in	 irgendeinem	 Sinne	 auch	
Antimilitarist“,	 andererseits	 „denke	 und	 fühle	 ein	 Antimilitarist	 auch	 pazifistisch.“560	 Ein	 weiterer	
Artikel	 umging	 die	 Problematik,	 indem	 er	 darauf	 hinwies,	 dass	 sich	 jeder	 der	 Friedensbewegung	
anschliessen	 könne,	 der	 ihre	 Zielsetzung	 –	 die	 Herstellung	 eines	 Rechtszustandes	 zwischen	 den	
Staaten,	 in	 dem	 der	 Krieg	 ausgeschlossen	 sei	 –	 unterstütze.	 Der	 Grund,	warum	 der	 Einzelne	 mit	
diesem	 Programm	 einverstanden	 sei,	 könne	 ihr	 gleichgültig	 sein.	 Deshalb	 sollte	 die	 Einstellung	
gegenüber	 dem	 Militarismus,	 zum	 Militär	 überhaupt	 und	 zum	 Antimilitarismus	 jedem	 selbst	
















In	 einer	 Phase	 des	 Krieges,	 in	 der	 die	 Friedenssehnsucht	 in	 der	 Bevölkerung	 zunahm	 und	 in	 der	
Hunderttausende	Soldaten	 in	der	 „Hölle	von	Verdun“564	 ihr	 Leben	 liessen,	war	Golay	weiterhin	ein	
Befürworter	 eines	 aktiven	 IFB.	 Allerdings	 vertrat	 er	 diese	 Haltung	 nur	 unter	 der	 Bedingung,	 dass	
dieses	 den	 offiziellen	 Standpunkt	 der	 Mehrheit	 der	 französischen	 PazifistInnen	 einnehme.565	 Er	




van	 Beek	 en	 Donk	 von	 der	 Neutralen	 Konferenz	 in	 Stockholm	 darum,	 eine	 Verbindung	 aller	
internationalen	 und	 nach	 Frieden	 strebenden	 Kräfte	 einzugehen.567	 Das	 ISB,	 die	 IPU,	 die	 „Zentral-
organisation“,	 die	 Frauenorganisationen	 und	 als	 Vertreter	 der	 bürgerlichen	 Friedensbewegung	 das	





Mitte	 1915	 in	 ihrer	 Friedenskonzeption	 zunehmend	 einen	 Verständigungsfrieden	 in	 Betracht	 zu	
ziehen	schien,	 sich	also	von	den	 französischen	Parolen	eines	Siegfriedens	 löste	und	sich	damit	den	
holländisch-deutschen	 Positionen	 annäherte.569	 Auf	 diesen	Wandel	 in	 der	UDC	 wies	 ebenfalls	 die	
Tatsache	hin,	dass	Frederick	Maddison	und	Joseph	Fred	Green,	die	beide	im	Rat	des	IFB	sassen	und	
für	 das	 politische	 Bündnis	 mit	 Frankreich	 –	 auch	 um	 den	 Preis	 einer	 Verlängerung	 des	 Krieges	 –	
standen,	 Ende	 1915	 nicht	 mehr	 ins	 Exekutivkomitee	 der	 UDC	 gewählt	 wurden.570	 Trotz	 grosser	
























unternahm	 Golay	 vom	 26.	 April	 bis	 am	 3.	 Mai	 1916	 eine	 Reise	 nach	 Paris.	 In	 der	 französischen	
Hauptstadt	 traf	 er	 neben	 ihnen	mit	 dem	 Italiener	 Edoardo	Giretti	 und	dem	Briten	George	Herbert	
Perris	zwei	weitere	Ratsmitglieder.	Die	meisten	französischen	PazifistInnen	zeigten	sich	aber	immer	












auch	 die	 Unkenntnis	 vieler	 französischer	 PazifistInnen	 über	 die	 Diskussionen	 eines	 Friedens-
programms	innerhalb	der	deutschen	und	der	niederländischen	Friedensbewegung.574	Die	Ergebnisse	
der	zwei	Friedenskonferenzen	in	Den	Haag	vom	Mai	1915	hatten	sie	aufgrund	der	Anwesenheit	von	
deutschen	 PazifistInnen	 von	 vornherein	 als	 deutschfreundlich	 abgestempelt.	 Eine	 vertiefte	
Auseinandersetzung	 mit	 den	 Positionen	 der	 dort	 anwesenden	 niederländischen,	 deutschen	 und	
britischen	 PazifistInnen	 sowie	 ihren	 Lösungsvorschlägen	 zur	 belgischen	 Frage	 und	 über	 die	
Wiedergutmachung	 von	 deutscher	 Seite	 fand	 nicht	 statt.575	 Infolge	 des	 erschwerten	 Briefverkehrs	
und	 der	 Zensur	 fehlten	 zudem	oft	 entsprechende	 Informationen.	 Nachdenklich	 stimmte	Golay	 die	
Mitteilung	des	Ökonomen	und	Professors	des	Collège	de	France,	Charles	Gide,	in	Paris	habe	sich	ein	
fünfzigköpfiges	 Komitee	 gebildet,	 das	 sich	 den	 britischen	 Positionen	 der	 UDC	 annäherte.	 Ihm	
gehörten	 neben	 Gide	 und	 dem	 sozialistischen	 Abgeordneten	 Jean	 Longuet	 mit	 der	 Feministin	
Séverine	 (Caroline	 Rémy)	 und	 Lucien	 Le	 Foyer	 auch	 bekannte	 PazifistInnen	 an.	 Die	 Bildung	 dieses	
Komitees	machte	deutlich,	 dass	 es	 auch	 in	 der	 französischen	 Friedensbewegung	 Stimmen	gab,	 die	
mit	 einem	 Verständigungsfrieden	 sympathisierten.	 Golay	 verglich	 ihre	 Situation	 in	 der	 Friedens-
bewegung	 mit	 derjenigen	 der	 Zimmerwalder	 Bewegung,	 die	 sich	 ausserhalb	 der	 Mehrheit	 der	
sozialistischen	Parteien	befand.576	
	 Dass	 die	 Übermittlung	 von	 Briefen	mit	 pazifistischem	 Inhalt	 an	 Kontakte	 im	 Ausland	 durch	 die	
Zensur	 zunehmend	erschwert	wurde,	 bekam	auch	Quidde	 in	Deutschland	 zu	 spüren.	Die	praktisch	
einzige	Möglichkeit	 für	 ihn	war,	 sich	mit	vertrauenswürdigen	Personen	aus	dem	neutralen	Ausland	
während	umsichtig	arrangierten	und	mit	konspirativer	Sorgfalt	vorbereiteten	Treffen	zu	Gesprächen	
zu	verabreden.	Während	Golay	als	Kontaktperson	für	die	französischen	Mitglieder	des	IFB	fungierte,	
war	 es	 Bucher-Heller	 für	 die	 deutschsprachigen.	 Ende	 März	 1916	 setzte	 sich	 der	 auf	 Ausgleich	
zwischen	 den	 beiden	 Lagern	 bedachte	 Bucher-Heller	 parallel	 zu	 Golay	 während	 einer	 Reise	 nach	




















„Wenn	 man	 einige	 Garantien	 erhalte	 von	 offizieller	 Seite	 Deutschlands,	 dass	 das	
geschehen	 werde,	 so	 habe	 ja	 England	 eigentlich	 sein	 Kriegsziel	 erreicht.	 Alles	 andere	
könne	 dann	 am	 grünen	 Tisch	 ausgemacht	 werden,	 dafür	 brauchen	 die	 Kanonen	 nicht	
mehr	zu	sprechen.“579	
	
Obwohl	Quidde	 gegenüber	 Bucher-Heller	 seine	Überzeugung	 versicherte,	 Deutschland	wolle	 keine	
Annexion	Belgiens,	zeigte	er	sich	betreffend	der	von	der	UDC	gemachten	Vorbedingungen	zu	wenig	
flexibel.	Er	beharrte	auf	bestimmten	Garantieerklärungen	der	Alliierten,	dass	sie	nach	der	deutschen	
Räumung	 Belgiens	 das	 Land	 nicht	 ihrerseits	 besetzten.580	 Dieser	 Standpunkt	 verunmöglichte	 eine	
schnelle	Einigung	mit	der	Mehrheit	der	britischen	Friedensbewegung.581	
	 Die	 welschen	 Schweizer	 im	 Ständigen	 Komitee	 sahen	 aufgrund	 der	 beiden	 Reiseberichte	 keine	
Veranlassung,	 ihre	 passive	 Politik	 aufzugeben,	 weil	 ihnen	 zufolge	 die	 Grundlage	 für	 Diskussionen	
zwischen	den	beiden	Parteien	fehlte.582	Als	schärfster	Kritiker	der	passiven	Politik	der	Berner	Zentrale	
profilierte	sich	Alfred	H.	Fried.	Er	bezeichnete	das	IFB	als	einen	„lebendigen	Leichnam“	und	trat	1916	
in	 eine	 öffentlich	 geführte	 Kontroverse	 mit	 dem	 Franzosen	 Théodore	 Ruyssen	 ein,	 die	 über	
Leserbriefe	in	der	NZZ	ausgefochten	wurde.583	Fried	bestritt	 in	seiner	Argumentation,	dass	nur	eine	
völlige	 Niederwerfung	 der	 Mittelmächte	 diese	 vom	 preussischen	 Militarismus	 befreien	 könne.	
Gerade	weil	er	den	Militarismus	bekämpfe,	befürworte	er	eine	rasche	Beendigung	des	Krieges,	denn	
in	 Kriegen	 zwischen	 stark	 gerüsteten	 Staaten	 könne	 es	 keine	 materiellen	 Sieger	 mehr	 geben.584	




auf	 die	 Luft	 zum	 Atmen.585	 Romain	 Rolland	 zeigte	 sich	 dagegen	 versöhnlicher	 und	 meinte,	 dass	
Ruyssen	und	seine	Zeitschrift	La	Paix	par	 le	Droit	der	Sache	des	Pazifismus	untreu	geworden	seien,	
weil	Ruyssen	auch	„tous	les	plus	nobles	efforts	tentés	pour	arrêter	ou	limiter	les	ravages	de	la	guerre“	
bekämpfe.586	 Vom	 Ausmass	 der	 vergifteten	 Atmosphäre	 zwischen	 den	 kriegführenden	 Staaten	
wurden	Institutionen	und	Zeitungen	in	den	neutralen	Staaten	keineswegs	verschont.	Dass	die	NZZ	als	
eine	der	 führenden	deutschsprachigen	Zeitungen	der	Schweiz	bereits	 früh	 ihre	Seiten	 für	deutsche	















„Il	 est	 prodigieux	 qu’on	 ait	 pu	 organiser	 en	 Suisse	 un	 semblable	 instrument	 de	
propagande	 prussienne,	 car	 au	 fond	 ce	 n’est	 pas	 autre	 chose:	 ce	 n’est	 pas	 la	manière	
violente	qui	convient	aux	pangermanistes	opérant	en	Allemagne	même,	c’est	du	travail	





ihm	 neu	 verfolgten	 Kurs	 hinzuweisen,	 der	 ab	 Herbst	 1916	 einsetzte.	 In	 einer	 Ausgabe	 seiner	
Zeitschrift	 war	 ein	 Artikel	 mit	 dem	 Titel	 „Au	 Bureau	 International	 de	 la	 Paix“	 abgedruckt,	 der	 als	
Zirkular	an	alle	ihm	angegliederten	Friedensgesellschaften	gesendet	wurde.588	In	diesem	gab	das	IFB	
seine	 Neutralität	 zugunsten	 der	 Entente	 formell	 auf,	 und	 es	 betrachtete	 eine	 Niederlage	 der	
Mittelmächte	als	Vorbedingung,	um	eine	dauerhafte	Friedensordnung	etablieren	zu	können.	Golays	
Vorhaben,	die	Berner	Zentrale	zu	einem	Propagandainstrument	der	Entente	zu	machen,	setzte	sich	





Weil	 die	 Versuche	 zur	 Wiederbelebung	 des	 IFB	 scheiterten,	 versuchte	 Golay	 zumindest	 die	 SFG	








„Ich	 bin	 hoch	 erfreut,	 dass	 die	 welschen	 Collegen,	 speziell	 die	 Freunde	 in	 Genf	 ihren	
Standpunkt	 des	 ‚J’usque	 au	 bout	 Schweigens‘	 [sic]	 aufgeben	 wollen	 &.	 das	 Bedürfniss	
[sic]	zur	Aussprache	&.	nachfolgenden	Action	an	den	Tag	legen!	Es	war	mir	zuwider	mit	
der	 einen	Hälfte	der	 schweizerischen	 Friedensgesellschaft	 zu	arbeiten	&.	deshalb	hatte	
ich	auch	keine	Eile,	diesen	Herbst	unsere	Arbeiten	aufzunehmen.“591	
	
Allerdings	 verfolgten	Golay	 und	Bucher-Heller	mit	 ihrem	Bemühen	um	eine	 Reaktivierung	 der	 SFG	
und	die	Ausarbeitung	 eines	Aktionsprogramms	weiterhin	 nicht	 die	 gleichen	 Ziele.	Golay	 plante	 für	
den	 Winter	 eine	 grosse	 Kampagne	 von	 pazifistischen	 Konferenzen,	 während	 denen	 in	
Zusammenarbeit	mit	der	Presse	diejenigen	Prinzipien	bekanntgegeben	und	bestätigt	werden	sollten,	
„qui	 furent	 ceux	de	 Louis	Ruchonnet,	d’Elie	Ducommun	et	aussi	du	père	Gobat	 [erster,	 zweiter	und	
dritter	Leiter	des	IFB]	qui	était	un	vaillant	et	un	brave	et	qui	ne	se	fut	jamais	laissé	aller	à	collaborer	








coupables“592,	 wie	 er	 Fritz	 Berthoud,	 dem	 Präsidenten	 der	 neu	 gegründeten	 Sektion	 St.	 Imier,	
mitteilte.	










vertrat,	 die	 Kriegsschuld	 liege	 bei	 Deutschland	 und	 Österreich.	 Die	 Tatsache,	 dass	 die	 deutsche	
Friedensbewegung	 in	 der	 „Zentralorganisation“	 mitbeteiligt	 war,	 reichte,	 um	 sie	 und	 den	 Anti-
Oorlog-Raad	 als	 deutschfreundlich	 abzustempeln.	 Zwar	wollte	 Bucher-Heller	 die	 SFG	 ebenfalls	 aus	
ihrer	 passiven	 Haltung	 befreien,	 strebte	 aber	 im	 Gegensatz	 zu	 Golay	 –	 wie	 bereits	 auf	 der	
Delegiertenversammlung	 von	 1916	 in	 Herisau	 klar	 wurde	 –	 eine	 Zusammenarbeit	 mit	 den	 neuen	
pazifistischen	 Organisationen	 an	 und	 arbeitete	 selbst	 in	 solchen	 (z.	 B.	 der	 „Vereinigung	 für	 einen	
dauerhaften	Frieden“	und	der	 	Ligue	des	pays	neutres)	 in	Hinblick	 für	einen	Verständigungsfrieden	
mit.	
	 An	dieser	Stelle	 sei	noch	einmal	darauf	hingewiesen,	dass	die	Friedensbewegung	allgemein	und	
pazifistische	 Organisationen	 in	 neutralen	 Ländern	 von	 beiden	 Mächtegruppierungen	 verdächtigt	




der	 „Zentralorganisation	 für	 einen	 dauerhaften	 Frieden“	 organisiert	 wurden,	 weil	 diese	 deutsch-
freundlich	 seien.	 Gleichzeitig	 schätzte	 die	 politische	 und	 militärische	 Führung	 in	 Deutschland	 den	
Anti-Oorlog-Raad	und	die	„Zentralorganisation“	gemeinsam	mit	ihrem	Sekretär	De	Jong	van	Beek	en	
Donk	als	deutschfeindlich	ein.594	
	 In	der	am	19.	November	1916	 im	 IFB	abgehaltenen	Sitzung	des	Zentralkomitees	der	SFG,	 in	der	
auch	Golay	anwesend	war,	wurde	das	Vorhaben	eines	gemeinsamen	Aktionsprogramms	schliesslich	
diskutiert.595	 Bucher-Heller	 wies	 darauf	 hin,	 dass	 die	 Erarbeitung	 eines	 Papiers	 bisher	 wegen	
Meinungsverschiedenheiten	zwischen	den	welschen	und	den	deutschsprachigen	Sektionen,	die	er	als	
Missverständnisse	bezeichnete,	nicht	habe	angegangen	werden	können.	Diese	scheinen	nach	Golays	
Anmerkungen	 über	 die	 Gesprächsbereitschaft	 der	welschen	 Sektionen	mittlerweile	 geklärt	 zu	 sein	
und	spätestens	nach	der	folgenden	Diskussion	nicht	mehr	weiterzubestehen.	Allerdings	handelte	es	
sich	 bei	 dieser	 Aussage	 selbst	 um	 ein	 Missverständnis,	 denn	 Louis	 Favre	 bekräftigte	 die	 von	 der	
Genfer	Sektion	bisher	verfolgte	Haltung.	Wenn	etwas	zu	Missverständnissen	geführt	habe,	dann	sei	
es	der	Glaube,	dass	die	Schuldigen	am	Krieg	geglaubt	hätten,	die	Friedensbewegung	würde	sich	für	
Unternehmen	 einspannen	 lassen,	 gegenüber	 denen	 man	 misstrauisch	 sein	 müsse.	 Dazu	 gehörten	
Gruppierungen	mit	einem	ausländischen	Hintergrund	–	womit	er	auf	den	Anti-Oorlog-Raad	und	die	










pied	 les	 agresseurs	 et	 ceux	 qui	 défendent	 leur	 pays.“596	 Mit	 Émil	 Butticaz,	 dem	 Präsidenten	 der	




sein	 konnte.	 Die	 Satirezeitschrift	 „Nebelspalter“	 stellte	 die	 geteilte	 Schweiz	 –	 die	 sich	 auch	 in	 der	
























Hess	 als	 Präsident	 der	 Sektion	 Bern	 gegen	 sein	 Vorhaben	 stellte,	 stimmte	 Buchli	 von	 der	 Sektion	
Herisau	der	allgemeinen	Haltung	zu,	dass	die	SFG	mehr	Aktivität	an	den	Tag	legen	sollte.	Er	versuchte	
Hoffnung	zu	verbreiten,	indem	er	auf	einen	Mitgliederzuwachs	in	seiner	Sektion	hinwies.598	
	 Trotz	 den	unterschiedlichen	Auffassungen	wurde	 für	 die	Ausarbeitung	 eines	Aktionsprogramms	
für	 die	 SFG	 eine	 „Propaganda-Kommission“	 bestimmt,	 der	 Bucher-Heller,	 Maier,	 Favre	 und	 Golay	
angehören	sollten.599	Allerdings	fungierte	Henri	Golay	schliesslich	nicht	mehr	unter	den	Namen	der	
Leiter	der	Propaganda-Kommission	 im	veröffentlichten	Aktionsprogramm.600	Golay	beschwerte	sich	
infolgedessen	 bei	 Bucher-Heller,	 er	 sei	 einfach	 ohne	 formellen	 Beschluss	 aus	 ihr	 herausgeworfen	








betrachtet.601	 Bucher-Heller	 antwortete	 Golay,	 es	 sei	 ihm	 „nicht	 im	 Entferntesten	 in	 den	 Sinn	
gekommen,	Sie	in	ein	Komitee	nicht	mehr	einzuladen	[…]	dem	Sie	angehörten	durch	Wahl	des	Central	
Komitees.“602	Er	sei	der	Meinung	gewesen,	dass	er	nicht	selbst	Mitglied	dieses	Komitees,	sondern	nur	
an	 den	 ersten	 vorbereitenden	 Sitzungen	 teilnehmen	 werde.	 Trotz	 dieser	 Beschwichtigungen	 darf	
vermutet	 werden,	 dass	 Bucher-Heller	 tatsächlich	 ein	 Interesse	 daran	 hatte,	 Golay	 nicht	 in	 diesem	
Gremium	 zu	 haben,	 weil	 er	 als	 Folge	 seiner	 Präsenz	 eine	 zu	 starke	 Annäherung	 der	 SFG	 an	 die	
französische	Position	befürchtete.	Das	Aktionsprogramm	sah	die	Möglichkeit	vor,	als	Vortragsredner	
Personen	 aus	 der	 „Vereinigung	 für	 einen	 dauerhaften	 Frieden“	 und	 der	 „Neutralen	 Konferenz“	 zu	
engagieren,	 deren	 Präsident	 Scherrer-Füllemann	 war	 und	 von	 denen	 sich	 Golay	 im	 Gegensatz	 zu	
Bucher-Heller	explizit	distanzieren	wollte.603	
	 Das	Aktionsprogramm	hielt	fest,	dass	„die	Stunde	gekommen	ist,	wo	eine	energische	Tätigkeit	der	
Schweizerischen	 Friedensgesellschaft	 an	 der	 Spitze	 der	 Bewegung	 einsetzen	 kann	 und	 einsetzen	
muss.“	Es	rief	zur	Erstarkung	bestehender	und	der	Gründung	neuer	Sektionen	auf.	Ausserdem	sollten	
regelmässig	 Versammlungen	 durchgeführt	 werden,	 während	 denen	 die	 Grundlagen	 eines	




Scherrer-Füllemann	 vorgeschlagen.	 Regelmässige	 Zusammenkünfte	 sollten	 bewirken,	 „den	
verdienstlichen	 Bestrebungen	 vieler	 anderen,	 neuerstandener	 Vereinigungen	 in	 den	 Sektionen	 der	
Friedensgesellschaft	 einen	Mittelpunkt	 zu	 geben,	 an	 den	 sie	 sich	 anschliessen	 und	 in	 dem	 sie	 sich	
betätigen	können.“604	
	 Der	 Zeitpunkt	 für	 die	 Ausarbeitung	 eines	 Aktionsprogramms	 war	 günstig,	 weil	 sich	 angesichts	
einer	 zunehmenden	 Kriegsmüdigkeit	 die	 Friedensnoten	 zum	 Jahreswechsel	 1916/17	 häuften.	 Der	
deutsche	 Reichskanzler	 Bethmann-Hollweg	 richtete	 am	 12.	 Dezember	 ein	 Friedensangebot	 an	 die	
Entente,	in	welchem	er	sie	dazu	aufforderte,	alsbald	in	Friedensverhandlungen	einzutreten.605	In	der	
Deutschschweizer	Presse	wurde	das	Friedensangebot	als	„Lichtstrahl“	 freudig	begrüsst606	und	auch	
die	 welschen	 Zeitungen	 hielten	 einen	 Frieden	 für	 wünschbarer	 als	 den	 völligen	 Sieg	 der	
Ententemächte,	 so	 sehr	 dieser	 auch	 verdient	 wäre.607	 Fried	 ersuchte	 Bucher-Heller	 in	 einem	
Telegramm	um	die	Einberufung	des	Rates	des	IFB	„zwecks	Unterstützung	des	Friedensangebotes	der	
Zentralmächte“608,	das	von	ihm	an	Golay	weitergeleitet	wurde.	Auf	die	Unterstützung	der	deutschen	
Note	 zielte	 auch	 eine	 von	 den	 freisinnigen	 Nationalräten	 Emil	 Zürcher,	 Albert	 Locher,	 Joseph	 A.	
Scherrer-Füllemann,	Henri	Calame,	Emil	Göttisheim,	Robert	Forrer	und	dem	Sozialdemokraten	Fritz	
Studer	 am	 19.	 Dezember	 veranlasste	 Aussprache	 im	 IFB.609	 Golay	 teilte	 Bucher-Heller	 mit,	 dass	
Carrière	und	Bovet	nicht	der	Meinung	seien,	dass	er	den	Rat	einberufen	solle,	und	weil	sich	nur	ein	
Teil	der	Ratsmitglieder	 für	eine	Zusammenkunft	bereit	erklären	würde,	bringe	eine	 solche	 sowieso	
nichts.610	
	 Am	 21.	 Dezember	 1916	 hatte	 der	 US-amerikanische	 Präsident	 Woodrow	 Wilson	 sich	 in	 einer	
Friedensnote	an	die	kriegführenden	Mächte	darum	bemüht,	dass	diese	 ihre	Kriegsziele	präzisierten	















nahm	 das	 deutsche	 Friedensangebot	 schlussendlich	 aber	 nicht	 an	 und	 bezeichnete	 es	 in	 ihrer	
Antwort	als	 „Kriegsmanöver“.	Nach	der	militärischen	Niederlage	Rumäniens,	der	 für	die	deutschen	
Militärs	 günstigen	 Entwicklung	 im	 Osten	 und	 nach	 dem	 Scheitern	 der	 alliierten	 Offensive	 an	 der	
Somme	 schien	 die	 militärische	 Position	 der	 Mittelmächte	 den	 Ententestaaten	 zu	 stark,	 um	 an	
ernsthafte	politische	Zugeständnisse	glauben	zu	können.612	
	 Die	 Episode	 der	 Friedensnoten	 im	 Jahreswechsel	 1916/17	wurde	 in	 der	 Vereinszeitschrift	 „Der	
Friede“	 begrüsst,	 indem	 sie	 eine	 Zeit	 anbrechen	 sah,	 in	 welcher	 der	 Frieden	 zum	 zentralen	
Diskussionsthema	werden	würde:	„Der	Friedensfunken	ist	nun	mal	in	die	Welt	gesetzt;	er	wird	nicht	
mehr	 erlöschen,	 sondern	 bald	 […]	 zur	 lodernden	 Flamme“	 werden.613	 Die	 deutschschweizerischen	
Sektionen	 der	 SFG	 hatten	 das	 Friedensangebot	 der	 Mittelmächte	 begrüsst,	 obwohl	 auch	 sie	
feststellten,	 dass	 gewisse	 von	 deren	 Gesten	 –	 hier	 folgten	 keine	 Präzisierungen	 –	 keineswegs	 für	
Verhandlungen	 einladend	 waren.	 „Aber	 […]	 trotz	 alledem	 hätten	 wir	 die	 Anbahnung	 von	










„Ich	 will	 keinen	 deutschen,	 ich	 will	 keinen	 Frieden	 der	 Entente,	 sondern	 ich	 will	 den	
europäischen	 Frieden,	 denn	wenn	die	 kriegführenden	 Staaten	 sich	 nicht	 bald	 die	Hand	
zum	Frieden	reichen	können,	dann	geht	Europa	zum	Teufel.	Kein	neutraler	Pacifist,	der	
nur	einen	einigermassen	klaren	Kopf	sich	bewahren	konnte,	darf	von	nun	an	müssig	der	
Menschenschlächterei	 zu	 sehen,	 sonst	 macht	 er	 sich	 am	 Verbrechen	 mitverant-
wortlich.“617	
	 	
Die	 Möglichkeit,	 eine	 Zusammenarbeit	 mit	 den	 seit	 Kriegsausbruch	 entstandenen	 pazifistischen	
Organisationen	neu	auszuloten,	 	ergab	sich	auf	einer	auf	den	14.	 Januar	1917	 im	 IFB	einberufenen	
Sitzung.618	Geleitet	wurde	sie	von	der	im	November	1916	gegründeten	und	von	Édouard	Quartier-la-
Tente	 präsidierten	 „Organisation	 internationale“,	 als	 Sekretär	 fungierte	 Auguste	 Forel.	 Ihr	 Ziel	
bestand	 darin,	 die	 Grundlagen	 für	 eine	 internationale	 Rechtsorganisation	 zu	 erarbeiten.619	 Zudem	
wollte	sie	gemeinsam	mit	allen	pazifistischen	Gruppierungen	in	der	Schweiz	den	Bundesrat	um	eine	
Einberufung	 einer	 Konferenz	 der	 neutralen	 Staaten	 ersuchen.	 Auf	 den	 Aufruf	 einer	 gemeinsamen	















sieben	 Mitgliedern	 bestehenden	 Aktionskomitees,	 das	 „Comité	 des	 sept“.	 Dem	 mit	 vollem	 Titel	
„Comité	 d’action	 des	 Sociétés	 suisses	 pour	 l’étude	 du	 problème	 de	 la	 paix	 et	 de	 l’ordre	 juridique	
international“	 genannten	 Komitee	 gehörten	 Franz	 Bucher-Heller,	 Gustave	 Maier,	 Louis	 Favre,	
Édouard	Quartier-la-Tente,	 Auguste	 Forel,	 Ernst	 Trösch	 und	Alice	Hoffmann	 an.621	 Neben	 den	 drei	
Mitgliedern	des	Zentralkomitees	der	SFG	 (Bucher-Heller,	Maier,	Favre),	 setzte	es	sich	aus	den	zwei	
leitenden	 Persönlichkeiten	 der	 „Organisation	 internationale“	 (Quartier-la-Tente	 und	 Forel),	 einem	
führenden	Mitglied	 der	 „Neutralen	 Konferenz“	 (Trösch)	 sowie	 Alice	 Hoffmann	 als	 Präsidentin	 der	
„Union	 mondiale	 de	 la	 femme	 pour	 la	 concorde	 internationale“	 zusammen.	 Die	 Besetzung	 des	
Komitees	 machte	 deutlich,	 dass	 das	 Friedensthema	 und	 die	 Erarbeitung	 einer	 internationalen	
Rechtsordnung	 in	 der	 Schweiz	 keineswegs	 der	 SFG	 alleine	 überlassen	 wurden.	 Allerdings	 kam	 ihr	
weiterhin	die	führende	Rolle	in	der	schweizerischen	Friedensbewegung	zu.	Verdeutlicht	wurde	dies,	
indem	Bucher-Heller	das	Präsidium	des	Komitees	übernahm.622	











Das	 ambivalente	 Verhältnis	 von	 Favre	 zum	 „Comité	 des	 sept“	 zeigte	 sich	 bereits	 Anfang	 Februar	
1917,	 als	 er	 seinen	 Rücktritt	 aus	 dem	 Komitee	 bekanntgab.625	 Dieser	 erfolgte,	 als	 ihm	 zufolge	 in	
mehreren	Zeitungen	geschrieben	 stand,	das	„Comité	des	 sept“	 bereite	 in	Bern	einen	Kongress	vor,	
um	zusammen	mit	dem	Anti-Oorlog-Raad	Massnahmen	ausfindig	zu	machen,	wie	die	kriegführenden	
Staaten	 zur	 Eröffnung	 von	 Friedensverhandlungen	 gezwungen	 werden	 könnten.626	 In	 seinem	
Rücktrittsschreiben	an	Bucher-Heller	schrieb	er:	
	




militarisme	 agressif	 et	 cruel,	 fauteur	 de	 tant	 d’horreurs,	 cause	 de	 tant	 d’atrocités	 et	
d’hécatombes,	les	efforts,	en	vue	d’obtenir	la	paix,	coûte	que	coûte,	se	multiplient	et	se	
manifestent	de	 tous	côtés.	 Le	 rôle	des	 représentants	de	 la	Société	suisse	de	 la	Paix,	ne	
peut	être	de	 collaborer	à	une	œuvre	pareille,	 et,	pour	ma	part,	 jamais	 je	 consentirai	à	














zurück.628	 Allerdings	 illustriert	 Favres	 Verhalten,	 dass	 die	 Genfer	 Sektion	 und	 mit	 ihr	 die	 anderen	
welschen	 Sektionen	 der	 SFG	 gegenüber	 Friedensverhandlungen	 in	 Zusammenarbeit	 mit	 anderen	
Organisationen	zum	aktuellen	Zeitpunkt	weiterhin	äusserst	skeptisch	waren.	Die	Diskussionen	über	
die	 Ausrichtung	 des	 Friedensprogramms	 in	 der	 schweizerischen	 Friedensbewegung	 wurden	 im	
Ausland	 mit	 grossem	 Interesse	 mitverfolgt.	 Golay	 tauschte	 sich	 darüber	 mit	 verschiedenen	
Mitgliedern	aus,	die	dem	Internationalen	Rat	des	IFB	angehörten.	Nach	der	Bildung	des	„Comité	des	
sept“	 teilte	 er	 beispielsweise	 dem	 Franzosen	 Théodore	 Ruyssen	mit,	 er	 könne	 es	 nicht	 verstehen,	
dass	 sich	 die	 SFG	 von	 den	 neuen	 pazifistischen	Organisationen	 den	 Rang	 ablaufen	 lasse,	weil	 sich	





Friedensgesellschaften	 unter	 den	 Fittichen	 der	 ältesten	 derselben,	 der	 Schweizerischen	
Friedensgesellschaft,	 zustande	 zu	 bringen.	 Leider	 aber	 liess	 das	 Phlegma	 ihres	



























von	 kriegführenden	 Staaten	 umgeben	 und	 somit	 „das	 Auge	 des	 Wirbelsturms,	 der	 über	 Europa	
tobte.“631	Die	Neutralität,	die	humanitäre	Tradition	und	die	Zugehörigkeit	sowohl	zum	deutschen	als	
auch	 zum	 französischen	 Kulturkreis	 prädestinierte	 die	 Schweiz	 geradezu	 zu	 einer	 Mittlerrolle	
zwischen	den	kriegführenden	Parteien.632	Hier	hatten	 zahlreiche	 internationale	Organisationen	wie	
etwa	 das	 IFB	 und	 das	 IKRK	 ihren	 Sitz.	 Anders	 als	 in	 den	 kriegführenden	 Ländern,	 in	 denen	 die	
Meinungs-	 und	 Pressefreiheit	 stark	 eingeschränkt	 waren,	 konnten	 sich	 die	 DissidentInnen	 in	 der	
Schweiz	 verhältnismässig	 frei	 äussern.	 Im	neutralen	Kleinstaat	 gab	 es	 trotz	 einer	Verschärfung	der	
Immigrationspolitik	auf	Bundesebene	 immer	noch	Möglichkeiten,	sich	über	die	nationalen	Grenzen	
hinweg	auszutauschen.	Unter	diesen	Umständen	wurde	die	Schweiz	während	des	Ersten	Weltkrieges	
zu	 einem	 eigentlichen	 „intellektuellen	 Zentrum“	 in	 Europa.633	 In	 schweizerischen	 Zeitungen	wurde	
kontrovers	über	die	Kriegsursachen	und	Friedensmöglichkeiten	gestritten;	die	NZZ	wurde	zu	einem	
regelrechten	„Kampfplatz	der	Meinungen“.634	Die	Anwesenheit	von	EmigrantInnen	jeglicher	Herkunft	
und	 die	 Lage	 inmitten	 von	 kriegführenden	 Staaten	machten	 die	 Schweiz	 aber	 nicht	 nur	 zu	 einem	
vermittelnden	 Zentrum	 in	 Europa,	 sondern	 auch	 zum	 „Mittelpunkt	 aller	 Intrigen,	 ein	 wahres	
Schlachtfeld	 des	 Geistes“.635	 In	 den	 vorangegangenen	 Kapiteln	 wurde	 zwar	 immer	 wieder	 auf	
pazifistische	 EmigrantInnen	 eingegangen;	 ihnen	 wird	 hier	 aufgrund	 ihrer	 Wichtigkeit	 in	 den	




Tessin	 zu	 einem	 Ort	 der	 Gegenkultur	 zum	 grassierenden	 Bellizismus.636	 Diese	 hatte	 seit	 der	
Jahrhundertwende	 eine	 starke	 Anziehungskraft	 auf	 AnarchistInnen,	 UtopistInnen	 und	 Lebens-
reformerInnen	ausgeübt.	Während	des	Ersten	Weltkrieges	wurde	sie	deshalb	zu	einem	Sammelplatz	
für	 PazifistInnen,	 Kriegsdienstverweigerer	 und	 Flüchtlinge.637	 Eine	 der	 prägenden	 Figuren	 auf	 dem	
Monte	 Verità	 war	 der	 deutsche	 Schriftsteller	 Hermann	 Hesse,	 der	 als	 dienstuntauglich	 befunden	
wurde,	 nachdem	 er	 sich	 bei	 Kriegsausbruch	 als	 Freiwilliger	 bei	 der	 deutschen	 Botschaft	 in	 Bern	
meldete.	Am	3.	November	1914	rief	er	unter	dem	Titel	„O	Freunde,	nicht	diese	Töne“	die	deutschen	
Intellektuellen	 in	 der	NZZ	 dazu	 auf,	 nicht	 in	 nationalistische	 Polemik	 zu	 verfallen.638	 Anschliessend	
wurde	Hesse	zu	einem	entschiedenen	Kriegsgegner.	
	 Die	 Stadt	 Zürich	 entwickelte	 sich	 während	 des	 Ersten	 Weltkrieges	 zu	 einer	 internationalen	
Metropole,	 in	deren	Cafés	und	Künstlerkneipen	 sich	 Intellektuelle	aus	der	ganzen	Welt	 tummelten	
und	 so	 das	 hiesige	 Kulturleben	 bereicherten.	 Im	 Februar	 1916	 gründeten	 die	 deutschen	 Exilanten	
Hugo	 Ball	 und	 Emmy	 Hennings	 in	 Zürich	 das	 Cabaret	 Voltaire,	 das	 als	 Geburtsort	 des	 Dadaismus	
gilt.639	Diese	Kunstrichtung	war	ein	„antikriegerisches	Narrenspiel“,	das	eine	radikale	Absage	an	den	













Pathos	 der	 patriotischen	 Kriegsgesänge,	 das	 überall	 in	 Europa	 grassierte.640	 In	 der	 satirischen	















































Else	 Laske-Schüler,	 René	 Schickele,	 Franz	 Werfel	 und	 Stefan	 Zweig	 zu	 den	 oft	 gesehenen	
BesucherInnen	gehörten.642	René	Schickele	suchte	1916	mit	seiner	Zeitschrift	„Die	Weissen	Blätter“,	
die	 zu	den	wichtigsten	Organen	des	politischen	Expressionismus	 gehörte,	 ebenfalls	 Zuflucht	 in	 der	
Schweiz.643	 Er	 hatte	wie	 zahlreiche	andere	EmigrantInnen	–	 z.	 B.	 Iwan	Goll,	Hans	Arp	und	Annette	
Kolb	–	einen	deutsch-französischen	Hintergrund	und	wollte	sich	nicht	in	einen	Krieg	zwischen	seinen	
Vaterländern	 verwickeln	 lassen.644	 Insgesamt	 war	 in	 der	 Schweiz	 um	 1916	 eine	 bedeutende	
Emigrantenszene,	„eine	Armee	von	internationalen	Revolutionären,	Reformatoren,	Dichtern,	Malern,	
Neutönern,	Philosophen,	Politikern	und	Friedensaposteln“,	entstanden.645	
	 Die	 NZZ	 als	 eine	 der	 führenden	 deutschsprachigen	 Zeitungen	 der	 Schweiz	 versuchte	 eine	
vermittelnde	Stellung	im	Krieg	einzunehmen	und	öffnete	ihre	Seiten	bald	für	ausländische	Autoren.	
Fried	schrieb	erstmals	im	März	1915	für	sie	und	hat	„ihre	Linie	massgebend	beeinflusst.	Sein	Edelmut	
und	 ein	 ungebrochener	 Idealismus	 inmitten	 eines	 chaotischen	Abendlandes	 trugen	wesentlich	 dazu	
bei,	 dass	 das	 Zürcher	 Blatt	 über	 die	 nationalen	 Egoismen	 hinweg	 das	 humanitäre	 Postulat	 einer	
zwischenstaatlichen	Organisation,	die	den	bewaffneten	Konflikt	ausschliessen	sollte,	vertrat.“646	Eine	
weniger	 bekannte	Diskussionsplattform	war	die	 ab	 1915	 in	 Zürich	herausgegebene	 „Internationale	
Rundschau“,	 die	 von	 den	 deutschfreundlich	 gesinnten	 Österreichern	 Karl	 Brockhausen	 und	 Ludo	
Moritz	 Hartmann	 initiiert	 wurde.	 Sie	 bemühten	 sich	 um	 einen	 Brückenschlag	 zwischen	 den	
Intellektuellen	 der	 verfeindeten	 Staaten	 und	 versuchten	 den	 Anstoss	 zu	 einer	 kulturellen	





PazifistInnen	 in	 die	 Schweiz	 jedoch	 eine	 besondere	 Rolle.	 Dafür	 war	 das	 Ausbleiben	 einer	
militärischen	Wende	in	den	Schlachten	von	Verdun	und	an	der	Somme	massgeblich	verantwortlich,	
das	eine	zunehmende	Verbitterung	über	den	Krieg	in	der	Bevölkerung	der	kriegführenden	Länder	zur	
Folge	 hatte.	 Die	 jeweiligen	 Regierungen	 reagierten	 auf	 dieses	 Phänomen,	 indem	 sie	 verstärkt	 von	
Propaganda	 Gebrauch	 machten	 und	 oppositionelle	 Stimmen	 noch	 energischer	 unterdrückten.649	
Während	bereits	nach	Kriegsausbruch	die	Aktivitäten	pazifistischer	Gruppierungen	verschiedentlich	
eingeschränkt	worden	 sind,	 verbot	 beispielsweise	 das	militärische	Oberkommando	 in	 Deutschland	
dem	 BNV	 am	 7.	 Februar	 1916	 jegliche	 Betätigung.650	 Unter	 diesen	 Umständen	 entschieden	 sich	
zahlreiche	PazifistInnen,	in	der	Schweiz	ins	Exil	zu	gehen.	Obwohl	sie	durch	die	diversen	repressiven	
Massnahmen	gegen	 sie	 geradezu	 zur	 Emigration	 gedrängt	wurden,	waren	 sie	nicht	unmittelbar	 an	
Leib	 und	 Leben	 gefährdet.651	 In	 diesem	Punkt	 besteht	 im	 Fall	 von	Deutschland	der	Unterschied	 zu	





















1915	 bedeutete	 für	 ihn	 keinen	 Schritt	 in	 die	 Isolation,	 denn	 er	 war	 in	 der	 Schweiz	 durch	 seine	
international	geschätzte	Zeitschrift	bereits	bekannt.	Als	Ratsmitglied	des	IFB	verfügte	er	über	diverse	
internationale	Kontakte	und	er	 kannte	auch	Franz	Bucher-Heller.653	 Fried	nahm	an	der	Gründungs-
sitzung	 des	 „Schweizerischen	 Komitees	 zum	 Studium	 der	 Grundlagen	 eines	 dauerhaften	
Friedensvertrages“	 im	 Oktober	 1914	 teil	 und	 widmete	 dem	 späteren	 Vorsteher	 der	 Vereinigung	
Joseph	 A.	 Scherrer-Füllemann	 den	 vierten	 Band	 seines	 Kriegstagebuchs,	 „dem	 ausgezeichneten	
Schweizer	 Vorkämpfer	 der	 Friedens-	 und	 Völkerbundidee,	 dargebracht	 in	 Freundschaft	 und	
gleichzeitig	als	bescheidenes	Zeichen	der	Dankbarkeit	des	Verfassers	für	die	Schweiz,	wo	während	der	
Jahre	des	Weltkriegs	dieses	Kriegstagebuch	entstanden	ist.“654	Der	Gruppe	um	die	„Friedens-Warte“	
standen	 Prinz	 Alexander	 von	 Hohenlohe,	 ein	 Sohn	 des	 ehemaligen	 Reichkanzlers	 von	 Hohenlohe-
Schillingfürst,	der	Schriftsteller	Leonhard	Frank,	der	Journalist	Hermann	Fernau	und	der	General	Max	




wo	er	 sich	 zum	überzeugten	Kriegsgegner	wandelte.655	 In	erster	 Linie	erstrebte	die	Gruppe	um	die	
„Friedens-Warte“	 eine	 demokratische	 Reform	 der	 Innen-	 und	 Aussenpolitik	 und	 auf	 dieser	 Basis	
einen	 Verständigungsfrieden	 zwischen	 den	 Zentralmächten	 und	 der	 Entente.656	 Fried	 vertrat	 die	
Meinung,	 dass	 der	 Militarismus	 in	 Deutschland	 auch	 durch	 einen	 Verständigungsfrieden	
verschwinden	würde.	Eine	Weiterführung	des	Krieges	bis	an	sein	bitteres	Ende	sei	dagegen	in	seinen	
Auswirkungen	gleichbedeutend	mit	dem	Untergang	des	Abendlandes.657	
	 Ein	 Ziel	 der	 „Friedens-Warte“	 war	 es,	 die	 durch	 den	 Krieg	 auseinandergebrochenen	 inter-
nationalen	Fäden	wieder	 zusammenzubinden.	Während	des	Krieges	publizierten	 in	 ihr	nicht	nur	 in	
der	Schweiz	lebende	Deutsche	wie	der	bereits	erwähnte	Fernau,	der	Romancier	Edward	Stilgebauer,	
der	 Pädagoge	 und	 Philosophieprofessor	 Friedrich	 Wilhelm	 Foerster	 oder	 Alexander	 Prinz	 von	
Hohenlohe,	 sondern	 auch	 die	 Völkerrechtswissenschaftler	 Alexander	 Giesswein	 aus	 Ungarn	 und	
Heinrich	 Lammasch	 aus	Österreich,	 der	 Schriftsteller	 Romain	 Rolland	 und	 der	 holländische	 Pazifist	































grundhaft	 wehrender	 Pazifismus	 und,	 mit	 voller	 Paradoxie	 des	 Wortes,	 kämpfende	
Christenheit,	ecclesia	militans.“664	
	
Zu	 ihren	 AnhängerInnen	 gehörten	 neben	 einigen	 Schweizer	 Redakteuren	 der	 Journalist	 Hermann	
Rösemeier,	der	Schriftsteller	Eduard	Stilgebauer,	Richard	Grelling,	der	Mitbegründer	des	Dadaismus	
Hugo	 Ball	 und	 der	 Philosoph	 Ernst	 Bloch.665	 Grelling	 sorgte	 mit	 seinem	 illegal	 in	 Deutschland	





„Es	 sind	 die	 Prinzipien	 der	 demokratisch-republikanischen	 Völkerrechte,	 die	 von	 der	
grossen	französischen	Revolution	proklamiert	[…]	[wurden].	[…]	Dieser	Krieg	wird	um	die	
Erreichung	und	Errichtung	der	demokratisch-republikanischen	Staatsform	 in	allen	 jenen	
Staaten	 geführt,	 die	 sie	 noch	 nicht	 besitzen.	 Es	 ist	 der	 Krieg	 gegen	 Autokratie	 und	





September	 1918	 in	 ihr	 erstmals	 einen	 Artikel669	 und	 publizierte	 1918	 zwei	 Bücher	 beim	 „Freien	
Verlag“.670	 Er	 verstand	 sich	 in	 erster	 Linie	 als	 Jurist	 und	Völkerrechtler	und	 lehnte	es	 selbst	 ab,	 als	

















lockere	 Diskussionzirkel	 betrachteten,	 gab	 es	 auch	 EmigrantInnen	 wie	 Annette	 Kolb	 und	 der	
ehemalige	Kruppdirektor	Wilhelm	Muehlon,	die	zwischen	den	genannten	Kreisen	standen.673	
	 Neben	 der	 Befürwortung	 eines	 Verständigungsfriedens	 bzw.	 einer	 Niederlage	 des	 preussischen	
Militarismus	 und	 der	 Fortsetzung	 des	 Krieges	 „jusqu’au	 bout“,	 gab	 es	 weitere	 Unterscheidungs-
merkmale	zwischen	den	zwei	Gruppierungen.	Die	der	„Friedens-Warte“	nahestehenden	PazifistInnen	
waren	 durchschnittlich	 älter	 und	 blieben	 stärker	 mit	 ihrem	 Land	 verbunden	 als	 dies	 bei	 den	
EmigrantInnen	 um	 die	 „Freie	 Zeitung“	 der	 Fall	 war,	 die	 mehrheitlich	 einer	 jüngeren	 Generation	
angehörten.674	 Wie	 im	 folgenden	 Kapitel	 gezeigt	 wird,	 machte	 die	 schlechte	 finanzielle	 Lage	 die	
Mitarbeitenden	 der	 „Freien	 Zeitung“	 besonders	 anfällig	 für	 die	 Propaganda	 der	 Entente.	 Sie	
bekamen	wegen	ihren	scharfen	Angriffen	auf	die	deutsche	Regierung	wiederholt	Schwierigkeiten	mit	
der	 auf	 strikte	 Neutralität	 bedachten	 schweizerischen	 Justiz	 (vgl.	 Kapitel	 8.2).675	 Verständigungs-




Erscheinen	 der	 ersten	 Ausgabe	 in	 einem	 Brief	 an	 Golay	 positiv	 über	 zwei	 ihrer	 Mitarbeiter:	 „[…]	
Fernau	et	Rosenmeyer	[sic]	sont	des	gens	de	bien	(des	Allemands,	pas	des	Boches),	qu’il	faut	honorer	
et	encourager.“677	
	 Im	 Gegensatz	 zur	 „Freien	 Zeitung“	 respektierte	 die	 Gruppe	 um	 Fried	 die	 schweizerische	
Neutralität.678	 Dieter	 Riesenberger	 schätzt,	wie	 damals	 das	 Auswärtige	 Amt,	 die	 propagandistische	
Wirksamkeit	der	Emigrantengruppe	um	die	„Friedens-Warte“	aufgrund	ihrer	Beziehungen	zum	Anti-
Oorlog-Raad,	 der	 „Zentralorganisation	 für	 einen	 dauerhaften	 Frieden“,	 den	 Verbindungen	mit	 der	
schweizerischen	 Friedens-	 und	 Reformbewegung	 und	 den	 weiterhin	 bestehenden	 Kontakten	 mit	
pazifistischen	Gruppierungen	 in	Deutschland	höher	ein,	 als	 diejenige,	 die	 vom	Emigrantenkreis	um	
die	„Freie	Zeitung“	ausging.679	Weil	die	pazifistischen	DissidentInnen	in	Opposition	zu	ihrer	Regierung	
standen,	wurden	in	der	Schweiz	unorthodoxe	Formen	der	Zusammenarbeit	möglich.	Während	Fried	
ideologisch	 in	 erster	 Linie	 den	 deutschsprachigen	 Sektionen	 der	 SFG	 nahestand,	wird	 im	 Kapitel	 8	
gezeigt,	 dass	 andererseits	 der	 der	 „Freien	 Zeitung“	 nahestehende	 Otfried	 Nippold	 eng	 mit	 der	
führenden	welschen	Sektion	der	SFG	in	Genf	kooperierte.	
	 Neben	 den	 Angehörigen	 aus	 den	Mittelmächten	 suchten	 auch	 zahlreiche	 PazifistInnen	 aus	 den	
Ländern	 der	 Entente	 in	 der	 Schweiz	 nach	 Zuflucht.	 Als	 sich	 bereits	 Romain	 Rolland	 nach	
Kriegsausbruch	zum	Verbleiben	in	der	Schweiz	entschieden	hatte,	liessen	sich	zahlreiche	ExilantInnen	
aus	 Frankreich	 und	 Belgien	 an	 den	 Ufern	 des	 Genfersees	 nieder,	 wo	 es	 ab	 1915	 ein	 regelrechtes	
„milieu	rollandien“	gab.680	Zu	 ihnen	gehörten	Henri	Guilbeaux,	René	Arcos,	Frans	Masereel,	Charles	
Baudouin,	Claude	Salives	(genannt	Le	Maguet)	und	Pierre-Jean	Jouve.681	In	Genf	existierte	auch	eine	
namhafte	 russische	 Diaspora.682	 Der	 französische	 Schriftsteller	 Romain	 Rolland,	 dem	 1915	 der	
Nobelpreis	 für	 Literatur	 verliehen	wurde,	 war	 eine	 zentrale	 Persönlichkeit	 der	 Kriegsopposition	 in	
Europa.	 Während	 die	 meisten	 Intellektuellen	 in	 den	 Ländern	 der	 Entente	 die	 Kriegspolitik	 ihrer	
Regierungen	bereitwillig	unterstützten,	versuchten	die	ExilantInnen	eine	pazifistische	„Gegenkultur“	













1916	 und	 1917	 –	 oft	 in	 Zusammenarbeit	mit	 lokalen	 Akteuren	 –	 lanciert	wurden.683	 Eine	wichtige	
Rolle	spielte	dabei	der	Genfer	Jean	Debrit,	der	Hauptverantwortlicher	für	die	ab	1917	erschienenen	
Zeitschriften	 „La	 Nation“	 und	 „La	 Feuille“	 war.	 Einige	 Auszüge	 aus	 „La	 Feuille“	druckte	 die	 SFG	 in	
ihrer	Zeitschrift	„Der	Friede“	ab.684	Zu	den	Autoren	gehörten	neben	Debrit	der	Belgier	Frans	Masereel	
sowie	die	Franzosen	Henri	Guilbeaux	und	Claude	le	Maguet.	Sie	verschonten	in	ihren	Artikeln	keine	
bestimmte	 Kriegspartei,	 sondern	 gaben	 Rüstungsmagnaten,	 die	 Anhänger	 eines	 Krieges	 „jusqu’au	
bout“	 und	 Militaristen	 aller	 Art	 dem	 Spott	 preis.	 In	 Henri	 Guilbeaux’	 in	 Genf	 herausgegebenen	
Wochenzeitschrift	 	 „demain“	 erschienen	 Artikel	 verschiedener	 Kriegsgegner	wie	 des	 Sekretärs	 der	
englischen	 UDC,	 Edmund	 D.	 Morel,	 aber	 auch	 von	 Auguste	 Forel,	 Lenin	 und	 Romain	 Rolland.	
Nachdem	Guilbeaux	auf	der	Kientaler	Konferenz	im	Mai	1916	sich	Lenins	Ideen	anschloss,	war	seine	
Wochenzeitschrift	 nunmehr	 offen	 auf	 der	 Linie	 der	 Bolschewiki.	 Er	 stand	 zudem	 mit	 dem	
elsässischen	Pazifisten	Charles	Leopold	Hartmann	in	Kontakt,	der	mit	seiner	Zeitung	„Paris-Genève“	
vor	 allem	 eine	 grenzüberschreitende	Wirkung	 anstrebte.	 Anders	 als	 Guilbeaux	 folgte	 der	 Franzose	
Claude	 le	Maguet	dessen	 leninistischen	Einstellungen	nicht,	sondern	propagierte	 in	der	 im	Oktober	
1916	in	Genf	gegründeten	Zeitschrift	„Les	Tablettes“	anarchistische	und	tolstojanische	Elemente	der	




das	 dem	 berühmten	 Schriftsteller,	 der	 selbst	 einen	möglichst	 unabhängigen	 Standpunkt	 vertreten	
und	 von	 niemandem	 vereinnahmt	 werden	 wollte,	 genehm.	 Nachdem	 er	 beispielsweise	 die	 erste	
Nummer	 von	„demain“	 gelesen	hatte,	 notierte	er	 in	 sein	 Tagebuch:	„Je	 fais	 grise	mine	au	numéro	
parce	qu’à	chaque	page	de	la	partie	documentaire	et	quelquefois	à	chaque	demi-page	je	trouve	mon	
nom.“687	Ende	Juni	1917	ärgerte	er	sich,	Guilbeaux‘	Zeitschrift	mache	den	Anschein,	als	würde	sie	von	
ihm	 selbst	 redigiert	 werden,	 weil	 sich	 Guilbeaux	 ständig	 auf	 ihn	 berufe.688	 Die	 pazifistischen	
DissidentInnen	 der	 Entente	 entwickelten	 sich	 denn	 auch	 nicht	 –	 womit	 eine	 Parallele	 zu	 den	





in	 ihren	 Ländern	 etwas	Distanz	 zu	 gewinnen	und	 insofern	 trugen	 sie	 dazu	 bei,	 die	 einseitigen	 und	





sie	 keineswegs	 dem	 Beschuss	 durch	 die	 Propaganda	 der	 kriegführenden	 Staaten.	 Aufgrund	 der	
Mehrsprachigkeit	 und	 der	 Lage	 inmitten	 von	 kriegführenden	 Ländern	 war	 sie	 ein	 bevorzugter	
Resonanzkörper	 für	 verschiedenste	 Propagandaaktivitäten.690	 Im	 Laufe	 des	 Krieges	 wurde	 das	











demoralisieren	 und	 die	 Zustimmung	 zur	 eigenen	 Meinung	 zu	 erhöhen.	 In	 den	 ersten	 zwei	
Kriegsjahren	konzentrierte	sich	die	Beeinflussung	vor	allem	auf	schriftliche	und	literarische	Zeugnisse	
wie	Pamphlete,	Broschüren	und	Bücher,	 später	wurden	auch	neue	Kanäle	wie	Konferenzen,	Kunst,	
























Zu	 den	 verschiedenen	 Akteuren,	 welche	 die	 Propagandastellen	 für	 ihre	 Ziele	 instrumentalisieren	
wollten,	 waren	 die	 pazifistischen	 DissidentInnen	 in	 der	 Schweiz	 ein	 intensiv	 bearbeitetes	
Tätigkeitsgebiet.	Sie	gerieten	vor	allem	ab	1916	in	ihr	Fadenkreuz,	als	sich	mit	dem	Ausbleiben	einer	
militärischen	 Wende	 die	 kriegführenden	 Staaten	 mit	 zunehmender	 Kriegsmüdigkeit	 und	 ersten	
Verschleisserscheinungen	 (z.	 B.	 Streiks)	 in	 ihrer	 Bevölkerung	 konfrontiert	 sahen.	 Weil	 sich	 die	 im	
schweizerischen	Exil	befindenden	pazifistischen	Kreise	weiterhin	in	Kontakt	mit	ihrem	„Heimatland“	
befanden,	erkannten	die	Propagandastellen	in	ihren	Friedensdiskursen	ein	„defätistisches	Potenzial“,	
vor	 dem	 sie	 sich	 selbst	 sehr	 fürchteten.692	 Indem	 die	 pazifistischen	Milieus	 die	 Bevölkerung	 ihrer	
Ursprungsländer	 zu	 einer	 Abkehr	 von	 der	 bisher	 verfolgten	 Kriegspolitik	 motivieren	 könnten,	
versuchten	 die	 kriegführenden	 Mächte	 diese	 Stimmung	 auf	 die	 öffentliche	 Meinung	 ihrer	





bewährte	 Strategie	 der	 Ententepropaganda	 bestand	 darin,	 die	 „Freie	 Zeitung“	 auf	 verschiedenen	
Wegen	über	die	Schweiz	nach	Deutschland	zu	schmuggeln.693	
	 Eine	 ähnliche	 Strategie	 wurde	 bei	 der	 Beeinflussung	 der	 in	 der	 Schweiz	 internierten	 Soldaten	
angewendet,	die	nach	ihrem	Aufenthalt	wieder	in	ihre	Heimatländer	zurückkehrten.	Die	feindlichen	
Propagandaeinrichtungen	 versuchten	 ihre	 Kriegsmoral	 zu	 schwächen,	 indem	 sie	 pazifistische	
Schriften	bei	ihnen	in	Umlauf	brachten.694	
	 In	der	Deutschschweiz	 gerieten	die	pazifistischen	Milieus	1917	 ins	 Fadenkreuz	der	Propaganda-
stellen	der	Entente.	Obwohl	die	Finanzierung	der	„Freien	Zeitung“	bis	heute	nicht	restlich	geklärt	ist,	
deuten	 zahlreiche	Hinweise	darauf	hin,	dass	 sie	 von	der	Entente	und	 insbesondere	 von	Frankreich	
und	den	USA	finanziell	unterstützt	wurde.695	Die	deutschen	Behörden	betrachteten	das	Blatt	als	Teil	
eines	„einheitlich	gehaltenen	und	mit	 reichen	Geldmitteln	ausgestatteten	Propagandafeldzug[s]	der	
Entente.“696	 Daneben	 gibt	 es	 auch	 Hinweise	 auf	 eine	 Zuwendung	 durch	 den	 „Schoggibaron“	 und	
Erfinder	der	Toblerone	Theodor	Tobler,	der	für	seine	pazifistischen	Überzeugungen	bekannt	war.697	


















Für	 die	 deutsche	 Propaganda	 wurde	 ihrerseits	 die	 Westschweiz	 ab	 Frühling	 1917	 zu	 einer	
regelrechten	„subversiven	Schanze“	in	Richtung	Frankreich.699	Das	Scheitern	der	Nivelle-Offensive	im	
Mai	 1917	 hatte	 einen	 starken	 Einbruch	 in	 der	 Kriegsmoral	 zur	 Folge,	 sodass	 es	 zu	 Streiks	 in	 den	
Fabriken	 und	 zu	 Meutereien	 bei	 Soldaten	 in	 den	 französischen	 Reihen	 kam.	 Die	 Armeeführung	
																																																						









reagierte	mit	 drakonischen	Massnahmen	 und	 liess	 Hunderte	 Todesurteile	 verhängen.700	 In	 diesem	
Kontext	erhoffte	 sich	die	deutsche	Propaganda,	die	Kriegsmoral	durch	die	 in	 ihrem	Heimatland	als	
DefätistInnen	 verschrienen	 PazifistInnen	 noch	 weiter	 zu	 schwächen.	 Während	 sich	 ihre	
Propagandastellen	 bereits	 ab	 1915	 Jean	 Debrit	 angenähert	 hatten,	 erlaubten	 es	 die	 finanziellen	
Zuschüsse	 1917	 an	 ihn,	 „La	 Nation“	 und	 „La	 Feuille“	 zu	 publizieren.	 Weil	 in	 ihnen	 allerdings	 alle	
Kriegsparteien	 kritisiert	 wurden	 und	 nur	 wenige	 Artikel	 offensichtlich	 deutschfreundlich	 waren,	
unterlagen	 die	 beiden	 Blätter	 ab	 Ende	 1917	 sowohl	 in	 Frankreich	 wie	 auch	 in	 Deutschland	 der	
Zensur.	Henri	Guilbeaux‘	Monatsschrift	„demain“	musste	 ihr	Erscheinen	Ende	1916	aus	 finanziellen	
Gründen	 einstellen.	 Aufgrund	 eines	 finanziellen	 Zuschusses	 zwischen	 10‘000	 und	 12‘000	 Franken	
durch	 einen	 Vertreter	 der	 deutschen	 Propaganda	 konnte	 er	 jedoch	 seine	 Zeitschrift	 im	Mai	 1917	
wieder	 erscheinen	 lassen.	 Der	 konkrete	 Nutzen	 für	 Deutschland	 zeigte	 sich	 beispielsweise,	 als	
„demain“	 über	 die	 nach	 dem	 Scheitern	 der	 Nivelle-Offensive	 bei	 den	 französischen	 Soldaten	
ausgebrochenen	 Meutereien	 berichtete	 –	 „le	 front	 est	 gagné	 par	 l’esprit	 révolutionnaire“701	 –	
während	 sich	 praktisch	 alle	 französischen	 Zeitungen	 darüber	 ausgeschwiegen	 haben.702	 Seine	
































Das	 Jahr	 1917	 erwies	 sich	 in	 verschiedenen	 Bereichen	 als	 „epochales	 Schlüsseljahr“704.	 Einerseits	
begann	 sich	 die	 Grossmacht	 Russland	 mit	 der	 Februarrevolution	 in	 neuer	 politischer	 Form	 zu	
konstituieren	 und	 mit	 dem	 Kriegseintritt	 der	 USA	 hatte	 sich	 die	 weltpolitische	 Konstellation	
wesentlich	 verändert.	 In	 die	 Geschichte	 eingegangen	 ist	 die	 von	 Woodrow	 Wilson	 vor	 dem	
amerikanischen	 Kongress	 gehaltene	 Rede	 unter	 dem	 Stichwort	 „Peace-without-Victory“	 vom	 22.	
Januar.	 Er	 skizzierte	 darin	 erstmals	 vor	 der	 Weltöffentlichkeit	 die	 Grundlagen	 des	 liberalen	
Internationalismus.705	 Im	 Vordergrund	 seiner	 Rede	 stand	 weniger	 die	 Ansicht,	 dass	 ein	
Verständigungsfriede	 gesucht	 werden	 müsse,	 sondern	 der	 Vorschlag	 der	 Schaffung	 einer	
übernationalen	Gewalt	–	einer	„League	of	Nations“	–,	welche	eine	zukünftige	dauerhafte	Friedens-
ordnung	 garantieren	 sollte.	 Das	 alte	 System	 des	 Gleichgewichts	 	 der	Mächte	müsse	 einer	 neuen,	
organisierten	Gemeinschaft	des	Friedens	weichen.706	Neben	der	Beschränkung	der	Rüstung	forderte	
er	 auch	 im	 innenpolitischen	 Bereich	 eine	 Demokratisierung,	 gleiche	 Rechte	 für	 grosse	 und	 kleine	
Nationen	 sowie	 den	 Verzicht	 auf	 imperialistische	 Bündnisse.	 Die	 Wirkung	 der	 Rede	 gründete	 vor	
allem	darauf,	dass	sich	Wilson	bewusst	direkt	an	die	Völker	und	nicht	an	die	Regierungen	wandte.707	
Er	 umschrieb	 in	 seiner	 Rede	 zum	 ersten	 Mal	 das	 Selbstbestimmungsprinzip.	 Keine	 Nation	 sollte	
demnach	 ihre	 Politik	 irgendeiner	 anderen	 Nation	 aufdrängen,	 sondern	 jedes	 Volk	 sollte	 frei	 sein,	
seine	eigene	Politik	selber	zu	bestimmen.708	Aus	diesem	Grund	wurde	Wilsons	Botschaft	auch	in	der	
Bevölkerung	vieler	Kolonien	positiv	aufgenommen.709	 In	diesem	Kontext	 ist	ein	 im	Schweizerischen	












sie	 sehr	 wohlwollend.	 Wilson	 habe	 die	 Grundlagen	 gefunden,	 „auf	 denen	 sich	 das	 künftige	
Nebeneinander	der	Staaten	aufbauen	 liesse.“711	Alfred	H.	Fried	freute	sich	 in	einem	NZZ-Artikel	mit	













Zarenmanifest	 von	 1898,	 das	 die	 erste	 Haager	 Konferenz	 herbeigeführt	 hatte.712	 Romain	 Rolland	
äusserte	sich	in	seinem	Tagebuch	begeistert	über	die	Rede:	
	
„La	 grande	 honnête	 parole	 de	Wilson	 s’élève	 de	 nouveau;	 et,	 cette	 fois	 elle	 domine	 le	










„verdanken	 wir	 dem	 vom	Militarismus	 und	 der	 Rüstungsindustrie	 beschützten	 Treiben	
unsrer	 Alldeutschen,	 unsrer	 Flotten-	 und	 Rüstungshetzer,	 den	 Weltfressern	 und	
Weltherrschaftsnarren,	 die	 Deutschland	 in	 der	 Welt	 gefürchtet	 und	 verhasst	 machten	
und	wahnwitzig	das	Spiel	mit	dem	Krieg	trieben.“715	
	





	 Neben	Wilsons	 Rede	 und	 dem	 Kriegseintritt	 der	 USA	 war	 die	 Februarrevolution	 eine	 wichtige	
Ursache,	dass	sich	der	Friedensdiskurs	im	Jahr	1917	verstärkt	auf	die	innenpolitische	Ebene	verschob,	
da	eine	Demokratisierung	Russlands	erwartet	wurde.	Bisher	hatten	die	pazifistischen	Programme	in	
erster	 Linie	 die	Neuregulierung	 zwischenstaatlicher	Beziehungen	betroffen.717	 Infolge	dieser	 neuen	
weltpolitischen	 Entwicklungen	 wurde	 es	 nun	 plausibler,	 den	 Weltkrieg	 als	 Ringen	 zwischen	
demokratischen	 und	 antidemokratischen	 politischen	 Systemen	 zu	 verstehen.718	 In	 der	 ersten	
Ausgabe	der	Zeitschrift	des	 IFB	 im	Jahr	1917	wurde	ebenfalls	über	die	 im	monarchistisch	regierten	
Osmanischen	 Reich	 begangenen	 Massaker	 an	 ArmenierInnen	 berichtet.719	 Die	 Schärfung	 der	
ideologischen	Trennlinie	erlaubte	es	den	PazifistInnen	aus	den	Staaten	der	Entente,	 sich	 intensiver	
mit	 diesem	Thema	auseinanderzusetzen,	ohne	 in	die	Verlegenheit	 zu	 geraten,	 den	Bündnispartner	
Russland	 gleich	 wie	 die	 monarchistisch	 regierten	 Mittelmächte	 als	 innenpolitisch	 rückständig	
bezeichnen	zu	müssen.720	So	erklärte	Ruyssen	in	einem	Brief	an	Golay,	die	Intervention	der	USA	und	














„De	 plus	 en	 plus,	 il	 devient	 manifeste	 que	 les	 sociétés	 démocratiques	 achèvent	 de	 se	
cristalliser	 contre	 l’autocratie	 de	 sorte	 que	 ce	 qu’il	 y	 a	 à	 la	 base	 du	 conflit,	 c’est	 un	
véritable	 problème	 de	 politique	 générale,	 je	 dirais	 même	 de	 politique	 nationale	
intérieure,	bien	plutôt	que	de	politique	internationale.	Je	veux	dire	que	la	question	qui	se	
pose	aujourd’hui,	est	de	savoir	si	l’Allemagne	et	l’Autriche	continueront	à	faire	bloc	avec	




nach	 Demokratisierung,	 worunter	 fundamentale	 Veränderungen	 der	 innerstaatlichen	 Verhältnisse	
der	 Mittelmächte	 verstanden	 wurden.722	 Während	 die	 französischen	 Angehörigen	 des	 IFB	 die	




Deutschland	 angeprangert	 hatte	 und	 er	 wertete	 dies	 als	 Signal,	 offen	 über	 die	 innerstaatlichen	
Verhältnisse	 sprechen	 zu	wollen.	Mittlerweile	 hatten	 sich	 auch	 die	 DFG	 und	 verschiedene	 andere	
pazifistische	 Organisationen	 für	 die	 Demokratisierung	 Deutschlands	 ausgesprochen.724	 Quidde	
bekannte	sich	in	einer	Denkschrift	an	den	Deutschen	Reichstag	mit	dem	Titel	„Die	Friedensfrage	nach	
der	 russischen	 Revolution“	 zu	 einem	 freiheitlichen	 und	 fortschrittlichen	 Ausbau	 der	 inneren	
Verhältnisse	des	Reiches:	
	
„Äussere	 und	 innere	 Politik	 stehen	 in	 einem	 Verhältnis	 gegenseitiger	 Abhängigkeit	




Anlass	 zu	 ersten	 Schritten	 in	 diese	 Richtung	 gab	 die	 am	 7.	 April	 1917	 erfolgte	 Ankündigung	 des	
deutschen	 Kaisers	 Wilhelm	 II.,	 die	 preussische	 Verfassung	 reformieren	 zu	 wollen.	 Allerdings	 war	
diese	alles	andere	als	aufrichtig	im	Sinne	einer	tatsächlichen	schnellen	Umsetzung	gemeint,	sondern	
sie	sollte	in	erster	Linie	der	Aufheiterung	der	gedrückten,	kriegsmüden	Stimmung	in	der	Bevölkerung	




	 Wilsons	 Rede	 und	 die	 Februarrevolution	 in	 Russland	 waren	 Ereignisse,	 die	 auch	 die	 leitende	
welsche	Sektion	der	SFG	aus	Genf	nicht	 ignorieren	konnte.	In	„La	Paix“	stand	dazu	geschrieben:	„la	
révolution	russe	est	venue,	qui	fait	disparaître	le	plus	dangereux	argument	dont	pouvaient	user	ceux	
qui	marquaient	quelque	 scepticisme	 […]	quand	on	 leur	parlait	de	 l’œuvre	 libératrice	des	Alliées.“728	












dem	 Ausbruch	 des	 Krieges	 ab.729	 Sie	 wiederholte	 ihren	 Standpunkt,	 dass	 sie	 „se	 désolidarise	 des	
groupements	pacifistes	créés	en	vue	d’amener	la	conclusion	d’une	paix	ne	garantissant	pas	d’emblée	
le	 droit	 et	 la	 liberté	 et	 n’assurant	 pas	 les	 réparations	 nécessaires.“730	 Als	 Nationalrat	 Scherrer-
Füllemann	 in	 der	 Parlamentssession	 vom	 28.	 März	 1917	 vorschlug,	 die	 Schweiz	 solle	 den	
kriegführenden	Staaten	ihre	Guten	Dienste	anbieten731,	warf	Louis	Favre	ihm	explizit	vor,	im	Dienste	
der	deutschen	Propaganda	zu	stehen.	Dieser	schickte	einen	Brief	an	Bundespräsident	Hoffmann,	 in	
dem	 er	 sich	 klar	 von	 Scherrer-Füllemann	 distanzierte	 und	 ihm	 das	 Recht	 absprach,	 in	 Namen	 der	
schweizerischen	Friedensbewegung	zu	sprechen:	
	
„Monsieur	 le	 Conseiller	 National	 Scherrer-Füllemann	 a	 été,	 tout	 au	 moins	 jusqu’à	 ces	
derniers	 temps,	 l’agent	 salarié	 d’une	mission	 étrangère	 à	 notre	 pays;	 en	 cette	 qualité,	
son	 rôle	a	consisté	 […]	à	 faire	 surgir,	depuis	quelques	mois,	 sur	 le	 sol	de	 la	Suisse,	une	
multitude	 de	 comités,	 commissions,	 associations,	 dans	 lesquels	 il	 s’est	 réservé	 le	 rôle	
principal	 et	 dont	 les	 membres,	 salariés	 ou	 non,	 en	 nombre	 très	 restreint,	 à	 peu	 près	
toujours	 les	 mêmes,	 figurent	 dans	 ces	 diverses	 fondations.	 Monsieur	 le	 Conseiller	
national	 Scherrer-Füllemann	 ne	 parle	 donc	 qu’en	 son	 nom	 et	 au	 nom	 de	 la	 mission	
étrangère	dont	il	est	le	principal	agent	en	Suisse.	Son	attitude	et	ses	propositions	sont	en	
contradiction	avec	les	résolutions	des	congrès	et	des	réunions	de	la	Société	Suisse	de	la	


















das	 feindliche	 Deutschland	 zu	 schleusen.	 Robert	 Grimm	 und	 Fritz	 Platten	 handelten	 mit	 dem	
deutschen	Gesandten	in	Bern,	Gisbert	von	Romberg,	die	Reisebedingungen	aus.735	Deutschland	hatte	












Regierung	 und	 die	 sofortige	 Einleitung	 der	 sozialistischen	 Revolution.	 Damit	 würde	 Russland	
geschwächt	und	es	bestand	Aussicht	auf	einen	Separatfrieden	und	eine	Entlastung	der	Kriegsfront	im	
Osten.	 Schliesslich	 gelang	 es	 Lenin	 und	 einer	 Reihe	 weiterer	 RevolutionärInnen	 –	 darunter	 auch	
weitere	Zimmerwalder	wie	Karl	Radek	und	Grigorij	Sinowjew	–	in	einem	als	exterritorial	definierten	
Eisenbahnwagen	 via	 das	 Deutsche	 Reich	 und	 Skandinavien	 nach	 Petrograd,	 dem	 heutigen	 St.	
Petersburg,	 zu	 gelangen.736	 In	 diesem	 Kontext	 kam	 es	 zu	 einer	 politischen	 Affäre,	 die	 für	 zwei	
Persönlichkeiten	schwerwiegende	Folgen	hatte.	
	 Wie	die	Reaktionen	auf	die	Petitionen	der	SFG	an	den	Bundesrat	nach	einer	Friedensvermittlung	
gezeigt	 haben,	war	 die	 Einstellung	 der	 „offiziellen“	 Schweiz	 zu	 Friedensfragen	 sehr	 zurückhaltend.	
Diese	 passive	Haltung	wurde	 im	 Spätfrühling	 1917	 durch	 das	Handeln	 des	 Leiters	 des	 EPD,	 Arthur	
Hoffmann,	 und	 des	 sozialdemokratischen	 Nationalrats	 Robert	 Grimm	 bemerkenswert	 kontrastiert.	
Grimm	 war	 leitendes	 Mitglied	 der	 ISK	 und	 fuhr	 im	 April/Mai	 über	 Stockholm	 ebenfalls	 nach	
Petrograd,	 um	 dort	 –	 so	 wurde	 die	 Mission	 offiziell	 begründet	 –	 die	 Heimkehr	 russischer	
EmigrantInnen	aus	dem	schweizerischen	Exil	vorzubereiten.737	Sein	eigentliches	Ziel	bestand	jedoch	
darin,	 auf	 einen	 Separatfrieden	 zwischen	 Deutschland	 und	 Russland	 hinzuwirken,	 wobei	 er	 von	
Hoffmann	 unterstützt	 wurde.	 Dieser	 handelte	 allerdings	 ohne	 das	 Einverständnis	 seiner	
Regierungskollegen.738	 Grimm	 übermittelte	 am	 26.	 Mai	 ein	 Telegramm	 an	 Hoffmann,	 in	 dem	
geschrieben	stand,	dass	ein	Friedensschluss	in	politischer,	wirtschaftlicher	und	militärischer	Hinsicht	
für	 die	 Stadt	 zwingend	 wäre	 und	 deshalb	 Aussichten	 auf	 Friedensverhandlungen	 bestünden.	
Nachdem	Grimm	 ihn	 um	 genauere	 Informationen	 über	 die	 Kriegsziele	 der	 kriegführenden	 Staaten	
























Über	 die	 Motive	 für	 Hoffmanns	 Handeln	 wird	 bis	 heute	 debattiert.740	 Der	 deutschfreundliche	
„Nebelspalter“	 präsentierte	 ihn	 etwa	 als	 gefallenen	 Achill,	 dessen	 einzig	 verwundbare	 Ferse	 mit	
„Friedensliebe“	 angeschrieben	 war	 (vgl.	 Abb.	 19).741	 Es	 gibt	 einige	 Hinweise,	 dass	 auch	 die	
deutschschweizerischen	Sektionen	der	SFG	diese	Auffassung	vertraten.	So	steht	im	Sitzungsprotokoll	
der	 Sektion	 Schaffhausen	 vom	 13.	 August	 geschrieben,	 dass	 ihre	 Mitglieder	 auf	 eine	 Solidaritäts-
kundgebung	für	alt	Bundesrat	Hoffmann	verzichteten,	allerdings	nur	weil	der	Zeitpunkt	dafür	zu	spät	
sei.742	 Auch	 in	 der	 Sektion	 Neuenburg	 beschäftigten	 sich	 die	 Mitglieder	 mit	 der	 Frage,	 welche	
Motivation	 hinter	 Hoffmanns	 Handeln	 stand,	 „cette	 question	 si	 malheureuse	 pour	 notre	 pays	 et	
compromettant	notre	neutralité.“743	 Im	Protokollband	der	Sektion	steht,	dass	viele	Personen	 in	der	
Schweiz	 das	 Vorgehen	 von	 Grimm	 und	 Hoffmann	 als	 einen	 rein	 pazifistischen	 Akt	 betrachteten,	
womit	 allgemein	 auf	 die	 Haltung	 der	 Deutschschweiz	 in	 dieser	 Affäre	 angespielt	 wurde.	 Die	
Neuenburger	Sektion	war	aber	anderer	Meinung	und	führte	sein	politisches	Handeln	entschieden	auf	
seine	 Deutschfreundlichkeit	 zurück.	 Ein	 Separatfriede	mit	 Russland	 hätte	 es	 dem	Deutschen	 Reich	
erlaubt,	 seine	 Truppen	 an	 der	 Westfront	 zu	 konzentrieren	 und	 nicht	 mehr	 ständig	 in	 einen	
Zweifrontenkrieg	verwickelt	zu	sein.744	
	 Auch	 wenn	 die	 Affäre	 auf	 internationaler	 Ebene	 –	 wohl	 weil	 die	 Ereignisse	 in	 Russland	 mehr	
Aufmerksamkeit	erhielten	–	keine	hohen	Wellen	warf,	wurde	sie	in	der	Schweiz	emotional	diskutiert	
und	 Bundesrat	 Hoffmann	 trat	 infolgedessen	 zurück.745	 Auf	 seinen	 Rücktritt	 folgte	 die	 Wahl	 des	
Genfers	 Gustav	 Ador,	 der	 zwar	 als	 Präsident	 des	 IKRK	 eine	 überparteiliche	 Statur	 hatte,	 doch	 als	
Träger	 eines	 Grosskreuzes	 der	 französischen	 Ehrenlegion	 als	 ausgesprochen	 ententefreundlich	
galt.746	 Ein	 zu	 langer	 Verbleib	 Adors	 im	 EPD	 wurde	 in	 regierungsnahen	 Kreisen	 Deutschlands	 als	
gleichbedeutend	mit	 dem	Abmarsch	der	 Schweiz	 in	 das	 Lager	 der	 Entente	 gefürchtet.747	Nachdem	
die	 Schweiz	 durch	 die	 Machenschaften	 von	 Hoffmann	 in	 den	 Verdacht	 der	 Parteinahme	 für	
Deutschland	geraten	war,	 schien	der	neu	gewählte	Bundesrat	 für	die	Schweiz	die	 ideale	Lösung	zu	
sein,	 um	 das	 Vertrauen	 der	 Welschen	 in	 den	 Bundesrat	 wieder	 zu	 stärken.748	 Die	 Wahl	 Adors	
eröffnete	 die	Möglichkeit,	 die	 pro-deutschen	 Sympathien	 der	 Regierung	 im	 eigenen	 Land	 und	 vor	
den	Augen	der	Welt	herunterzuspielen	und	zugleich	den	Nutzen	des	humanitären	Engagements	der	
Schweiz	und	ihrer	Neutralität	 in	den	Mittelpunkt	zu	rücken.749	Mit	seiner	Ententefreundlichkeit	und	
seinem	 humanitären	 Engagement	 hatte	 der	 Genfer	 Gustave	 Ador	 nicht	 nur	 viel	 mit	 der	 Genfer	
Sektion	der	SFG	gemeinsam,	sondern	er	war	 tatsächlich	auch	 ihr	Ehrenmitglied.	Dieser	Titel	wurde	
ihm	auf	der	Generalversammlung	der	Genfer	Sektion	 im	April	 1917	 für	 seine	Verdienste	 rund	ums	
Rote	 Kreuz	 und	der	AIPG	 verliehen	 „qui	 a	 fait	 chérir	 le	 nom	de	Genève	 par	 des	millions	 de	 coeurs	
meurtris	[…].750	
	 Louis	 Favre,	 der	 Präsident	 der	 Genfer	 Sektion	 der	 SFG,	 lehnte	 einen	 Verständigungsfrieden	
weiterhin	ab.	Zur	Illustration	dient	seine	Antwort	auf	einen	Brief	von	Benjamin	de	Jong	van	Beek	en	
Donk	vom	18.	Juli	1917.	Letzterer	rief	in	diesem	die	wichtigsten	Friedensgesellschaften	dazu	auf,	ihre	
Vorschläge	 darzulegen,	 welchen	 Weg	 die	 Friedensbewegung	 einschlagen	 sollte,	 um	 einen	
Friedensschluss	 zu	 erreichen.751	 Er	 schlug	 vor,	 die	 Publikation	 der	 Antworten	 in	 Zeitungen	 der	
















Reichskanzler	 Georg	 Michaelis	 sein	 politisches	 Programm	 bekanntgegeben	 habe	 und	 die	













Friedensgesellschaft,	 die	 Jean-Jacques	 de	 Sellon	 1830	 in	 Genf	 gegründet	 hatte.	 Mit	 diesem	
Hintergrund	fragte	er	in	seinem	Antwortschreiben	De	Jong	van	Beek	en	Donk	vom	Anti-Oorlog-Raad,	
weshalb	dieser	 sich	das	Recht	 zu	nehmen	erlaube,	 im	Namen	der	 Friedensbewegung	 zu	 sprechen.	
Entgegen	 Favres	Darstellung	 gilt	 es	 festzuhalten,	 dass	 de	 Sellons	 Friedensgesellschaft	 nach	 seinem	
Tod	1839	nicht	mehr	weiterbestand.753	Die	Genfer	Sektion	der	SFG,	deren	Präsident	Favre	seit	1915	
war,	wurde	 erst	 1893	 als	 Sektion	 der	 Ligue	 internationale	 de	 la	 Paix	 et	 de	 la	 liberté	 gegründet.754	
Favre	 warf	 De	 Jong	 van	 Beek	 en	 Donks	 Vereinigung	 zudem	 vor,	 sie	 sei	 „composée	 presque	














sera	 pas	 la	 paix	 des	 Hohenzollern,	 ni	 celles	 des	 Habsbourg;	 elle	 ne	 sera	 pas	 surtout,	
souhaitons-le	 ardemment,	 une	 paix	 de	 conciliation	 qui	 permettrait	 au	 militarisme	
prussien	d’organiser	une	nouvelle	agression	et	de	 se	 jeter,	d’ici	à	quelques	années,	 sur	











Neben	 der	 expliziten	 Ablehnung	 eines	 Verständigungsfriedens	 demonstrierte	 Favre	 offen	 seine	
grosse	Sympathie	für	Frankreich:		
	
„Pour	 la	 France,	 cette	 noble	 et	 généreuse	 nation,	 éternelle	 victime	 des	 périodiques	
agressions	 germaniques,	 nous	 joignons	 à	 ces	 vœux,	 le	 tribut	 de	 notre	 profonde	
admiration	 devant	 l’inlassable	 ténacité	 de	 son	 sacrifice	 et	 le	 sublime	 héroïsme	 de	 son	
martyre.“758	
	
Nach	 der	 Ausrufung	 des	 uneingeschränkten	 U-Boot-Krieges	 zu	 Beginn	 des	 Jahres	 1917	 hatte	 sich	









Louis	 Favre	 berichtete	 auf	 der	 Jahresversammlung	 der	 Genfer	 Sektion	 im	 April	 1917,	 dass	 die	
deutschsprachigen	Sektionen	der	SFG	nunmehr	Hand	in	Hand	mit	den	welschen	zusammenarbeiten	
und	 sich	 keineswegs	 von	 ihnen	 trennen	 wollten,	 während	 sie	 bisher	 Befürworter	 eines	 schnellen	
Verständigungsfriedens	 gewesen	 seien.761	 Tatsächlich	 erschienen	 vermehrt	 Artikel	 mit	 einer	
skeptischen	 Haltung	 gegenüber	 der	 deutschen	 Politik	 im	 „Frieden“.	 So	 kommentierte	 die	
Vereinszeitschrift	 einen	 im	 Berliner	 „Vorwärts“	 veröffentlichter	 Briefwechsel	 zwischen	 Bethmann-
Hollweg	 und	 dem	 Alldeutschen	 Verein	 vom	Mai	 1915,	 in	 dem	 der	 deutsche	 Reichskanzler	 gesagt	
hatte	 „Ich	 lasse	 den	 Verdienst	 gelten,	 das[s]	 der	 Alldeutsche	 Verband	 durch	 die	 Hebung	 des	
nationalen	Machtwillens	und	die	Bekämpfung	der	Völkerverbrüderungsideologie	sich	vor	dem	Kriege	
errungen	 hat…“	 wie	 folgt:	 „Wir	 Pazifisten	 müssen	 prinzipiell	 die	 Gegner	 eines	 Volkes,	 einer	
Mächtegruppe	sein,	deren	offizieller	Vertreter	einen	solchen	Satz	schreiben	darf!“762	Der	Sekretär	des	
Zentralkomitees,	Rudolf	Geering-Christ,	 schrieb	 im	 „Frieden“	einen	Artikel,	 der	die	Anhänger	eines	
„Friedens	um	jeden	Preis“	kritisierte	und	sich	wohlwollend	über	die	Entente	äusserte:	
	
„Dieser	 Grundirrtum	 über	 das	 Wesen	 des	 Pazifismus	 verführt	 heute	 noch	 viele	 gute	
Menschen	 zu	 den	 unsinnigsten	 Handlungen,	 heute,	 wo	 endlich	 die	 Vertreter	 des	
Rechtsprinzips,	 denen	 die	 Waffen	 durch	 die	 Vertreter	 des	 Machtprinzips	 in	 die	 Hand	
gedrückt	 wurden,	 Oberwasser	 bekommen.	 Sie	 meinen,	 Pazifisten	 zu	 sein	 und	 sind	 die	













Obwohl	 sich	 die	 Sektionen	 der	 Sprachregionen	 1917	 durchaus	 annäherten,	 konnte	 von	 einem	
Konsens	 zwischen	 ihnen	 weiterhin	 keinesfalls	 die	 Rede	 sein.	 So	 wurde	 die	 auf	 Mai	 vorgesehene	
Delegiertenversammlung	der	SFG	nicht	einberufen,	obwohl	es,	wie	Golay	in	einem	Brief	an	Butticaz	
darlegte,	 nach	 der	 Russischen	 Revolution	 und	 der	 Intervention	Wilsons	 sehr	 wichtige	 Themen	 zu	
besprechen	gegeben	hätte.764	Golay	äusserte	gegenüber	dem	französischen	Pazifisten	Edgar	Milhaud	
im	 Juni	 in	 einem	 Brief	 den	 Verdacht,	 dass	 Bucher-Heller	 die	 auf	 Mai	 in	 Genf	 vorgesehene	
Delegiertenversammlung	 zweifelsohne	 deshalb	 verschoben	 habe,	 um	 die	 SFG	 nicht	 zu	 stark	 in	
Richtung	Entente	 zu	 treiben.765	 Seine	Aussage	widerspricht	aber	den	von	Bucher-Heller	gemachten	
Angaben	 im	 Jahresbericht,	 in	 dem	er	 verkündete,	 dass	 die	Genfer	 Sektion	 der	 SFG	 selbst	 um	eine	
Verschiebung	der	Delegiertenversammlung	gebeten	habe.766	
	 Golay	 und	 Favre	 ersuchten	 Bucher-Heller	 schliesslich,	 die	 für	 November	 geplante	 Delegierten-
versammlung	auf	den	20.	und	21.	Oktober	1917	vorzuverschieben,	was	von	ihm	akzeptiert	wurde.767	
Sie	 befürchteten,	 dass	 die	 von	 der	 „Zentralorganisation	 für	 einen	 dauerhaften	 Frieden“	 auf	Mitte	









Unterstützung	 ihrer	 Vorstösse	 hatte	 sie	 wie	 gewohnt	 einige	 Wochen	 zuvor	 einen	 Brief	 an	 die	
welschen	 Sektionen	 geschrieben	mit	 der	 Aufforderung,	 zur	 Unterstützung	 ihrer	 Position	möglichst	
zahlreich	zu	erscheinen.768	
	 Bei	der	Revision	der	Statuten	der	SFG	war	der	Änderungsvorschlag	zentral,	dass	der	Präsident	des	
Zentralkomitees	 „est	 désigné	 alternativement	 dans	 une	 section	 romande	 et	 dans	 une	 section	
alémanique.“769	 Angesichts	 der	 Tatsache,	 dass	 aktuell	 der	 Vorsitz	mit	 dem	 seit	 1909	 amtierenden	
Deutschschweizer	 Franz	 Bucher-Heller	 besetzt	 war,	 hätte	 dies	 zur	 Folge	 gehabt,	 dass	 bei	 der	
nächsten	Wahl	ein	Welscher	die	Führung	der	SFG	übernehmen	würde.	Louis	Favre	begründete	den	
Antrag	damit,	dass	er	keinesfalls	aus	persönlichen,	sondern	nur	aus	sachlichen	Gründen	–	 im	Sinne	
einer	 intensiveren	 Zusammenarbeit	 zwischen	 welschen	 und	 deutschschweizerischen	 Sektionen	 –	
erfolge.770	Er	hatte	sich	zuvor	bereits	bei	„l’aimable	et	dévoué	président“	Bucher-Heller	bedankt,	dass	
er	 sich	 nicht	 nur	 dafür	 eingesetzt	 habe,	 ein	 Gleichgewicht	 zwischen	 den	 Sektionen	 der	
Sprachregionen	zu	erhalten,	sondern	auch,	dass	sich	die	deutschsprachigen	Sektionen	den	welschen	
annähern.771	 Die	 Statutenrevision	 wurde	 schlussendlich	 mit	 22	 gegen	 11	 Stimmen	 angenommen.	
Jedoch	war	sie	auch	unter	welschen	Sektionen	nicht	unumstritten.	So	hatte	sich	Henri	Monnier	als	















ihre	Delegierten	„de	 la	 soutenir	 dans	 la	mesure	où	 son	adoption	n’aurait	 pas	pour	 conséquence	 la	
division	au	sein	de	la	Société	de	la	Paix	entre	Suisse	allemands	et	Suisses	romands.“773	
	 Für	 mehr	 Gesprächsstoff	 sorgte	 die	 ebenfalls	 von	 Louis	 Favre	 eingereichte,	 drei	 Seiten	
umfassende	Resolution	zur	pazifistischen	Lehre	der	SFG,	über	die	 in	den	folgenden	Zeilen	berichtet	
wird.	 Bezeichnenderweise	 wurde	 sie	 aber	 nicht	 von	 ihm,	 sondern	 von	 Golay	 ausgearbeitet.	 Favre	
sollte	 sie	 für	 ihn	während	der	Delegiertenversammlung	der	 SFG	einbringen,	 aber	 die	Herkunft	 der	
Resolution	 verschweigen,	 weil	 eine	 solche	 Intervention	 eigentlich	 nicht	 zu	 seinen	 Aufgaben	 als	
Sekretär	 des	 IFB	 gehöre.774	 Bereits	 Ende	 1916	 hat	 Golay	 das	 Bestreben	 geäussert,	 es	 sollten	
öffentliche	 Veranstaltungen	 über	 das	 Thema	 „ce	 que	 c’est	 le	 pacifisme	 suisse“	 in	 der	 Schweiz	
veranstaltet	 werden.	 So	 wohnte	 er	 beispielsweise	 einer	 Sitzung	 der	 Sektion	 Neuenburg	 am	 12.	
Dezember	 1916	bei,	während	der	 er	 sich	 darüber	 beklagte,	 dass	 das	 BIP	 und	die	 SFG	pazifistische	
Gruppierungen	 aus	 dem	 Ausland	 nicht	 in	 ihre	 Vereinsstrukturen	 hatten	 integrieren	 können.	 Sie	
sollten	 mit	 allen	 vor	 1914	 entstandenen	 Gruppierungen	 zusammenarbeiten,	 die	 einen	 Frieden	
etablieren	 wollen,	 der	 auf	 dem	 Recht	 basiert.775	 Golays	 Meinung,	 dass	 die	 nach	 Kriegsausbruch	
entstandenen	 Gruppierungen	 die	 pazifistischen	 Grundsätze	 nicht	 ausreichend	 garantierten,	 wurde	
bereits	in	der	Einleitung	der	von	Favre	eingebrachten	Resolution	deutlich.	
	 Der	 Resolution	 schlug	 auf	 der	 Delegiertenversammlung	 eine	 harsche	 Opposition	 entgegen,	 sie	
wurde	denn	auch	mit	23	zu	16	Stimmen	abgelehnt.776	Umstritten	war	u.	a.	der	Einleitungssatz:	
	
„En	 présence	 des	 suspicions	 qu’a	 jetées	 sur	 le	 pacifisme	 organisé	 l’action	 de	 certains	
groupements	qui,	sous	l’étiquette	du	pacifisme	n’affirment	pas	les	principes	essentiels	de	




pazifistische	Gruppierungen	wie	 z.	B.	die	 „Vereinigung	 für	einen	dauerhaften	Frieden“	diskreditiert	




klassische	Konflikt	 auf	 der	Delegiertenversammlung:	während	die	welschen	 Sektionen	die	 von	den	
Mittelmächten	 begangenen	 unrechtmässigen	 Manöver	 –	 die	 Nichtanrufung	 einer	 schieds-
gerichtlichen	 Lösung	 des	 Konflikts	mit	 Serbien	 –	 hervorhoben,	wollten	 die	 deutschschweizerischen	
Sektionen	auch	diejenigen	der	Entente	zur	Sprache	bringen.	Dazu	gehörte	u.	a.	die	von	ihr	aufgrund	
der	Landung	britischer	und	französischer	Truppen	in	Saloniki	im	Oktober	1915	begangene	Verletzung	
der	 griechischen	 Neutralität.779	 Dadurch	 entstehe	 der	 Eindruck,	 die	 SFG	 würde	 nur	 eine	













	 Nachdem	 die	 drei	 Seiten	 lange	 Resolution	 abgelehnt	worden	war,	 reichte	 Auguste	 de	Morsier,	
Sekretär	des	Komitees	der	Sektion	Genf,	eine	kürzere	und	ausgewogenere	Resolution	ein,	welche	die	




die	 pazifistische	 Lehre	 notwendigerweise	 auf	 dem	 Grundsatze	 des	 Friedens	 durch	 das	
Recht	beruht	und	dass	ein	dauerhafter	Friede	in	sich	schliessen	muss:	
die	 Achtung	 vor	 den	 Verträgen,	 das	 Selbstbestimmungsrecht	 der	 Völker,	 die	
Notwendigkeit	des	obligatorischen	Schiedsverfahrens,	die	Einschränkung	der	Rüstungen,	
die	 Abschaffung	 der	 Geheimdiplomatie,	 die	 rechtliche	 Verständigung	 der	 Völker	 zur	
Schaffung	einer	staatsrechtlichen	Verbindung	der	Nationen;	
sie	wünscht,	 dass	 der	 Friede,	 der	 den	Weltkrieg	 beendigen	 soll,	 die	 obigen	Grundsätze	
enthalte	 und	 sie	 verwirkliche,	 dass	 er	 die	 Völker	 befreie,	 die	 jetzt	 unter	 fremder	
Herrschaft	 leiden,	und	dass	er	 insbesondere	Belgien	wiederherstelle,	das	entgegen	den	
internationalen	Verpflichtungen,	vergewaltigt	wurde;	
sie	 bedauert,	 dass	 die	 schiedsgerichtlichen	 Vorschläge	 Serbiens	 und	 Russlands	 im	 Juli	
1914	nicht	angenommen	worden	sind;	
sie	anerkennt	mit	Genugtuung,	dass	 sowohl	die	Botschaft	des	Präsidenten	Wilson	vom	
22.	 Januar	 1917	 als	 auch	 diejenige	 des	 Papstes	 vom	 1.	 August	 1917,	 die	 von	 den	
internationalen	 Friedenskongressen	 seit	 50	 Jahren	 verkündeten	 Grundsätze	 in	
zusammenfassender	Weise	bekräftigen;	
sie	begrüsst	die	Geburt	der	Demokratie	in	Russland;	
sie	 bekundet	 ihren	 festen	 Willen,	 für	 die	 Entwicklung	 der	 Schweizerischen	
Friedensgesellschaft	 zu	 arbeiten	 zur	 Förderung	 der	 dargelegten	 Grundsätze	 und	 zur		
Erhaltung	des	internationalen	Friedensbureaus	in	Bern.“782	
	
Die	 Resolution	 sei	 zahlreichen	 National-	 und	 Ständeräten	 der	 Bundesversammlung	 zugestellt	
worden,	 diese	 hätten	 sich	 aber	 in	 Schweigen	 gehüllt.783	 Ohne	 an	 dieser	 Stelle	 auf	 die	 einzelnen	
Punkte	detailliert	eingehen	zu	können,	bietet	der	Resolutionstext	einen	guten	Überblick,	auf	welche	
pazifistischen	Grundsätze	 sich	die	SFG	Ende	1917	berief.	Wird	die	ursprünglich	vorgeschlagene	mit	
der	 schlussendlich	 angenommenen	 Resolution	 verglichen,	 so	 fällt	 auf,	 dass	 der	 umstrittene	
Einleitungssatz	gänzlich	weggelassen	wurde.	Den	neu	gegründeten	Organisationen	wurde	also	nicht	
vorgeworfen,	sie	würden	die	Schuldigen	am	Krieg	–	womit	Golay	auf	die	Mittelmächte	abzielte	–	mit	
ihren	 Tätigkeiten	 verteidigte.	 Insgesamt	war	 sie	 viel	 ausgewogener	 als	 die	 von	 Favre	 eingebrachte	
Resolution,	die	jedoch	Golay	ausgearbeitet	hatte.	Die	Tatsache,	dass	diese	kürzere	Version	von	einem	
leitenden	 Mitglied	 der	 Genfer	 Sektion	 eingebracht	 wurde,	 illustriert,	 dass	 es	 in	 ihr	 deutlich	
gemässigtere	 Stimmen	 gab	 als	 etwa	 die	 von	 Favre.	 In	 der	 angenommenen	 Resolution	 wurde	 nur	
noch	bedauert,	dass	die	„schiedsgerichtlichen	Vorschläge	Serbiens	und	Russlands	 im	Juli	1914	nicht	
angenommen	worden	 sind“784,	 hingegen	wurde	das	 darauf	 folgende	Ausbleiben	 eines	 Protests	 der	
internationalen	Vereinigungen	(u.	a.	explizit	des	 IFB)	nicht	mehr	erwähnt.	Ein	weiterer	Unterschied	









war	 vorgesehen,	 dieses	 Verdienst	 nur	 Wilson	 zuzuschreiben.785	 Die	 meisten	 Delegierten	 der	
Sektionen	 erklärten	 sich	 also	 damit	 einverstanden,	 ihr	 Friedensprogramm	 nicht	 nur	 an	Wilson	 zu	
orientieren,	 der	 ja	 mittlerweile	 auf	 Seiten	 der	 Entente	 in	 den	 Krieg	 eingetreten	 ist,	 sondern	 sich	
diesbezüglich	auch	mit	einer	„neutraleren“	Person	wie	dem	Papst	zu	solidarisieren.	Papst	Benedikt	
XV.	 hatte	 am	 1.	 August	 1917	 an	 die	 Regierungschefs	 der	 kriegführenden	 Völker	 appelliert,	 einen	
baldigen	 Frieden	 zu	 schliessen,	 sowie	 die	 „gegenseitige	 Rückgabe	 aller	 besetzten	 Gebiete,	
insbesondere	vollständige	Räumung	Belgiens	unter	Sicherung	seiner	vollen	politischen,	militärischen	
und	 wirtschaftlichen	 Unabhängigkeit	 gegenüber	 jeder	 Macht	 sowie	 Rückgabe	 der	 deutschen	
Kolonien.“786	 Sein	 Friedensappell	 wurde	 beispielsweise	 auch	 von	 den	 meisten	 deutschen	
PazifistInnen	begrüsst.787	
	 Die	 SFG	 bekundete	 zudem	 auf	 der	 Delegiertenversammlung,	 dass	 ihr	 Bekenntnis	 zur	
schweizerischen	 Neutralität	 nicht	 mit	 einer	 Verschlossenheit	 gegenüber	 der	 Ausarbeitung	 einer	
zukünftigen	 internationalen	 Rechtsordnung	 gleichzusetzen	 sei.788	 An	 die	 obige	 Resolution	 schloss	
deshalb	ein	weiterer	Text	an,	der	von	Golay	eingebracht	wurde:	
	
„In	 Anbetracht	 ferner,	 dass	 die	 Schaffung	 eines	 Bundes	 der	 Völker	 zur	 Stunde	 als	 die	
einzige	geeignete	Lösung	erscheint,	um	fortab	nicht	nur	den	Frieden	der	Welt	zu	sichern	
und	 normale	 Beziehungen	 unter	 den	 Völkern	 wiederherzustellen,	 sondern	 auch	 die	
Stunde	des	Friedens	zu	beschleunigen;	ladet	die	Schweizerische	Friedensgesellschaft	den	
Bundesrat	ein:	
1.	 ohne	 Verzug	 eine	 ausserparlamentarische	 Kommission,	 bestehend	 aus	 den	
hervorragendsten	Staatsmännern,	 Juristen	und	Volkswirtschaftern	des	Landes	zu	bilden	
und	 sie	 mit	 der	 Aufgabe	 zu	 betrauen,	 die	 Bedingungen	 zu	 studieren,	 unter	 denen	 die	
Schweiz	einem	zukünftigen	Völkerbunde	beitreten	könnte;	
2.	 wenn	 immer	 möglich	 in	 der	 nächsten	 Parlamentssession	 eine	 öffentliche	 Erklärung	
abzugeben,	 in	 der	 die	 Stellungnahme	 der	 Schweiz	 zu	 dieser	 Frage	 festgelegt	 wird.	
Dadurch	 soll	 ähnlichen	 Erklärungen	 der	 anderen	 neutralen	 Länder	 der	 Weg	 gebahnt	
werden,	 so	 dass	 die	 Kriegführenden	 erkennen,	 inwieweit	 sie	 auf	 die	 Beteiligung	 der	
neutralen	Länder	an	einem	Völkerbunde	rechnen	können;	
3.	 im	 geeigneten	 Zeitpunkte	 einen	 internationalen	 Kongress	 einzuberufen,	 mit	 der	




zwei	 ersten	 Forderungen.790	 Der	 zusätzliche	 dritte	 Punkt	 stammte	 von	 Hermann	 Häberlin	 von	 der	
Sektion	 Zürich.	 Er	wurde	 schlussendlich	 angenommen,	 obwohl	 sich	 Golay	 dagegen	 ausgesprochen	
hatte.791	 Dieser	 schrieb	 in	 einem	 Brief	 an	 Nippold,	 er	 wolle	 eine	 Erörterung	 der	 Frage	 des	
Völkerbundes	aus	Schweizer	Sicht	und	keinen	internationalen	Kongress,	weil	eine	solche	Forderung	
zurzeit	nicht	beliebt	sei	und	den	Bundesrat	zum	Ablehnen	der	Resolution	veranlassen	könnte.792	 Im	
Kapitel	 8.1	 wird	 gezeigt,	 dass	 die	 Genfer	 Sektion	 der	 SFG	 später	 eine	 Eingabe	 an	 den	 Bundesrat	

















stehen“,	 doch	 „der	 Augenblick	 [sei	 nicht]	 günstig	 […],	 um	 den	 von	 der	 Schweizerischen	
Friedensgesellschaft	formulierten	Begehren	eine	konkrete	Folge	zu	geben.“793	
	 Der	Sekretär	des	 IFB,	der	 seine	 lange	Resolution	als	programmatische	Vorlage	 für	die	SFG	nicht	
ohne	Abänderungen	durchsetzen	konnte,	bekundete	gegenüber	dem	französischen	Pazifisten	Edgar	
Milhaud,	er	 sei	nach	der	Delegiertenversammlung	äusserst	entmutigt	gewesen.794	Er	beklagte	 sich,	




welcher	 Resolutionsversion	 die	 Sympathien	 von	 Golay	 gelegen	 haben,	 zeigte	 sich	 auch	 bei	 ihrer	
Darstellung	 in	 der	 Zeitschrift	 des	 IFB.	 Die	 ursprüngliche	 Genfer	 Resolution	 (die	 bekanntlich	 	 seine	
eigene	war)	wurde	am	Anfang	 zusammen	mit	 Favres	 Erläuterungen	 in	 vollem	Umfang	abgedruckt,	
die	 beschlossene	 kürzere	Version	 folgte	darauf	 in	 einer	 kleineren	 Schriftgrösse.796	Die	Delegierten-
versammlung	der	SFG	in	Olten	wurde	von	den	pazifistischen	Gruppierungen	im	Ausland	mit	grossem	




Verteidigungskrieg	 als	 unrecht	 ansehe	 und	 die	 Befürwortung	 von	 dessen	 Legitimität	 für	 ihn	
inkonsequent	sei.	Seine	Sektion	forderte	deshalb	eine	Modifizierung	der	Statuten	der	SFG,	die	einen	
Passus	 gegen	den	Antimilitarismus	enthielt.798	Wahrscheinlich	 gehörte	der	 im	Schulhaus	Heiligberg	
tätigte	Sekundarlehrer	nicht	der	SPS	oder	dem	Grütliverein	an,	wie	eine	Nachfrage	beim	Stadtarchiv	
Winterthur	ergab.799	Auch	in	der	neu	gegründeten	Sektion	Basel-Landschaft,	die	an	der	Versammlung	
mit	 fünf	 Delegierten	 vertreten	war,	 scheint	 es	 antimilitaristische	 Tendenzen	 gegeben	 zu	 haben.800	
Gleichzeitig	 zum	erstmaligen	 Erstarken	 von	 antimilitaristischen	Positionen	 in	 der	 SFG	 gelangten	 im	
„epochalen	Schlüsseljahr“	1917	die	Diskussionen	um	Dienstverweigerungen	auf	einen	Höhepunkt.801	
Für	 Aufsehen	 in	 der	 Öffentlichkeit	 sorgte	 im	 Frühjahr	 ein	 Fall,	 mit	 dem	 sich	 sogar	 das	 Parlament	
beschäftigte:	Der	Student	Max	Kleiber	vom	Eidgenössischen	Polytechnikum	wurde	aus	diesem	Grund	
als	 erster	 Offizier	 vom	Militärgericht	 zu	 vier	Monaten	 Gefängnis	 verurteilt	 und	 zusätzlich	 von	 der	
Hochschule	mit	der	Wegweisung	sanktioniert.	Aus	Protest	gegen	die	Behandlung	Kleibers	formierten	





















politisch	 motivierte	 Dienstverweigerung	 jedoch	 ab.	 Nur	 aus	 Gewissensgründen	 und	 als	 Tat	 der	
christlichen	Zeugenschaft	gegen	den	Krieg	schien	sie	ihm	vertretbar.803	Obwohl	Ragaz	niemals	für	sie	
geworben	hat,	behielt	ein	grosser	Teil	der	schweizerischen	Öffentlichkeit	nach	dem	Krieg	ein	Bild	von	
ihm,	 das	 den	 religiösen	 Sozialisten	 als	 Anstifter	 zur	 Dienstverweigerung	 und	 als	 Jugendverderber	




















über	 den	 Aktivdienst	 1914/18,	 den	 er	 1919	 der	 Bundesversammlung	 vorlegte.	 In	 einem	 kurzen	





vorsichtig	 jedes	 Wort,	 das	 direkte	 Aufreizung	 zur	 Dienstverweigerung	 zum	 Ausdruck	
gebracht	hätte.	So	musste	wieder	ein	 junger,	 sonst	unbescholtener	Mann	zu	Gefängnis	
verurteilt	werden,	der	mir	durch	seine	Überzeugungstreue	tatsächlich	sympathischer	 ist	

























Teil	 der	 Mitglieder	 an	 der	 Landesverteidigung	 festhielt	 und	 nur	 einzelne	 Mitglieder	 einen	
antimilitaristischen	 Kurs	 vertraten.	 Im	 Gegensatz	 zu	 den	 bürgerlichen	 PazifistInnen	 in	 der	 SFG	
beschloss	eine	Mehrheit	der	SPS	an	 ihrem	im	Berner	Volkshaus	einberufenen	Parteitag	vom	9.	und	
10.	 Juni	1917,	die	 Landesverteidigung	abzulehnen.805	Damit	 vergrösserte	 sich	der	Graben	 zwischen	
dem	 Bürgertum	 und	 der	 Sozialdemokratie	 in	 der	 Schweiz	 weiter.	 Ihre	 Armeegegnerschaft	
beschränkte	sich	jedoch	unmittelbar	nach	dem	Parteitag	vor	allem	auf	ein	theoretisches	Konzept	und	
es	 wurde	 kein	 praktisches	 Aktionsprogramm	 formuliert.	 So	 kehrten	 auch	 alle	 in	 Uniform	 an	 den	
Parteitag	in	Bern	angereisten	Delegierten	der	SPS	wieder	in	den	Aktivdienst	zurück.	Aus	bürgerlicher	






Dieser	 musste	 allerdings	 mehrmals	 verschoben	 werden,	 weil	 die	 kriegführenden	 Staaten	 sich	
weigerten,	entsprechende	Reisepässe	auszustellen.807	Der	Studienkongress	trat	schliesslich	vom	19.	
bis	 22.	 November	 1917	 in	 Bern	 zusammen.	 Dieser	 Versammlung	 konnte	 allerdings	 nur	 als	
Vorkonferenz	deklariert	werden,	weil	den	PazifistInnen	aus	den	Ländern	der	Entente	weiterhin	die	
Ausreise	 verboten	 und	 den	 skandinavischen	 Teilnehmenden	 die	 Durchreise	 durch	 Deutschland	








über	 die	 Abwesenheit	 von	 TeilnehmerInnen	 aus	 der	 Entente:	 „Auf	 Seite	 der	 Entente-Regierungen	
hatte	 man	 während	 des	 ganzen	 Krieges	 das	 Vorurteil,	 dass	 jede	 Art	 von	 Verhandlung	 eine	
Parteinahme	 für	 Deutschland	 bedeute.“809	 Auch	 die	 Anreise	 aus	 Deutschland	 war	 nicht	
unproblematisch,	denn	das	Auswärtige	Amt	und	das	Preussische	Kriegsministerium	waren	sich	nicht	
einig	 darüber,	 ob	 deutschen	 TeilnehmerInnen	 eine	 Ausreisebewilligung	 erteilt	 werden	 sollte.	
Letzteres	versuchte	ihre	Beteiligung	zu	verhindern,	was	im	Falle	Helmut	von	Gerlachs	tatsächlich	so	
geschah.	 Eigentlich	 bestand	 auch	 bei	 Quidde	 seit	 dem	Mai	 1916	 ein	 Ausreiseverbot,	 wofür	 seine	
Besprechung	mit	Bucher-Heller	 in	 Lindau	 im	Frühjahr	1916	die	Grundlage	bildete	 (vgl.	Kapitel	5.4).	
Jedoch	 setzte	 sich	 der	 bayerische	 Kriegsminister	 Philipp	 von	 Hellingrath	 über	 die	 militärischen	
Bedenken	 aus	 Berlin	 hinweg	 und	 erlaubte	 seine	 Ausreise.810	 Besondere	 Beachtung	 verdiente	 der	
Umstand,	dass	die	gut	vertretene	deutsche	Delegation	ein	einigermassen	zuverlässiges	Bild	der	 für	
einen	 Verständigungsfrieden	 eintretenden	 Kräfte	 des	 Reiches	 bot:	 Neben	 den	 erklärten	 Pazifisten	
Ludwig	 Quidde,	Walther	 Schücking	 und	 der	 Pazifistin	 Helene	 Stöcker	 nahmen	 Vertreter	 aller	 drei	
Fraktionen	 der	 Kriegszielmehrheit	 des	 Reichstages	 teil,	 so	 Matthias	 Erzberger	 (Deutsche	
Zentrumspartei,	 DZP),	 Wolfgang	 Heine	 (Sozialdemokratische	 Partei	 Deutschlands,	 SPD),	 Andreas	
Blunck	 (Nationalliberale	 Partei,	 NLP),	 Eduard	 Bernstein	 (Unabhängige	 Sozialdemokratische	 Partei	
Deutschlands,	USPD)	und	Georg	Gothein	(Fortschrittliche	Volkspartei,	FVP).811	Zu	den	teilnehmenden	
PazifistInnen	 aus	 den	 Mittelmächten,	 die	 sich	 im	 Schweizer	 Exil	 befanden,	 gehörten	 u.	 a.	 Fried,	
Rudolph	Said-Ruete	und	Rudolf	Broda.812	
	 Die	weltpolitische	Lage	hatte	sich	nach	dem	Kriegseintritt	der	USA	und	der	Februarrevolution	 in	
Russland	 stark	 verändert,	 was	 eine	 Weiterentwicklung	 der	 im	 pazifistischen	 Mindestprogramm	
festgelegten	 Ansätze	 nahelegte.	 Anhand	 der	 traktandierten	 Themen	 wie	 die	 „Grundlagen	 eines	
Völkerbundes“	 und	 die	 „künftigen	 Völkerbeziehungen“	 wird	 ersichtlich,	 dass	 sich	 die	
Studienkonferenz	 auf	 neue	 Fragestellungen	 einliess.	 Weil	 es	 nicht	 zu	 einem	 direkten	
Gedankenaustausch	mit	PazifistInnen	aus	der	Entente	kam,	bestand	für	die	deutsche	Delegation	ein	
wichtiges	 Ziel	 darin,	 von	 neutralem	 Boden	 aus	 konstruktive	 Vorstellungen	 für	 einen	 Verständi-
gungsfrieden	 nach	 aussen	 dringen	 zu	 lassen.813	 Dazu	 gehörten	 neben	 Schückings	 Vorschlägen	 zum	
Ausbau	 des	 Haager	 Werkes	 Quiddes	 und	 Gotheins	 Überlegungen	 zur	 Verstaatlichung	 der	
Rüstungsindustrie	 sowie	 zur	 Reduzierung	 der	 Streitkräfte	 aller	 Staaten.	 Letztere	wollten	 sie	 bis	 zu	
einem	 für	 die	 Aufrechterhaltung	 der	 inneren	 Ordnung	 erforderlichen	Mass	 reduzieren,	 womit	 sie	
Forderungen	aussprachen,	die	über	das	Haager	Mindestprogramm	hinausgingen.	Bei	ihren	Ansichten	
zur	Nationalitätenfrage	 stimmten	 sie	weitgehend	mit	Wilsons	 Programm	überein.	 So	 forderten	 sie	
keine	 territorialen	 Veränderungen	 ohne	 Zustimmung	 der	 betroffenen	 Bevölkerung	 und	 die	
Gewährung	kultureller	Autonomie	an	die	nationalen	Minderheiten	in	national	gemischten	Staaten.814	
	 Präsidiert	 wurde	 der	 Studienkongress	 durch	 den	 St.	 Galler	 Nationalrat	 und	 Interparlamentarier	
Scherrer-Füllemann,	 das	 Vizepräsidium	 hatte	 der	 Genfer	 Professor	 Paul	 Moriaud	 von	 der	 Genfer	
Sektion	 inne.815	Moriaud	gehörte	dem	Rat	der	„Zentralorganisation	 für	einen	dauerhaften	Frieden“	
an.816	Weitere	Teilnehmer	aus	der	Schweiz	waren	der	Präsident	der	Berner	Sektion	der	SFG	Eduard	
Müller-Hess	 sowie	 die	 beiden	 Vertreter	 der	 „Neutralen	 Konferenz“	 Trösch	 und	 Schenk,	 die	 beide	














Fribourg	 Edouard	 Bise,	 Henri	 Golay	 und	 Jean	 Debrit817,	 der	 Herausgeber	 von	 „La	 Feuille“	 und	 „La	
Nation“.	 Der	Neuenburger	 Professor	 André	 de	Maday	war	 Präsident	 der	 dortigen	 Sektion	 der	 SFG	
und	gehörte	ab	1917	sogar	dem	Rat	der	„Zentralorganisation“	an.818	Er	gehörte	zusammen	mit	Paul	
Moriaud	zu	den	welschen	Mitgliedern	der	SFG,	die	aktiv	in	ihr	mitarbeiteten,	während	sie	vor	allem	
Favre	 und	Golay	 als	 deutschfreundlich	 abzustempeln	 versuchten.	 Auf	 der	 Studienkonferenz	wurde	
klar,	dass	einige	deutsche	TeilnehmerInnen	bereit	waren,	weitergehende	Forderungen	als	im	Haager	
Minimumprogramm	 zu	 erheben.	 Sogar	 Ruyssen	 gestand	 der	 Studienkonferenz	 deshalb	 in	 seiner	
Zeitschrift	 La	 Paix	 par	 le	Droit	 einen	 positiven	Verlauf	 zu.819	 Fried	 freute	 sich	 darüber,	 dass	 neben	
PazifistInnen	und	Rechtsgelehrte	auch	Parlamentarier	an	 ihr	 teilnahmen.820	Golay	hielt	dagegen	an	
seiner	 bisherigen	 Meinung	 fest	 und	 legte	 Wert	 auf	 eine	 klare	 Trennung	 zwischen	 der	
„Zentralorganisation“	und	der	SFG.	Gegenüber	der	welschen	Zeitung	„Le	Temps“	 liess	er	verlauten:	




werden	 könne.	Neben	den	österreichischen	Referenten	 Fried,	 Johann	Ude	und	dem	Ungarn	Oscar	
Jászi	 warb	 auch	 Ludwig	 Quidde	 für	 internationale	 Verständigung.	 Mit	 folgenden	 Worten	 löste	 er	
beim	Publikum	zwiespältiges	Echo	aus:	
	
„Ich	 wünsche,	 auch	 als	 deutscher	 Pazifist,	 meinem	 Volke	 den	 Sieg.	 Aber	 ein	 Sieg,	 der	


































dadurch	 die	 Form	 eines	 regierungsoffiziellen	 Programms	 an.825	 Nach	 Wilson	 sollte	 ein	 Netz	
vertraglicher	 und	 institutioneller	 Garantien	 aufgebaut	 werden,	 um	 in	 einer	 internationalen	
Völkergemeinschaft	den	Frieden	in	Zukunft	zu	sichern.	Dieser	Vorschlag	wurde	von	der	SFG	freudig	
begrüsst	 und	 „Der	 Friede“	 kommentierte	 ihn	 mit	 dem	 Titel:	 „Grosse	 Freude	 in	 der	 Schweiz	 über	
Wilsons	 Friedensprogramm.“826	 Die	 Rede	war	 von	Wilson	 als	 Appell	 an	 die	 russische	 provisorische	
Regierung	 gedacht,	 keinen	 Separatfrieden	 zu	 schliessen	 und	 er	 wollte	 ihr	 während	 den	
Verhandlungen	 einen	 Weg	 aufzeigen,	 um	 eine	 Unterwerfung	 unter	 die	 deutschen	 Friedens-
bedingungen	 zu	 vermeiden.	 Die	 von	 Historikern	 wie	 Thomas	 J.	 Knock827	 und	 Adam	 Tooze828	
vertretene	These,	die	„Vierzehn	Punkte“	seien	eine	ideologische	Kampfansage	an	Lenin	gewesen,	ist	
ein	 Mythos,	 der	 den	 Kalten	 Krieg	 und	 die	 damit	 einhergehende	 Blockkonfrontation	 zwischen	




eines	Programms	 für	den	Völkerbund	erste	Priorität	 zu,	wobei	 sich	die	 leitende	welsche	Sektion	 in	
Genf	als	 federführend	erwies.	Auf	der	Delegiertenversammlung	 in	Olten	hatte	die	SFG	bereits	eine	
Resolution	 für	 die	 Grundsätze	 eines	 dauerhaften	 Friedens	 verabschiedet,	 die	 mit	 dem	
„Selbstbestimmungsrecht	 der	 Völker“	 und	 einer	 „staatsrechtlichen	 Verbindung	 der	Nationen“	 (vgl.	
Kapitel	 7.3)	 ähnliche	 Forderungen	 enthielt,	 wie	 sie	 nun	 von	 Wilson	 erhoben	 wurden.	 In	 einem	




qu’en	 faisant	 étudier	 dès	 à	 présent	 les	 conditions	 qu’il	 faudrait	 qu’elle	 remplît	 pour	 que	 la	 petite	
République	hélvétique,	libre	et	souveraine,	pût	y	entrer	sans	crainte	[…]?“830	
	 Im	 Jahr	 1918	 liess	 sich	 innerhalb	 der	 SFG	die	 Entwicklung	beobachten,	 dass	 die	Genfer	 Sektion	
vermehrt	eigenständige	Eingaben	an	den	Bundesrat	richtete.	Ihr	Vorpreschen	kann	mit	der	in	Olten	
verabschiedeten	Statutenrevision	der	SFG	erklärt	werden,	wonach	als	nächster	Vereinspräsident	ein	
Mitglied	 aus	 den	welschen	 Sektionen	 gewählt	 werden	müsse.	 Die	 Genfer	 Sektion	 schickte	 am	 11.	
März	 ein	 Schreiben	 an	 den	 Bundesrat,	 in	 dem	 sie	 darauf	 hinwies,	 dass	 die	 Etablierung	 einer	
internationalen	 Rechtsordnung	 für	 die	 Schweiz	 von	 grösster	 Bedeutung	 sei.	 Grundsätzlich	war	 der	
Inhalt	 ähnlich	 wie	 in	 Bucher-Hellers	 Schreiben	 zwei	 Tage	 zuvor.	 Sie	 bezeichnete	 den	 Völkerbund	













2.	 instituer	 sans	 retard	 une	 commission	 extra-parlementaire	 composée	 des	 hommes	






darunter	 mehrere	 protestantische	 Zirkel,	 ein	 Frauenverein,	 acht	 Freimaurerlogen	 sowie	 mehrere	
wissenschaftliche	 und	 ökonomische	 Gruppierungen	 an.833	 Für	 die	 Verbreitung	 der	 Idee	 eines	
Völkerbundes	 liess	 sie	 entsprechende	 Artikel	 in	 Zeitungen	 abdrucken.	 Die	 Ausgabe	 des	 Journal	 de	
Genève	 vom	 13.	 März	 enthielt	 beispielsweise	 einen	 anonym	 verfassten	 Artikel,	 der	 –	 weil	 darin	





„Le	droit	 des	peuples	de	disposer	d’eux-mêmes,	dont	Wilson	 fait	 le	point	de	départ	de	
son	action,	ne	fut-il	pas	en	premier	lieu	proclamé		par	notre	Théodore	de	Bèze?	Et	toute	
notre	 histoire	 de	 liberté	 et	 de	 démocratie,	 aboutissant	 à	 notre	 réunion	 volontaire	 à	 la	
Confédération	suisse,	n’est-elle	pas	l’histoire	prématurée	de	tous	ces	peuples	qui	aspirent	
à	 leur	propre	 liberté	qui	 trouvera	son	aboutissement	et	sa	garantie	définitive	dans	une	
Confédération	des	Etats	qu’ils	constitueront	d’un	commun	accord?“835	
	
Der	 im	 Artikel	 vorgenommene	 Rückbezug	 auf	 die	 Genfer	 Geschichte	 diente	 dazu,	 eine	 Parallele	
zwischen	 Genf	 als	 Rückzugsort	 für	 protestantische	 Flüchtlinge	 sowie	 dem	 Beitritt	 Genfs	 zur	
Eidgenossenschaft	1815	und	der	Schweiz	zum	Völkerbund	zu	ziehen.836	Der	Stadt	Genf	komme	dieser	
Darstellung	 zufolge	 die	 Aufgabe	 zu,	 als	 führende	 Kraft	 die	 Gründung	 eines	 Völkerbundes	 zu	
propagieren	 und	 als	 Sitz	 der	 neuen	 Völkergemeinschaft	 auserkoren	 zu	werden.	 Theodore	 de	 Bèze	
verteidigte	 in	 seiner	 Schrift	 „Du	 droit	 des	 magistrats“	 im	 Kontext	 der	 Religionskriege	 des	 16.	
Jahrhunderts	das	Recht	der	 französischen	Protestanten	 (Hugenotten),	 sich	 gegen	die	Verfolgungen	
durch	den	König	zu	wehren.	Es	wäre	legitim,	dass	Stadtmagistraten	den	protestantischen	Gläubigen	
vor	 den	 religiösen	 Verfolgungen	 Schutz	 gewähren,	 ohne	 die	 königliche	 Autorität	 grundsätzlich	 zu	
bestreiten.	Das	Buch	von	de	Bèze	habe	dazu	beigetragen,	demokratische	 Ideen	 in	protestantischen	
und	 angelsächsischen	 Ländern	 Vorschub	 zu	 leisten.837	 Die	 Verteidigung	 der	 französischen	
Protestanten	 durch	 Calvins	 Nachfolger	 sollte	 eine	 Verbindung	 zu	 Jean-Jacques	 de	 Sellon	 bilden,	













schöpfe	 mit	 seiner	 Idee	 eines	 Völkerbundes,	 in	 dem	 die	 Völker	 durch	 den	 Beitritt	 ihre	 Freiheit	
erlangen	würden,	aus	dem	gleichen	„Genfer	Geist“.	
	 Besonders	 inspiriert	 von	der	 Idee	eines	Völkerbundes	 sei	die	Genfer	 Friedensgesellschaft.	Diese	
habe	 sich	 seit	 Kriegsbeginn	 darum	 bemüht,	 Aktionen	 zu	 entkräften,	 die	 Deutschland	 unter	 dem	








„Dans	 le	 conflit	 qui	 divise	 le	 monde,	 les	 deux	 forces	 qui	 sont	 en	 présence,	 c’est	 le	
pacifisme	d’un	côté	et	le	militarisme	de	l’autre.	Tous	les	hommes	d’Etat	de	ce	temps	–	et	






ihrem	 Generalsekretär	 geleitete	 „Zentralorganisation	 für	 einen	 dauerhaften	 Frieden“,	 die	
Zimmerwalder	 Bewegung	 und	 die	 schweizerische	 „Vereinigung	 für	 einen	 dauerhaften	 Frieden“	
zählte,	 würden	mit	 ihrem	 Einsatz	 für	 einen	 Verständigungsfrieden	 den	 endgültigen	 Sieg	 über	 den	
Militarismus	 verhindern.	 Dagegen	 wollten	 die	 VertreterInnen	 des	 „pacifisme	 du	 droit“	 den	
Militarismus	 endgültig	 besiegen,	 um	 nach	 dem	 Krieg	 eine	 auf	 dem	 Recht	 basierende	
Friedensordnung	herbeizuführen.	Nach	Nippold	folgte	aus	diesen	Überlegungen:	
	
„Il	 n’y	 a	 aujourd’hui	 qu’un	 seul	 pacifisme	 qui	 conduise	 au	 bout,	 il	 n’y	 a	 qu’un	 seul	
pacifisme	qui	ait	le	droit	d’exister.	C’est	le	pacifisme	radical,	par	quoi	nous	entendons	le	
pacifisme	du	droit.	L’autre,	le	pacifisme	des	concessions,	le	pacifisme	des	atermoiements,	
qui	 n’a	 pas	 compris	 de	 quoi	 il	 s’agit	 dans	 cette	 guerre,	 signifie	 un	 danger	 à	 l’heure	
actuelle,	 il	 ne	 fait	 que	 compromettre	 le	 mouvement	 pacifiste	 aux	 yeux	 du	 monde	
entier.“841	
	
Während	Nippolds	Artikel	 in	der	 Zeitschrift	 des	 IFB	 Lob	erhielt,	wurde	er	 in	 anderen	pazifistischen	
Kreisen	 scharf	 kritisiert.	 Carl	 Heath	 als	 leitendes	 Mitglied	 des	 britischen	 National	 Peace	 Council	
bemängelte	beispielsweise,	dass	die	Vielzahl	der	Strömungen	in	der	Friedensbewegung	nicht	auf	eine	
bestimmte	juristische	„pazifistische	Doktrin“	reduziert	werden	könne,	denn	dadurch	würden	andere	
Ansichten	 wie	 etwa	 diejenige	 der	 integralpazifistisch	 orientierten	 Quäker	 oder	 die	 einen	
Verständigungsfrieden	 befürwortenden	 Gruppierungen	 davon	 ausgeschlossen.842	 Nippolds	 Artikel	
wurde	 insbesondere	von	PazifistInnen	kritisiert,	die	der	„Zentralorganisation	 für	einen	dauerhaften	
Frieden“	 nahestanden.	 Fried	 lehnte	 es	 beispielsweise	 ab,	 den	 Artikel	 in	 der	 „Friedens-Warte“	








Pazifismus	 gleichbedeutend	 mit	 dem	 Sieg	 der	 Entente	 verwende.843	 Wilhelmus	 Hubertus	 van	 der	
Linden	 bezeichnet	 diese	 Form	 des	 Pazifismus	 als	 „bellopacifism“,	 welche	 eine	 dauerhafte	
Friedensordnung	durch	den	militärischen	Sieg	der	Entente	erreichen	wollte.844	
	 Die	 erneute	 Abgrenzung	 der	 Genfer	 Sektion	 von	 den	 BefürworterInnen	 eines	





die	 militärischen	 Herrscher	 der	 Mittelmächte	 bei	 den	 Friedensverhandlungen	 in	 Brest-Litowsk	 ihr	
wahres	 Gesicht,	 indem	 sie	 rücksichtslos	 nach	 Eroberung	 und	 Unterwerfung	 fremder	 Völker	
strebten.846	 Nach	 dem	 Separatfrieden	 konnte	 die	 deutsche	 Heeresleitung	 neue	 Kräfte	 an	 die	




Gunsten	 wende.848	 Paris	 schien	 zeitweilig	 wieder	 bedroht;	 die	 alliierte	 Führung	 geriet	 in	 helle	
Panik.849	
	 Unter	 dem	 Eindruck	 der	 deutschen	 Frühjahrsoffensive	 wurde	 heftig	 darum	 gerungen,	 wer	 das	
Sprachrohr	 der	 internationalen	 Friedensbewegung	 sein	 sollte.	 In	 diesem	 Kontext	 erscheint	 es	
aufschlussreich,	 dass	 die	 im	 März	 an	 den	 Bundesrat	 gerichtete	 Eingabe	 der	 Genfer	 Sektion	 die	
ursprünglich	 dritte	 Forderung,	 welche	 eine	 Einberufung	 eines	 internationalen	 Kongresses	 für	 die	
Festlegung	der	Programmpunkte	eines	zukünftigen	Völkerbundes	vorsah	und	die	Golay	als	Sekretär	
des	 IFB	 in	 Olten	 kritisierte	 (vgl.	 Kapitel	 7.3),	 nunmehr	 ausgelassen	 wurde.850	 Dies	 unterstreicht	
wiederum	die	enge	Zusammenarbeit	zwischen	ihr	und	dem	Sekretär	des	IFB.	Aus	Golays	Sicht	drohte	
diese	 durch	 die	 Beteiligung	 von	 Angehörigen	 der	 „Zentralorganisation	 für	 einen	 dauerhaften	
Frieden“,	 die	 er	 wie	 Nippold	 zum	 „pacifisme	 des	 concessions“	 zählte,	 den	Mittelmächten	 zu	 stark	
entgegenzukommen.	Seine	Haltung	zeigte	sich	ebenfalls	anhand	einer	von	der	„Zentralorganisation“	
im	 Frühjahr	 1918	 in	 Genf	 geplanten	 internationalen	 Konferenz	 zum	 Studium	 eines	 Völkerbundes.	
Weil	 in	 deren	 Exekutive	 auch	 Angehörige	 aus	 den	 Mittelmächten	 sassen	 und	 jede	 Form	 von	
Verhandlung	eine	Parteinahme	für	Deutschland	bedeute,	weigerte	sich	die	Regierung	in	Frankreich,	
für	 französische	 PazifistInnen	 Reisepässe	 auszustellen.851	 In	 der	 Folge	 war	 vorgesehen,	 je	 eine	
separate	Konferenz	zwischen	VertreterInnen	aus	neutralen	Ländern	und	der	Entente	 in	Genf	sowie	





belgischen	 Neutralität	 beinhaltende	 Resolution	 ausgesprochen	 habe,	 als	 „deutsches	 Manöver“	
bezeichnet	hatte,	lehnten	die	Anwesenden	eine	von	der	„Zentralorganisation	für	einen	dauerhaften	














durch	 eine	 holländische	 Gruppierung,	 sondern	 durch	 das	 IFB	 oder	 eine	 ihm	 angegliederte	 Sektion	
erfolgen.	
	 Aus	 einem	 Brief	 von	 Favre	 an	 Golay	 geht	 hervor,	 dass	 Quartier-la-Tente	 und	 de	Maday,	 beide	
führende	Mitglieder	der	Neuenburger	 Sektion	der	 SFG	und	beide	 im	Rat	der	 „Zentralorganisation“	
vertreten,	 die	 Genfer	 Sektion	 zu	 einer	 Verständigung	mit	 De	 Jong	 van	 Beek	 en	 Donk	 drängten.854	
Golay	 blieb	 aber	 der	 Meinung,	 falls	 eine	 Konferenz	 stattfinden	 sollte,	 müsse	 deren	 Organisation	
alleine	durch	die	Genfer	Sektion	erfolgen:	„Pourquoi	M.	de	Jong	ne	se	désiste-t-il	pas	en	faveur	de	la	
Société	 de	 Genève?	 Elle	 suffit	 pleinement	 à	 la	 tâche.“855	 Er	 pflichtete	 der	 von	 der	 Genfer	 Sektion	
vertretenen	Position,	keine	Zusammenarbeit	mit	den	einen	Verständigungsfrieden	befürwortenden	
Organisationen	einzugehen,	bei.	Im	gleichen	Brief	bekundete	er	gegenüber	Favre,	er	habe	Reisen	zu	
den	 Sektionen	 von	 Le	 Locle,	 Neuenburg	 und	 La	 Chaux-de-Fonds	 unternommen,	 denn	 es	 sei	
wünschenswert	„que	toutes	les	sections	romandes	se	groupassent	autor	de	la	vôtre	qui	est	bien	pour	
l’instant	la	section	modèle	sous	tous	les	rapports.“856	
	 Die	 französische	 Regierung	 erklärte	 sich	 unterdessen	 bereit,	 einigen	 französischen	 Pazifisten	
Reisepässe	für	die	Konferenz	zwischen	den	Neutralen	und	der	Entente	 in	Genf	auszustellen,	„unter	




Doch	 obwohl	 De	 Jong	 van	 Beek	 en	 Donk	 sich	 zugunsten	 einer	 von	 der	 Genfer	 Sektion	 der	 SFG	
organisierten	 internationalen	Konferenz	 zwischen	PazifistInnen	 aus	 den	neutralen	 Staaten	und	der	
Entente	 ausgesprochen	 hatte,	wurde	 sie	 schliesslich	 nie	 einberufen.	 Die	 führenden	Mitglieder	 der	
Genfer	 Sektion	wollten	die	 französischen	Pazifisten	 vor	 einem	möglichen	 Fehlentscheid	bewahren,	
solange	die	Entente	die	deutschen	Armeen	noch	nicht	besiegt	hat.859	
	 Die	 Episode	 rund	 um	 die	 Einberufung	 einer	 internationalen	 Konferenz	 zum	 Studium	 eines	
Völkerbundes	 in	Genf	 verdeutlicht,	 dass	 der	 Erste	Weltkrieg	 nicht	 nur	 ein	 Kampf	mit	militärischen	
Mitteln	war,	 sondern	 auch	 um	 verschiedene	 Friedenskonzeptionen	 gerungen	wurde.	 In	 Frankreich	
wurde	 am	 16.	 November	 1917	 mit	 Georges	 Clemenceau	 ein	 vehementer	 Befürworter	 des	
Kriegskurses	 und	 entschiedener	 Gegner	 eines	 Verständigungsfriedens	 zum	 Ministerpräsidenten	
gewählt.860	 Die	 französische	 Regierung	 bezichtigte	 die	 BefürworterInnen	 eines	 Verständigungs-
friedens	 des	 „Defätismus“	 –	 der	 resignierenden	Überzeugung,	 dass	 für	 die	 Entente	 keine	 Aussicht	
mehr	auf	den	Sieg	bestehe	und	deshalb	ein	Friedensschluss	eingegangen	werden	sollte.	Defätismus	
war	 ein	 „Kampfbegriff“,	 um	 die	 AnhängerInnen	 eines	 Verständigungsfriedens	 zu	 diskreditieren.	
Joseph	Caillaux,	der	politische	Gegenspieler	Clemenceaus,	wurde	wegen	dieses	Vorwurfs	 verhaftet	
und	beschuldigt,	mit	dem	Feind	zusammengearbeitet	zu	haben.861	Auch	Golay	und	Favre	bemühten	
sich	 um	 eine	 Abgrenzung	 gegenüber	 den	 einen	 Verständigungsfrieden	 befürwortenden	 und	 als	
„DefätistInnen“	bezeichneten	PazifistInnen.	So	schrieb	der	Generalsekretär	des	IFB	beispielsweise	an	
einen	Redaktor	des	 Journal	de	Genève:	„Il	 faut	aider	au	pacifisme	de	droit	à	se	maintenir	contre	 le	
défaitisme	 avec	 lequel	 il	 veut	 n’avoir	 rien	 de	 commun.“862	 Die	 zwei	 Exponenten	 aus	 der	 Schweiz	
gingen	 in	diesem	Punkt	 jedoch	noch	weiter	als	die	französische	Regierung,	schienen	sie	doch	sogar	














Kontext	 Österreich-Italien,	 die	 gegeneinander	 am	 Isonzo	 in	 blutige	 Schlachten	 verstrickt	 waren.863	
Nachdem	Kaiser	Franz	Joseph	I.	am	21.	November	1916	verstorben	war,	folgte	ihm	der	um	Frieden	
bemühte	Kaiser	Karl	I..	Im	Frühjahr	1917	unterbreitete	er	über	seinen	Schwager	Sixtus	Ferdinand	von	
Bourbon-Parma,	 der	 als	Offizier	 in	 der	 belgischen	Armee	diente,	 vertrauliche	 Friedensangebote	 an	
die	 Entente.864	 Die	 geheimen	Verhandlungen	 zwischen	Österreich-Ungarn	 und	 der	 Entente,	 die	 im	





















Während	 des	 Ersten	 Weltkrieges	 strapazierten	 mehrere	 politische	 Affären	 die	 Neutralität	 der	
Schweiz	 und	 stellten	 den	 inneren	 Zusammenhalt	 in	 der	 Bevölkerung	 auf	 den	 Prüfstand.	 Die	
Obersten-Affäre	 zum	 Jahreswechsel	 1915/1916	 oder	 Arthur	 Hoffmanns	 Beihilfe	 zu	 einem	
Separatfrieden	 im	 Frühjahr	 1917	 waren	 Vorkommnisse,	 welche	 die	 Schweizer	 Neutralität	 im	
Zwielicht	erscheinen	liessen.	Auch	die	Friedensbewegung	war	in	die	Debatte	um	die	schweizerische	




zu	 sein.865	 Im	 Zusammenhang	mit	 einem	 Fälschungsvorwurf	 leitete	 die	 Staatsanwaltschaft	 „wegen	
des	 neutralitätswidrigen	 Verhaltens“	 bereits	 im	 August	 1917	 eine	Untersuchung	 gegen	 sie	 ein.	 Ihr	






Partikularisten“	 erinnere,	 „die	 nach	 der	 Schlacht	 bei	 Sedan	 [vorentscheidende	 Schlacht	 1870	 im	
Deutsch-französischen	 Krieg866]	 Tränen	 vergossen,	 weil	 die	 Preussen	 nicht	 Schläge	 bekommen	
hatten.“867	 Ihre	 abschliessende	 Feststellung,	 die	 Aktivitäten	 der	 „Freien	 Zeitung“	 betrachte	 sie	 als	
neutralitätswidrige	 Propaganda	 und	 sie	 seien	 deshalb	 zu	 unterdrücken,	 löste	 in	 der	Westschweiz	























wurde,	 hatte	 der	 Kampf	 der	 französischen	 Regierung	 gegen	 die	 als	 „DefätistInnen“	 verschrienen	
BefürworterInnen	 eines	 Verständigungsfriedens	 im	 eigenen	 Land	 auch	 unmittelbare	 Auswirkungen	
auf	die	pazifistisch	gesinnten	ExilantInnen	in	der	Schweiz.870	Sie	beschuldigte	den	in	Genf	wohnhaften	
Henri	 Guilbeaux,	 in	 Frankreich	 revolutionäre	 Bewegungen	 angezettelt	 zu	 haben;	 im	 Februar	 1918	
wurde	denn	auch	eine	Untersuchung	gegen	ihn	eröffnet.	Nachdem	am	18.	Juni	1918	ein	angebliches	
Beweisstück	gegen	den	französischen	Pazifisten	an	die	eidgenössische	Staatsanwaltschaft	übergeben	
worden	 war,	 eröffnete	 auch	 sie	 eine	 Untersuchung	 gegen	 ihn	 wegen	 Gefährdung	 der	 schweizer-











	 Auch	 die	 schweizerische	 Friedensbewegung	 geriet	 wegen	 ihren	 Tätigkeiten	 und	 Äusserungen	
verschiedentlich	in	Verdacht,	neutralitätswidrig	zu	handeln.	Die	welschen	Sektionen	der	SFG	warfen	
den	deutschschweizerischen	Sektionen	mehrmals	 vor,	 sich	mit	 ihrer	 Forderung	 für	einen	 schnellen	
Verständigungsfrieden	 zugunsten	 der	 Mittelmächte	 einzusetzen	 (vgl.	 z.	 B.	 Kapitel	 5.1).	 Ansonsten	
galten	 die	 Vorwürfe	 aufgrund	 ihrer	 Äusserungen	 zugunsten	 der	 Entente	 vor	 allem	 der	 Genfer	





Während	 die	 Genfer	 Sektion	 der	 SFG	 nicht	 mit	 der	 von	 ihr	 als	 deutschfreundlich	 eingestuften	







aux	confédérés	établis	à	Genève	 le	moyen	de	se	prononcer	en	 faveur	de	 la	Société	des	
Nations,	 telle	que	 le	président	Wilson	a	proposé	 solennellement	au	monde	de	 l’établir.	
[…]	 Pacifistes	 détestant	 la	 guerre,	 nous	 plaçons	 l’origine	 de	 la	 calamité	 d’aujourd’hui	
dans	 les	 ambitions	 illégitimes	 de	 l’agresseur	 et	 dans	 la	 politique	 de	 la	 Prusse.	 Les	
responsables	de	 la	guerre	mondiale,	ce	sont	ceux	qui	 l’ont	préparée	de	 longue	date	en	
construisant	et	en	 inculquant	à	tout	un	peuple	 l’odieuse	doctrine	de	 la	force	supérieure	
au	droit,	doctrine	qui	est	 la	négation	de	 l’idéal	que	 l’humanité	s’efforce	de	 réaliser	par	
étapes	 depuis	 plus	 de	 dix-neuf	 siècles.	 Avec	 Wilson,	 avec	 le	 plus	 grand	 nombre	 des	
peuples	de	la	terre,	nous	sommes	du	côté	du	droit	contre	la	force.“874	
	





qui	 se	 créera	 à	 l’issue	 de	 la	 formidable	 tourmente.	 Que	 les	 kienthaliens,	 les	
zimmerwaldiens,	 les	antimilitaristes	suisses,	 les	germanophiles	et	 les	défaitistes	de	tout	






875		Ebd.:	 6;	 Diese	 Passage	 wurde	 auch	 bereits	 im	 Journal	 de	 Genève	 abgedruckt	 vgl.	 Journal	 de	 Genève,	
13.3.1918.	
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Der	 Aufruf,	 zu	 deren	 Unterzeichnern	 auch	 Gustave	 Ador	 gehörte876,	 blieb	 nicht	 unwidersprochen.	
Fried	 äusserte	 sich	 in	 einem	 Brief	 an	 Golay	 kritisch	 gegenüber	 der	 von	 der	 Genfer	 Sektion	
vertretenen	 Position,	 die	 Errichtung	 eines	 Völkerbundes	 als	 Garant	 für	 eine	 dauerhafte	
Friedensordnung	 in	 der	 Öffentlichkeit	 zu	 propagieren,	 sich	 aber	 konsequent	 gegen	 einen	
Verständigungsfrieden	 einzusetzen.	Weiter	 gab	 er	 seine	Meinung	 gegenüber	 dem	 von	 ihr	 am	 13.	
März	1918	im	Journal	de	Genève	abgedruckten	Artikel	(vgl.	Kapitel	8.1)	kund:	„Vielleicht	machen	Sie	
die	Herren	darauf	aufmerksam,	dass	der	moderne	 Friedensgedanke	nicht	 in	Genf	 erfunden	worden	
ist.“877	 Der	 Grund,	 weshalb	 sich	 Fried	 für	 einen	 Verständigungsfrieden	 einsetzte,	 war	 vorwiegend	
humanitärer	 Natur.	 Er	 zweifelte	 nicht	 daran,	 dass	 spätestens	 der	 Kriegseintritt	 der	 USA	 die	
Niederlage	Deutschlands	und	des	preussischen	Militarismus	nach	sich	ziehen	werde.878	Der	Preis	an	




des	 deutschen	 Militarismus	 zu	 erreichen	 seien,	 wenn	 bei	 Wilhelm	 II.	 kein	 Wille	 zum	 Abdanken	
vorhanden	 war.881	 Der	 Völkerrechtler	 Otfried	 Nippold,	 der	 in	 seiner	 publizistischen	 Tätigkeit	 die	
Niederlage	der	Mittelmächte	als	einzigen	Weg	darstellte,	auf	dem	eine	dauerhafte	Friedensordnung	
zustande	 kommen	 könne,	 bezeichnete	 deshalb	 Fried	 in	 einem	 Brief	 an	 Golay	 als	 ihren	 grössten	
Gegner:	„Je	crois	que	notre	nouveau	pacifisme	trouvera	son	plus	grand	adversaire	dans	M.	Fried,	qui	
y	verra	un	danger	pour	son	pacifisme	à	tout	prix,	mais	nous	l’emporterons	sur	lui.“882	
	 Für	 die	 Verbreitung	 seiner	 Sichtweisen	 arbeitete	 Nippold	 in	 der	 Schweiz	 mit	 verschiedenen	
Gruppierungen	 zusammen.	 Gegen	 Ende	 des	 Krieges	 suchte	 er	 vermehrt	 die	 Nähe	 zur	 deutschen	
Oppositionsgruppe	um	die	„Freie	Zeitung“.	Im	September	1918	schrieb	er	erstmals	einen	Artikel	für	
sie883	und	er	liess	zwei	Bücher	beim	„Freien	Verlag“	veröffentlichen.884	Von	grosser	Bedeutung	für	die	
Diskussionen	 in	 der	 Friedensbewegung	 war	 die	 Tatsache,	 dass	 er	 die	 von	 der	 Genfer	 Sektion	
vertretene	 Stossrichtung	 vehement	 unterstützte.	 Er	 sprach	 in	 diesem	 Kontext	 von	 einem	 „neuen	
Pazifismus“,	der	keinen	Verständigungsfrieden	fordert,	sondern	der	die	Niederlage	der	Mittelmächte	
als	 Vorbedingung	 für	 die	 Etablierung	 einer	 dauerhaften	 Friedensordnung	 durch	 den	 Völkerbund	
erachtet.	Er	sollte	auch	in	diesem	Sinne	„neu“	sein,	als	dass	sich	die	Friedensbewegung	an	der	Genfer	
Sektion	der	SFG	und	nicht	am	bisher	dominanten	niederländischen	„Anti	Oorlog-Raad“	und	der	von	
ihm	 geleiteten	 „Zentralorganisation	 für	 einen	 dauerhaften	 Frieden“	 zu	 orientierten	 habe.	 Nippold	
gab	 in	diesem	Sinne	 in	einem	Brief	an	Golay	bekannt:	„En	ce	qui	 concerne	 les	efforts	de	 la	Société	
genevoise	 de	 la	 Paix,	 je	 veux	 bien	 les	 appuyer	 de	 toute	 ma	 force.	 Il	 nous	 faut	 en	 Suisse	 un	 ‘néo-
pacifisme’	et	celui-là	viendra	sans	doute	de	Genève.“885	



















um	 den	 Vorträgen	 von	 Louis	 Favre	 und	 Albert	 Malche	 zuzuhören.888	 Letzterer	 war	 Mitglied	 der	
Genfer	 Sektion	 und	 Professor	 für	 Pädagogik	 an	 der	 Universität	 Genf.	 Später,	 von	 1931	 bis	 1951,	
vertrat	 er	 als	 Freisinniger	 seinen	 Kanton	 im	 Ständerat.889	 Der	 Reformationssaal	 war	 als	 Ort	 der	
Veranstaltung	 nicht	 zufällig	 ausgewählt	 worden,	 denn	 damit	 sollte	 die	 Verbindungslinie	 zwischen	
Wilson	–	einem	calvinistischen	Presbyterianer890	–	und	Genf	als	Wirkungsort	Calvins	symbolträchtig	
verdeutlicht	 werden.	 Golay	 leitete	 die	 im	Mouvement	 pacifiste	 abgedruckten	 Vorträge	 in	 diesem	
Sinne	wie	folgt	ein:	
	
„C’est	un	pacifisme	agissant	qui	 se	prêche	dans	 la	Cité	de	Calvin,	un	pacifisme	qui	 sait	
très	 clairement	 ce	 qu’il	 veut	 et	 où	 il	 va,	 un	 pacifisme	 qu’on	 pourrait	 qualifier	 de	
‘jusqu’auboutiste’	 en	 ce	 sens	 qu’il	 n’entend	 sacrifier	 à	 la	 paix	 aucun	 des	 principes	 que	
nous	 avons	 considérés	 toujours,	 dans	 nos	 congrès,	 comme	 la	 base	 même	 de	 notre	
doctrine:	 le	 droit,	 le	 respect	 des	 traités,	 l’égalité	 de	 tous	 les	 peuples	 devant	 la	 loi	 des	
nations.“891	
	




de	 l’océan,	 une	 grande	 et	 noble	 conscience	 s’est	 révélée	 au	 monde.	 Wilson,	 ce	
descendant	spirituel	des	Genevois	de	1535,	ce	continuateur	de	Jean-Jacques	Rousseau,	a	





vous	 la	 main	 et	 formez	 entre	 vous	 une	 grande	 société,	 la	 ‘Société	 des	 Nations’,	 dans	
laquelle	tous	les	peuples	seront	libres,	indépendants	et	égaux,	vivez	coude	é	coude	dans	
la	concorde	de	 la	paix,	et	proposez	à	vos	efforts,	non	plus	 le	carnage	et	 la	dévastation,	
mais	la	prospérité	et	le	bonheur.“892	
	
In	 seinen	weiteren	Ausführungen	betonte	 Favre,	 es	 liege	 nicht	 nur	 im	 Interesse	 der	 Schweiz,	 dem	
Völkerbund	 beizutreten,	 weil	 das	 Interesse	 der	 kleinen	 Völker	 darin	 bestehe,	 ihre	 Unabhängigkeit	
gegenüber	den	Machenschaften	der	Grossmächte	 zu	 sichern.	 Es	 sei	 sogar	die	aus	 ihrer	Geschichte	
resultierende	Aufgabe	der	Schweiz,	dem	Völkerbund	beizutreten.	Die	Eidgenossenschaft	existiere	vor	
allem	aufgrund	 ihres	 in	 die	 Praxis	 umgesetzten	 Föderalismus.	Der	Völkerbund	 verfolge	das	 gleiche	
Prinzip,	nur	im	grossen	Format:	
	












mit	 Nippold	 übereinstimmend	 als	 Auseinandersetzung	 zwischen	 Pazifismus	 und	 Militarismus	




[…]	Je	sortirais	 immédiatement	de	 la	Société	de	 la	Paix	si	son	action	risquait	d’affaiblir,	
ne	 fût-ce	 que	 d’une	 nuance,	 le	moral	 des	 Alliés.	 Je	 n’ignore	 pas	 que	 les	 Etats-Unis,	 la	




zahlreicher	 berühmter	 Persönlichkeiten,	 die	 in	 Genf	 gewirkt	 hatten,	 zu	 deklarieren,	 um	 die	
Zustimmung	 ihrer	 Bevölkerung	 zur	 Genfer	 Sektion	 der	 SFG	 und	 ihrem	 Friedensprogramm	 zu	
erreichen.	Wilsons	Politik	schöpfe	demzufolge	aus	dem	gleichen	calvinistischen	Geist	–	einem	„Esprit	
de	 Genève“895	 –	 wie	 er	 auch	 bereits	 bei	 Jean-Jacques	 Rousseau	 als	 Wegbereiter	 der	 modernen	
Demokratie896	 oder	 bei	 Henri	 Dunant	 durch	 sein	 humanitäres	 Wirken	 im	 Rahmen	 des	 Roten	
Kreuzes897	 zum	 Vorschein	 gekommen	 sei.	 Favre	 und	 Malche	 riefen	 zur	 Formierung	 einer	 breiten	
Bewegung	zugunsten	des	Völkerbundes	auf.	Sie	hegten	die	Hoffnung,	dass	die	Genfer	Bevölkerung	
ihrer	Sektion,	„la	doyenne	des	sociétés	pacifistes	d’Europe“,	 in	grosser	Zahl	beitreten	würde.898	Der	
ebenfalls	 unter	 den	 Unterzeichnern	 figurierende	 William	 E.	 Rappard	 übersetzte	 den	 Aufruf	 auf	
Englisch	und	 liess	 ihn	der	US-amerikanischen	Gesandtschaft	 zukommen,	die	 ihn	 ihrerseits	dem	US-
Aussenministerium	zustellte.899	
	 Die	 Aufrufe	 der	Genfer	 Sektion	 illustrieren,	 dass	 sie	 nunmehr	 die	 tonangebende	 Sektion	 in	 der	
SFG	 war.	 Die	 Völkerbundsidee	 wurde	 in	 den	 deutschschweizerischen	 Sektionen	 deutlich	 weniger	
enthusiastisch	 aufgenommen	 als	 in	 der	Westschweiz.900	 Die	 Zurückhaltung	 in	 der	 Deutschschweiz	






verschiebe,	 während	 sich	 die	 Deutschschweiz	 zunehmend	 in	 Schweigen	 hülle.903	 Das	 Vorpreschen	
der	 kompromisslosen	 Genfer	 Sektion	 war	 einer	 Zusammenarbeit	 mit	 den	 Sektionen	 aus	 der	
Deutschschweiz	 nicht	 dienlich,	 wo	 sich	 im	 fünften	 Kriegsjahr	 die	 Hoffnungen	 auf	 einen	
Verständigungsfrieden	ohnehin	weitgehend	verflüchtigt	hatten.	Der	Grossteil	der	Sektionen	der	SFG	

















wandern“	 und	 versuchte	 auf	 diese	Weise	 den	 Verein	 finanziell	 über	 Wasser	 zu	 halten.904	 Er	 liess	
verlauten,	 er	 sei	 zurzeit	 beruflich	 sehr	 ausgelastet	 und	 könne	 sich	 kaum	 um	 Vereinssachen	
kümmern.905	Weiter	gab	er	Golay	bekannt,	dass	er	sich	anfangs	August	erholen	gegangen	sei	und	sich	
deshalb	 von	 den	 Vereinsarbeiten	 gänzlich	 ferngehalten	 habe,	 weil	 er	 Angst	 gehabt	 hatte,	 an	 der	
Spanischen	Grippe	zu	erkranken.906	Auch	das	erstmalige	Ausbleiben	einer	Delegiertenversammlung	
der	SFG	im	Jahr	1918	begründete	Bucher-Heller	mit	der	um	sich	greifenden	Grippe	und	dem	daraus	










erkannten	 die	 einzelnen	 Departemente	 in	 zunehmendem	 Mass,	 dass	 die	 Veränderungen,	 welche	
Europa	 erfahre,	 auch	 Schweizer	 Interessen	 berühren	mussten.	 Der	 Krieg	 hatte	 die	 enge	 politische	
und	ökonomische	Abhängigkeit	 des	 Landes	 von	 den	 europäischen	 Staaten	 und	diejenigen	 Europas	
von	 der	 übrigen	 Welt	 überdeutlich	 gezeigt.910	 Der	 Bundesrat	 erkannte	 die	 Gefahr,	 dass	 die	
Siegermächte	 nach	 dem	 Krieg	 über	 die	 Interessen	 der	 Schweiz	 hinweg	 handeln	 und	 entscheiden	
könnten.	 Aus	 diesem	 Grund	 schlug	 Max	 Huber	 im	 März	 vor,	 der	 von	 der	 SFG	 und	 anderer	
Gruppierungen	 eingebrachten	 Forderung	 der	 Einberufung	 einer	 ausserparlamentarischen	
Kommission	 zum	 Studium	 der	 Friedenssicherungsprobleme	 Folge	 zu	 geben.911	 Nachdem	 der	
Bundesrat	 am	 3.	 Juni	 dieses	 Begehren	 unterstützte	 und	 Fragen	 des	 Völkerbundes	 im	 Bundeshaus	
vermehrt	 diskutiert	wurden912,	 schlug	Huber	Mitglieder	 für	 die	 Kommission	 vor.	 Die	 von	 ihm	 dem	
Bundesrat	 am	 10.	 September	 vorgelegte	 Liste	 umfasste	 28	 Namen,	 als	 Vertreter	 des	 Pazifismus	
waren	Bucher-Heller	und	Quartier-la-Tente	 vorgesehen.913	Dieser	Vorschlag	war	dem	Bundesrat	 zu	
umfassend	 und	 die	 Kommission	wurde	 infolgedessen	 auf	 16	Mitglieder	 begrenzt.	 Aufgrund	 dieser	
Kürzung	gehörten	diese	beiden	Exponenten	der	SFG	der	Kommission	schliesslich	nicht	mehr	an.	Max	
Huber	 bedauerte	 dies	 sehr.	 Schliesslich	 hatten	diese	 zwei	 Pazifisten	die	Völkerbundidee	bereits	 zu	
einem	Zeitpunkt	vertreten,	als	sie	die	Politiker	noch	ignoriert	hatten.914	
	 Am	 17.	 September	 wählte	 der	 Bundesrat	 die	 Mitglieder	 der	 von	 Calonder	 präsidierten	
Expertenkommission,	 die	 sich	 aus	 Diplomaten,	 Vertretern	 des	 Parlaments,	 Professoren	 und	 zwei	
Bundesrichtern	zusammensetzte.915	Minister	Charles	Lardy,	der	von	1883	bis	im	Juli	1917	die	Schweiz	
in	Paris	 vertreten	hatte	und	ein	hervorragender	Kenner	des	 internationalen	Rechts	war,	wurde	 ihr	
stellvertretender	Vorsitzender.	Der	diplomatische	Dienst	war	weiter	durch	den	früheren	Gesandten	
in	 Rom,	Minister	 Alfred	 von	 Planta,	 vertreten.	 Der	 Nationalrat	 und	 Interparlamentarier	 Joseph	 A.	

















Bertoni	 wurde	 als	 Vertreter	 des	 Tessins	 gewählt.	 Vertreter	 der	 Katholisch-Konservativen	 war	
Ständerat	Adalbert	Wirz.	Er	stand	mit	der	katholischen	Friedensbewegung	in	enger	Beziehung,	1917	
und	 1918	 hatte	 er	 die	 Kongresse	 der	 „Internationalen	 katholischen	 Union	 für	 einen	 dauernden	
Weltfrieden“	in	Zürich	und	Luzern	präsidiert.916	Zur	Kommission	gehörten	mit	dem	Nationalrat	Aloys	
de	Meuron	und	dem	Ständerat	Heinrich	Scherrer	weitere	Mitglieder	der	IPU	sowie	Fritz	Studer,	der	
von	 1903	 bis	 1915	 als	 Mitglied	 dem	 ISB	 in	 Brüssel	 angehört	 hatte.	 Neben	 den	 Vertretern	 der	
Diplomatie	und	des	Parlaments	wählte	der	Bundesrat	sechs	Professoren	in	die	Expertenkommission,	
darunter	 William	 E.	 Rappard	 und	 Paul	 Moriaud,	 die	 von	 der	 Genfer	 Sektion	 der	 SFG	 zur	 Wahl	
vorgeschlagen	worden	waren.917	
	 Einer	 der	 Professoren,	 Ernst	 Roguin,	 und	 Nationalrat	 Bertoni	 lehnten	 eine	 Mitarbeit	 in	 der	
Expertenkommission	 u.	 a.	 aus	 gesundheitlichen	 Gründen	 ab.	 An	 die	 Stelle	 Bertonis	 wurde	 Achille	
Borella	gewählt,	ein	freisinniger	Nationalrat	und	Mitglied	der	Ligue	des	pays	neutres.	Felix	Calonder	
und	Max	Huber	 erweiterten	die	 Kommission	durch	 zusätzliche	Mitglieder,	wobei	 sie	 es	 als	wichtig	
erachteten,	 im	 Zusammenhang	 mit	 dem	 Thema	 Friedenssicherung	 die	 Verbindung	 zur	
Sozialdemokratie	zu	stärken.	Insbesondere	Huber	erhoffte	sich	durch	ihre	Beteiligung	eine	Milderung	
der	Gegensätze	 zwischen	 ihr	und	dem	Bürgertum	 zu	erreichen.918	Das	 Friedensthema	 schien	dafür	
umso	mehr	geeignet,	weil	der	Sozialismus	 in	dieser	Hinsicht	auf	eine	 lange	Tradition	zurückblicken	
konnte	 (vgl.	 Kapitel	 2.3).	 Erschwert	 wurde	 die	 Zusammenarbeit	 mit	 der	 Mehrheit	 der	 Sozial-
demokratie	jedoch	dadurch,	dass	die	SPS	die	Landesverteidigung	im	Juli	1917	abgelehnt	hatte.919	Es	
erstaunt	 deshalb	 nicht,	 dass	 der	 am	 28.	 September	 vom	 Bundesrat	 zusätzlich	 in	 die	
Expertenkommission	gewählte	Berner	Nationalrat	Gustav	Müller	–	ebenso	wie	Heinrich	Scherrer	und	
Fritz	Studer	–	der	sozialdemokratischen	Minderheit	angehörte,	der	auf	dem	Parteitag	1917	von	ihren	
Parteigenossen	 „Sozialchauvinismus“	 vorgeworfen	wurde.920	 Zusätzlich	 zu	den	 zwei	Bundesrichtern	





immer	 wieder	 das	 Deutsche	 Reich	 für	 den	 Kriegsausbruch	 verantwortlich	 gemacht	 und	 die	
Niederlage	 der	 Zentralmächte	 als	 einzigen	Weg	 dargestellt	 hatte,	 auf	 dem	 ein	 dauerhafter	 Friede	
zustande	kommen	könne.	Nippold	wurde	schliesslich	zum	Sekretär	der	Kommission	ernannt,	womit	
er	zwar	nur	beratende	Stimme	besass,	aber	trotzdem	an	allen	Verhandlungen	teilnehmen	konnte.922	
	 Die	 im	Laufe	des	 Jahres	1918	einsetzende	Unterstützung	Nippolds	 für	die	Genfer	Sektion,	hatte	
sich	mittlerweile	 zu	einer	Mitgliedschaft	 verfestigt.923	Diese	war	 in	der	Expertenkommission	weiter	
durch	drei	Professoren	äusserst	gut	vertreten:	Charles	Borgeaud	stand	ihr	zumindest	nahe,	William	E.	
Rappard	 und	 Paul	Moriaud	 sassen	 sogar	 in	 ihrem	 Komitee.924	Während	 die	 Anwesenheit	 der	 drei	


















Kontext	 versuchten	 etliche	 PazifistInnen,	 nach	 Möglichkeiten	 einer	 Vermittlungsaktion	 zu	
sondieren.927	
	 Ludwig	 Quidde	 traf	 sich	 am	 16.	 April	 1918	 in	 Lausanne	mit	 dem	Mathematikprofessor	William	
Henry	 Young	 und	 einen	 Tag	 darauf	 in	 Genf	 mit	 dem	 Journalisten	 Herbert	 Arthur	 White.928	 Die	






Amtes	 gehandelt	 und	 Friedensvorschläge	 –	Wiederherstellung	 Belgiens,	 Revision	 des	 Friedens	 von	
Brest-Litowsk,	 Autonomie	 für	 Elsass-Lothringen	 (diese	 beiden	 Massnahmen	 formell	 aus	 freier	
Initiative	 Deutschlands)	 und	 Wiederherstellung	 des	 internationalen	 Wirtschaftsverkehrs	 –	
überbracht.	 Herron	 habe	 Quidde	 danach	 angeherrscht,	 wie	 er	 „es	 wagen	 könnte,	 ihm	 mit	 so	
heuchlerischen	 Bedingungen	 zu	 kommen“	 und	 ihm	 „die	 Türe	 gewiesen“.930	 Die	 deutsche	
Übersetzung	 dieses	 Berichts,	 der	 den	 Verlauf	 des	 Gespräches	 entstellte,	 wurde	 unter	 dem	 Titel	
„Apostel	eines	deutschen	Friedens“	von	der	„Freien	Zeitung“	übernommen.931	
	 Nachdem	das	fünfte	Kriegsjahr	begonnen	hatte	und	die	deutschen	EmigrantInnen	in	der	Schweiz	
weiterhin	 in	 zwei	 Lager	 gespalten	 waren,	 startete	 Fried	 im	 Juni	 1918	 eine	 Initiative,	 sie	 um	 die	
„Friedens-Warte“	 zu	 sammeln.	 Es	 sollte	 zunächst	 einmal	 um	 einen	 Austausch	 der	 Positionen	
zwischen	 den	 deutschen	 PazifistInnen	 kommen.	 Dieser	 erste	 Austausch	 mit	 friedensstiftender	
Wirkung	sollte	auch	österreich-ungarischen	und	einigen	deutschschweizerischen	PazifistInnen	offen	
stehen.932	 Bei	 dieser	 Gelegenheit	 sollten	 die	 Friedensresolution	 des	 Reichstags,	 die	 ambitionierten	
Annexionen	 des	 Militärs	 und	 die	 Zukunft	 der	 Friedensbewegung	 diskutiert	 werden.	 Schliesslich	
waren	 aber	 die	 Differenzen	 zwischen	 den	 beiden	 Emigrantengruppierungen	 zu	 gross,	 um	 sie	
miteinander	an	einen	Tisch	zu	bringen.933	
	 Im	 IFB	 traf	unterdessen	ein	Schreiben	der	Odessaer	Friedensliga	vom	19.	August	1918	ein:	„Die	
Odessaer	Friedensliga	erachtet	den	Zeitpunkt	zur	Einberufung	eines	ordentlichen	Friedenskongresses	
als	 gekommen	 und	 bittet	 um	unverzügliche	 Einberufung	 eines	 solchen	 Kongresses	 in	 der	 neutralen	
Schweiz.“934	 Nur	 so	 sei	 eine	 schnelle	 Beendigung	 des	 furchtbaren	 Völkerringens	möglich,	 das	 „alle	
																																																						
925		Vgl.	z.	B.	David	2000:	103.	
926		Einzig	 Soiron	 erwähnt	 in	 seiner	 Dissertation,	 Rappard	 und	 Moriaud	 seien	 durch	 die	 Genfer	
Friedensgesellschaft	zur	Wahl	in	die	Expertenkommission	vorgeschlagen	worden	und	Borgeaud	habe	in	der	
Genfer	 Friedensbewegung	 einen	 bedeutenden	 Platz	 eingenommen.	 Vgl.	 Soiron	 1973:	 94f.	 Jedoch	 weist	











geistigen	 und	 materiellen	 Kulturwerte	 der	 Menschheit	 vernichtet.“935	 Der	 Präsident	 des	 Ständigen	
Komitees,	Georges	Bovet,	antwortete	darauf,	dass	es	nicht	Aufgabe	des	IFB	sei,	die	Feindseligkeiten	
zu	 beenden.	 Ziel	 sei	 vielmehr	 die	 Etablierung	 einer	 Rechtsordnung,	 die	 eine	 Wiederkehr	 eines	
solchen	 Krieges	 unmöglich	 mache.	 Der	 Friedensbewegung	 falle	 vor	 allem	 die	 Aufgabe	 zu,	 der	
Demokratie	und	der	Freiheit	die	Wege	zu	bahnen,	um	den	verschiedenen	Staaten	den	Eintritt	in	den	
Völkerbund	 zu	 ermöglichen.936	 Das	 IFB	 reagierte	 insbesondere	misstrauisch,	 weil	 dieses	 Schreiben	
von	 der	 deutschen	 Feldpost	 anstandslos	 befördert	worden	war	 und	 es	 befürchtete,	 dass	 offizielle	
deutsche	Regierungskreise	das	Büro	in	Bern	für	pro-deutsche	Propaganda	einspannen	wollten.937	Für	
die	deutschen	PazifistInnen	bedeutete	dies	dagegen	eine	Anmassung,	die	nach	vier	Jahren	Krieg	nicht	
zu	 rechtfertigen	 sei.	 Auch	 Fried	 war	 mit	 der	 Antwort	 des	 Ständigen	 Komitees	 an	 die	 Odessaer	







„Jetzt	 handelt	 es	 sich	 um	 einen	Weltenbrand,	 der	 seit	mehr	 als	 vier	 Jahren	mitten	 im	
Herzen	 von	 Europa	 wütet,	 der	 überdies	 alle	 andern	 Erdteile	 blutig	 erschüttert.	 Hier	
besteht	die	Gefahr,	dass	bei	unentwegter	Fortsetzung	dieses	Kriegs,	unsre	Kultur	 völlig	
zugrunde	 gehen	 muss,	 alles,	 was	 das	 Leben	 lebenswert	 erscheinen	 lässt,	 auf	
Generationen	 hinaus	 derart	 vernichtet	 wird,	 dass	 selbst	 das	 Glück	 einer	 erreichten	




An	 der	 Haltung	 des	 Ständigen	 Komitees	 des	 IFB	 konnte	 allerdings	 auch	 Fried	 nichts	 ändern.	 Dies	




Nachdem	 die	 deutsche	 Frühjahrsoffensive	 1918	 endgültig	 gescheitert	 war,	 mit	 der	 das	 deutsche	
Kaiserreich	 das	 letzte	 Mal	 an	 der	 Westfront	 einen	 für	 die	 Mittelmächte	 günstigen	 Ausgang	 des	
Krieges	 hatten	 herbeiführen	 wollen,	 wurde	 der	 deutschen	 Heeresleitung	 klar,	 dass	 dieser	 Krieg	
militärisch	 nicht	mehr	 zu	 gewinnen	 war.	 Den	 erschöpften	 deutschen	 Armeen	 standen	 ausser	 den	
durch	 die	 „Tank-Waffe“	 (Panzern)	 verstärkten	 französischen	 und	 britischen	 Truppen	 nun	 auch	US-
amerikanische	Soldaten	gegenüber,	die	in	beträchtlicher	Zahl	an	der	Front	eintrafen.940	„Der	Friede“	












„Heute	 aber	 ist	 ein	 ausserordentlich	 wichtiger,	 ein	 bedeutungsvoller	 Tag:	 Seit	 4.1/4	
Jahren	 zum	 ersten	Mal	 schweigen	 die	 Kanonen!	Der	Waffenstillstand	 ist	 unterzeichnet	
und	 damit	 auch	 zweifellos	 der	 Friede.	 Aber	 zur	 Freude	 ist	 dennoch	 keine	 grosse	
Veranlassung.	 Zu	 schrecklich	 klaffen	 die	Wunden	 beim	 Besiegten	 und	 beim	 Sieger.	 Ein	




bei	 Kriegsende	 am	 11./12.	 November	 im	 ausgerufenen	 Landesstreik,	 der	 sich	 für	 die	 bürgerlich	
dominierte	Schweiz	in	der	Zwischenkriegszeit	als	bestimmendes	Schlüsselereignis	erwies.942	Die	von	
Armut	betroffene	Arbeiterschaft	forderte	die	sofortige	Neuwahl	des	Nationalrates	auf	der	Grundlage	
des	Proporzes,	 das	 aktive	und	passive	 Frauenstimmrecht,	 allgemeine	Arbeitspflicht,	 die	 Einführung	
der	48-Stunden-Woche,	die	Reorganisation	der	Armee	im	Sinne	eines	Volksheeres,	die	Sicherung	der	
Lebensmittelversorgung,	 eine	 Alters-	 und	 Invalidenversicherung,	 Staatsmonopole	 für	 Importe	 und	
Exporte	sowie	eine	Tilgung	aller	Staatsschulden	durch	die	Besitzenden.943	Der	Konflikt	zwischen	den	
Sprachregionen	hatte	gegen	Ende	des	Krieges	an	Schärfe	verloren;	eine	Entwicklung,	die	auch	in	der	
SFG	 zum	 Teil	 beobachtet	 werden	 konnte.	 Einerseits	 fanden	 sich	 nach	 anfänglicher	 Skepsis	 auch	
vermehrt	welsche	Mitglieder	(z.	B.	André	de	Maday	und	Paul	Moriaud)	neben	Deutschschweizern	zur	
Mitarbeit	in	der	„Zentralorganisation	für	einen	dauerhaften	Frieden“	bereit.944	Andererseits	mehrten	
sich	 im	 Laufe	 des	 Krieges	 auch	 in	 den	 deutschschweizerischen	 Sektionen	 die	 offen	 entente-







durch	 einen	 sozialen	 Graben	 zwischen	 der	 Arbeiterschaft	 und	 dem	 Bürgertum	 überlagert.	 Der	
Streikaufruf	wurde	aber	in	der	französischen	und	italienischen	Schweiz	weit	weniger	befolgt,	weshalb	
die	 beiden	 Gräben,	 der	 kulturelle	 und	 der	 sozialpolitische,	 tendenziell	 zusammenfielen.	
Bezeichnenderweise	 wurde	 Landesstreikführer	 Robert	 Grimm	 in	 der	 Presse	 der	 französischen	
Schweiz	verdächtigt,	ein	erst	kürzlich	naturalisierter	Deutscher	zu	sein.947	Für	die	SFG	war	während	























Dokumente,	 in	 denen	 sich	 ihre	 Mitglieder	 detailliert	 zu	 seinem	 Verlauf,	 den	 Forderungen	 der	
Streikenden	und	dem	Truppeneinsatz	äusserten.	Dies	kann	einerseits	damit	erklärt	werden,	dass	sich	
die	Vereinszeitschrift	während	des	Krieges	„stets	 jeder	 einseitigen	Kritik	 unserer	Armeeverhältnisse	
widersetzt“	 hatte.949	Weiter	 ist	 die	 fehlende	Quellenbasis	 auf	 die	 allgemeine	Passivität	 der	 SFG	als	
Gesamtverein	 zurückzuführen.	Vor	dem	Ersten	Weltkrieg	akzeptierten	die	 führenden	Vertreter	der	
SFG	den	Einsatz	von	Militär	unter	der	Bedingung,	dass	er	nicht	zur	Bekämpfung	des	Streiks,	sondern	
zur	 Aufrechterhaltung	 der	 öffentlichen	 Ordnung	 diente.950	 Die	 Beurteilung,	 ob	 das	 Militär	 den	
Landesstreik	 bekämpfte	 oder	 lediglich	 die	 Ordnung	 aufrechterhielt,	 fiel	 je	 nach	 Perspektive	 sehr	




seine	Beurteilung	aus	Sicht	der	Mitglieder	der	SFG	nicht	ganz	 so	deutlich	ausgefallen	 sein,	 lehnten	
auch	sie	Streik	zur	Lösung	der	sozialen	Frage	grundsätzlich	ab.952	
	 Gleichzeitig	zu	den	dramatischen	Ereignissen	in	der	Schweiz	spielten	sich	am	Kriegsende	ähnliche	
Ereignisse	 in	 den	 Nachbarländern	 ab.	 Anfang	 November	 übernahmen	 praktisch	 in	 allen	 grösseren	
Städten	in	Deutschland	revolutionäre	Arbeiter-	und	Soldatenräte	die	jeweiligen	Verwaltungen.	Am	9.	
November	wurde	die	Republik	ausgerufen,	worauf	Kaiser	Wilhelm	 II.	das	 Land	verliess	und	am	28.	
November	offiziell	 abdankte.953	 Kurz	nach	dem	Landesstreik	 publizierte	 „Der	 Friede“	ein	 Schreiben	
des	 Präsidenten	der	Appenzeller	 Sektion,	 Konrad	Rüd,	 das	 stellvertretend	 für	 die	 SFG	 interpretiert	
werden	 kann.	 Er	 nahm	 Bezug	 auf	 die	 am	 Kriegsende	 in	 den	 monarchistisch	 regierten	 Ländern	












wollen,	 das	 Mitspracherecht	 in	 ihren	 Verwaltungsangelegenheiten,	 das	 ist	 dem	
Schweizerbürger	 schon	 […]	 garantiert.	 […]	 Seit	 dem	 August	 1914	 sind	 wir	 von	 der	
Demokratie	 in	 einen	 Militärstaat	 verwandelt	 worden;	 aber	 sowohl	 der	 Bundesrat	 als	
auch	das	Parlament	haben	 ihre	Pflicht	erfüllt,	soweit	es	 ihnen	eben	möglich	war.	Wäre	
das	 nicht	 der	 Fall,	 so	 dürfte	 das	 Schweizervolk	wissen,	 dass	 ihm	 das	 Beschwerderecht	
zugänglich	 ist,	 wie	 in	 keinem	 anderen	 Staate.	 Vier	 und	 einhalbes	 [sic]	 Jahr	 haben	 wir	
gemeinsam	 die	 Leiden	 in	 Ruhe	 ertragen,	 sollen	wir	 uns	 nun	 am	 Ende	 des	 Krieges	 von	
ausländischen	 Elementen	 dazu	 verleiten	 lassen,	 unseren	 Behörden	 das	 Vertrauen	 und	
den	Gehorsam	zu	verweigern?	Gewiss	nicht!“954	
	
Nach	 dem	 Ersten	Weltkrieg	 galt	 der	 Einsatz	 der	 SFG	 vor	 allem	 der	 Propagierung	 der	 von	Wilson	









Favre	 setzte	 alle	 Hebel	 in	 Gang,	 um	 seine	 Sektion	 bei	 diversen	 politischen	 Persönlichkeiten	 und	
Regierungsmitgliedern	weltweit	bekannt	zu	machen.	Er	liess	zu	diesem	Zweck	dem	belgischen	König	
Albert	 I.,	 dem	 französischen	 Präsidenten	 Raymond	 Poincaré,	 dem	 US-amerikanischen	 Präsidenten	
Woodrow	 Wilson	 und	 dem	 tschechoslowakischen	 Aussenminister	 Edvard	 Beneš	 entsprechende	
Briefe	 zukommen.956	 Hinter	 diesem	 Anliegen	 verbarg	 sich	 die	 Absicht,	 den	 Sitz	 des	 Völkerbundes	
nach	 Genf	 zu	 holen.	 Paul	 Moriaud,	 Rechtsprofessor	 an	 der	 Universität	 Genf,	 erarbeitete	 einen	
Entwurf	für	eine	Völkerbunds-Charta,	die	er	auf	der	Generalversammlung	der	Genfer	Sektion	am	17.	
Dezember	 1918	 vorlegte.957	William	 E.	 Rappard	 und	 der	 Redaktor	 des	 Journal	 de	 Genève,	William	
Martin,	unternahmen	Reisen	 in	die	USA,	um	die	Genfer	 Sektion	der	 SFG	und	 ihren	Einsatz	 für	den	
Völkerbund	in	der	US-amerikanischen	Friedensbewegung,	bei	Wilson	sowie	regierungsnahen	Kreisen	
bekannt	 zu	 machen.958	 Am	 18.	 Oktober	 liess	 die	 Genfer	 Sektion	 dem	 Verwaltungsrat	 und	 dem	
Staatsrat	 von	 Genf	 sowie	 dem	 Bundespräsidenten	 Gustave	 Ador	 ein	 Schreiben	 zukommen,	 „dans	

















Ducommun,	 d’Henry	 Fazy	 et	 de	 Gustave	 Ador,	 cité	 qui	 posséde	 [sic]	 la	 plus	 ancienne	
Société	de	la	Paix	d’Europe,	celle	qui,	depuis	tant	d’années,	proclame	à	la	face	du	monde	
de	 quel	 côté	 se	 trouvent	 les	 véritables	 défenseurs	 du	 Droit,	 que	 cette	 Cité,	 que	 notre	
chére	[sic]	Genève,	devienne	l’une	des	capitales	du	monde.“960	
		
Als	 der	wie	 ein	Messias	 erwartete	Wilson	 europäischen	Boden	 betrat,	 sandte	 die	 SFG	 ihm	 am	14.	
Dezember	 1918	 umgehend	 ein	 Begrüssungstelegramm	 zu,	 das	 sein	 Sekretär	 Gilbert	 Close	
stellvertretend	für	Wilson	verdankte.961	Der	US-amerikanische	Präsident	Woodrow	Wilson	war	nicht	
nur	Initiator	eines	Völkerbundes	auf	internationaler	Ebene,	er	hegte	als	calvinistischer	Presbyterianer	
auch	 Sympathien	 dafür,	 dass	 der	 Sitz	 des	 Völkerbundes	 in	 der	 Wirkungsstadt	 Calvins	 angesiedelt	
werde.	Genf	als	Stadt	des	Roten	Kreuzes	stand	symbolisch	für	einen	Rest	von	Humanität	und	sie	bot	
sich	deshalb	als	Sitz	einer	neuen	internationalen	Solidarität	an.962	Die	Stadt	verband	zudem	sehr	alte	
Beziehungen	 mit	 dem	 angelsächsischen	 Protestantismus,	 dessen	 führende	 Rolle	 in	 der	 Friedens-
bewegung	 nicht	 zuletzt	 in	 der	 Persönlichkeit	 des	 US-amerikanischen	 Präsidenten	 verkörpert	 war.	
Professor	Charles	Borgeaud,	welcher	der	Genfer	Sektion	der	SFG	zumindest	nahestand,	setzte	sich	in	
seinen	 historischen	 Forschungen	 mit	 den	 Verbindungen	 zwischen	 Genf	 und	 Nordamerika	 aus-
einander.	Über	den	Genfer	Einfluss	auf	die	Gemeinden	Neuenglands	 im	18.	Jahrhundert	und	deren	
Führungsrolle	 in	der	Geschichte	der	US-amerikanischen	Demokratie	schlug	er	 in	einer	Rede	am	23.	
Dezember	 1918	 eine	 Brücke	 zur	 Gegenwart,	 welche	 Genf	 zum	 Ausgangspunkt	 der	 weltweiten	
demokratischen	und	pazifistischen	Bewegung	machte.963	
	 Mehrere	 Hoffnungen,	 welche	 die	 Schweizer	 Regierung	 nach	 Kriegsende	 hegte,	 erfüllten	 sich	
jedoch	 nicht.	 Einer	 am	 20.	November	 1918	 an	 die	 Alliierten	 ergangene	 Bitte	 des	 Bundesrates,	 zur	
künftigen	 Friedenskonferenz	 eingeladen	 zu	 werden,	 um	 die	 schweizerischen	 Vorstellungen	 eines	
Völkerbundes	 präsentieren	 zu	 können,	 wurde	 nicht	 entsprochen.	 Ebenfalls	 zerschlugen	 sich	 die	
Hoffnungen,	 eine	 Schweizer	 Stadt	 könnte	 Gastgeber	 der	 Friedenskonferenz	 werden.964	 Die	 zur	
Festlegung	 der	 Friedensbedingungen	 abgehaltene	 Konferenz,	welche	 über	 eine	 neue	Weltordnung	
entscheiden	sollte,	wurde	schliesslich	im	Januar	1919	in	Paris	eröffnet.965	
	 Nur	einige	Wochen	später,	am	1.	und	2.	März,	fand	die	Delegiertenversammlung	der	SFG	statt.	Sie	
konnte	 nicht	 früher	 durchgeführt	 werden,	 weil	 es	 wegen	 der	 Spanischen	 Grippe	 ein	
Versammlungsverbot	gab.966	Sie	wurde	in	Genf	einberufen,	„in	der	Stadt	de	Sellons,	in	der	schon	im	
Jahre	1830	die	erste	Friedensgesellschaft	des	Kontinents	begründet	wurde.“967	Mit	diesem	Zitat	aus	
der	 Vereinszeitschrift	 der	 SFG	 wurden	 die	 historischen	 Rückbezüge	 angesprochen,	 die	 auf	 der	





„Affirmer	 la	 force	 du	 droit	 et	 combattre	 la	 théorie	 du	 droit	 de	 la	 force,	 telle	 fut	 l’idée	
fondamentale	que	de	 Sellon,	 après	Kant	 et	bien	d’autres	proclama.	 Et	 le	1er	Décembre	
1830,	 il	 fondait	 la	 Société	 genevoise	 de	 la	 Paix,	 la	 première	 du	 Continent.	 […]	 Les	
















der	 Genfer	 Grossratspräsident	 Paul	 Pictet	 vor	 de	 Sellons	 Grab	 eine	 Rede	 halten.	 Ebenso	 wurde	
Bundesrat	 Felix	 Calonder	 an	 die	 Delegiertenversammlung	 eingeladen.	 Schliesslich	 waren	 jedoch	
beide	 verhindert	 und	 konnten	 nicht	 teilnehmen;	 Calonder	 bedankte	 sich	 brieflich	 für	 die	
Einladung.970	 Während	 der	 Delegiertenversammlung	 wurde	 Bucher-Heller	 durch	 Louis	 Favre	 als	
Präsident	des	Zentralkomitees	der	SFG	abgelöst.	Indem	der	Wechsel	des	Vereinspräsidiums	vom	bei	
Kriegsausbruch	 als	 deutschfreundlich	 zu	 bezeichnenden	 Bucher-Heller	 durch	 den	 pointiert	
ententefreundlichen	 Favre	 erfolgte,	 zeigte	 sich	 eine	 Parallele	 zur	 personellen	 Besetzung	 der	
Schweizer	 Regierung.	 Der	 Genfer	 Gustave	 Ador	 hatte	 1917	 Arthur	 Hoffmann	 abgelöst,	 nachdem	
dieser	 in	 Verdacht	 geraten	 war,	 sich	 mit	 seiner	 geheimen	 Absprache	 für	 einen	 Separatfrieden	
zugunsten	 des	 Deutschen	 Reichs	 eingesetzt	 zu	 haben.971	 Im	 Gegensatz	 zu	 Hoffmann	 trat	 Bucher-
Heller	aber	keinesfalls	zurück,	sondern	blieb	der	SFG	in	einer	führenden	Position	erhalten.972	
	 Auf	 der	 Delegiertenversammlung	 in	 Genf	 machte	 sich	 eine	 veränderte	 Haltung	 zu	
antimilitaristischen	Positionen	bemerkbar.	Die	SFG	war	bei	dieser	Frage	in	zwei	Lager	gespalten:	Ein	
Teil	wollte	in	den	Vereinsstatuten	keinen	Passus	mehr	sehen,	der	antimilitaristische	PazifistInnen	von	
ihr	 fernhalte,	 ein	 anderer	 verwarf	 dieses	 Anliegen.	 Die	 für	 die	 Überarbeitung	 des	 Paragraphen	 2	
einberufene	 Kommission	 eignete	 sich	 auf	 folgenden	 Kompromiss:	 „Die	 Schweizerische	




auf	 eine	 explizite	 Distanzierung	 vom	 Antimilitarismus	 wurde	 der	 Beitritt	 integralpazifistisch	
orientierter	PazifistInnen	jedoch	neuerdings	akzeptiert.	
	 Die	 von	 Professor	 Paul	 Moriaud	 ausgearbeitete	 Völkerbundscharta,	 die	 er	 zuvor	 der	 Genfer	
Sektion	vorgelegt	hatte,	wurde	von	den	Delegierten	der	SFG	angenommen.	Otfried	Nippold,	der	als	
Mitglied	 der	 Genfer	 Sektion	 anwesend	 war,	 sprach	 sich	 ebenfalls	 zugunsten	 von	 Moriauds	
Völkerbundscharta	aus.974	Einen	Höhepunkt	markierte	in	Genf	eine	von	William	E.	Rappard	gehaltene	
Rede	 über	 das	 Thema	 „Die	 Schweiz	 und	 der	 Völkerbund“.	 Er	 betonte	 darin:	 „Der	 Beschluss	 zum	
Beitritt	würde	der	Schweiz	sehr	erleichtert,	wenn	zum	Sitz	des	Bundes	ihr	Land	gewählt	würde.“975	
	 Obwohl	das	Zentralkomitee	der	SFG	beauftragt	wurde,	eine	Bewegung	zugunsten	des	Eintritts	der	
Schweiz	 in	den	Völkerbund	mitzutragen,	 trugen	verschiedene	Redner	–	Hermann	Häberlin	 (Zürich),	
Hans	Buchli	(Herisau)	und	J.	Zeller	(Basel-Land)	–	mehr	oder	weniger	grosse	Bedenken	in	Bezug	auf	
einen	 sofortigen	 Anschluss	 der	 Schweiz	 an	 den	 Völkerbund	 vor.	 Sie	 gaben	 bekannt,	 dass	 sie	 kein	























internationalen	 Kontakte	 spielen	 und	 war	 stark	 in	 die	 Diskussionen	 um	 die	 Zusprechung	 des	
Völkerbundssitzes	 an	 die	 Schweiz	 involviert.979	 Der	 Professor	 für	 Wirtschaftsgeschichte	 an	 der	
Universität	Genf	hatte	der	Schweiz	bereits	im	Sommer	1917	wichtige	Dienste	erwiesen.	Als	nach	dem	
Kriegseintritt	 der	 USA	 in	 der	 Schweiz	 wegen	 der	 gekappten	 Versorgungswege	 eine	 Hungersnot	
drohte,	 gehörte	 er	 der	 Sonderdelegation	 an,	 welche	 die	 Getreidelieferungen	 aus	 den	 USA	
sicherstellen	 sollte.980	 Der	 in	 New	 York	 geborene	 und	 aus	 einer	 Thurgauer	 Familie	 stammende	
Rappard,	 der	 1911/12	 Assistenzprofessor	 in	 Harvard	 war,	 konnte	 während	 einer	 Unterredung	 bei	
Wilson	persönlich	vorsprechen	und	besass	Kontakte	zu	dessen	Berater	Edward	House.981	Unterstützt	
wurde	er	 in	Paris	vom	Völkerrechtler	Max	Huber	und	von	Gustave	Ador,	der	1919	zwar	nicht	mehr	
Leiter	 der	 Aussenpolitik,	 dafür	 aber	 Innenminister	 und	 vor	 allem	 Bundespräsident	 war.	 Zwischen	
Januar	 1919	 und	 Februar	 1920	 reiste	 Ador	 dreimal	 an	 die	 Friedenskonferenz	 in	 der	 französischen	
Hauptstadt.982	 Auch	 Professor	 Charles	 Borgeaud	 weilte	 im	 Februar	 1919	 in	 Paris.983	 Auf	
Regierungsebene	 war	 der	 Rätoromane	 Felix	 Calonder	 der	 eigentliche	 Völkerbundsprotagonist.	
Allerdings	 scheiterte	 er	 in	 der	 Vorarlberg-Frage	 und	 trat	 Anfang	 1920	 zurück,	 nachdem	 er	 sich	 im	
Alleingang	für	den	von	ihm	gewünschten	Anschluss	an	die	Schweiz	engagiert	hatte.984	Während	ihrer	
Aufenthalte	 in	Paris	wiesen	die	Genfer	Ador,	Rappard	und	Borgeaud,	die	 für	 ihre	Stadt	als	Sitz	des	
Völkerbundes	 warben,	 immer	 wieder	 auf	 die	 Verbindung	 zwischen	 Calvin,	 Amerika	 und	 der	
Friedensbewegung	 hin.985	 Vor	 allem	 Rappard	 wird	 zugeschrieben,	 durch	 sein	 freundschaftliches	

















982		Vgl.	 Berichterstattung	 von	 der	 Mission	 des	 Bundespräsidenten	 (G.	 Ador)	 in	 Paris.	 Besprechungen	 und	











riefen	 Rappard	 und	 Huber	 am	 27.	 April	 1919	 Bundespräsident	 Ador	 nach	 Paris.990	 Durch	 den	
Übergang	 zu	 einer	 „differenziellen	 Neutralität“	 konnte	 das	 Problem	 entschärft	 werden.	 Dieses	
Modell	 bestand	 im	 Kern	 darin,	 dass	 zwischen	 wirtschaftlichen	 und	 militärischen	 Sanktionen	
unterschieden	 wurde.	 Erstere	 mussten	 von	 der	 Schweiz	 mitgetragen	 werden,	 während	 die	
militärische	Neutralität	anerkannt	wurde.991	Die	Verleihung	des	Völkerbundsitzes	kam	der	Schweiz	in	
diesem	Punkt	entgegen,	denn	mit	dem	Festhalten	an	der	militärischen	Neutralität	wurde	das	Risiko	
gebannt,	 dass	 dieser	 in	 einen	 Krieg	 einbezogen	 würde.992	 In	 der	 Londoner	 Deklaration	 vom	 13.	
Februar	1920	anerkannte	der	Völkerbundsrat	schliesslich	die	unbeschränkte	militärische	Neutralität	
der	Schweiz	innerhalb	des	Bundes.993	










Händel!“	 und	Wilhelm	 Tell	 mit	 „Hütet	 euch	 vor	 dem	 Versailler	 Völkerbund“	 als	Mahner	 herhalten	
mussten.995	 Ohne	 grossen	 Enthusiasmus	 entschieden	 sich	 die	 stimmberechtigten	 Männer996	 mit	
416‘870	 Ja-	gegen	323‘719	Neinstimmen	 für	einen	Beitritt	der	Schweiz	 zum	Völkerbund.	Allerdings	
wäre	dieser	Ausgang	beinahe	am	fehlenden	Ständemehr	gescheitert,	denn	11	½	Kantone	hiessen	den	








Ausführungsorgan	 der	 Siegermächte	 betrachtete,	 lehnte	 einen	 Beitritt	 ab.1000	 Mit	 Ausnahme	 von	
sozialdemokratischen	 Befürwortern	 wie	 Leonhard	 Ragaz	 und	 Auguste	 Forel	 war	 auch	 die	 SPS	






994		Rolf	 Soiron	 erwähnt	 in	 seiner	 Dissertation	 im	 Kontext	 seiner	 Erläuterungen	 zu	 Genf	 als	 Sitz	 des	
Völkerbundes	 lediglich,	 dass	 die	 Stadt	 mit	 der	 ältesten	 Friedensgesellschaft	 des	 Kontinents	 einen	
klangvollen	Namen	in	der	internationalen	Friedensbewegung	hatte	und	Ador,	Rappard	und	Borgeaud	1919	
in	Paris	für	die	Rhonestadt	warben	(vgl.	Soiron	1973:	205f.)	Jedoch	unterlässt	er	es,	auf	ihre	Mitgliedschaft	
in	 der	 Genfer	 Sektion	 der	 SFG	 bzw.	 der	 Genfer	 Friedensgesellschaft	 explizit	 hinzuweisen.	 Er	 formuliert	













Völkerbund“	 am	 19.	 Dezember	 1920	 in	 der	 „Schweizerischen	 Vereinigung	 für	 den	 Völkerbund“	
aufging.1003	 Louis	Favre	wurde	an	der	Gründerversammlung	 in	den	aus	drei	Personen	bestehenden	
Vorstand	der	 „Vereinigung“	 gewählt.1004	 Jedoch	 ist	 über	die	 Entwicklung	der	 SFG	nach	dem	Ersten	
Weltkrieg	erst	wenig	bekannt	und	weitere	Forschungen	müssen	hier	Licht	ins	Dunkel	bringen.	Ruedi	
Brassel	 und	 Jakob	 Tanner	 sind	 der	 Meinung,	 dass	 die	 Mitglieder	 der	 SFG	 das	 „Hauptrekru-
tierungsfeld“	der	„Vereinigung“	darstellten.1005	Georges	Büttiker	gibt	in	seiner	Dissertation	zu	Ernest	
Bovet	 an,	die	Mitglieder	der	 SFG	machten	 in	den	 Jahren	1921/22	den	Grossteil	 der	Mitglieder	der	






















grosser	 Ausstrahlung	 auf	 dem	 internationalen	 Parkett.1007	 Der	 Tessiner	 Bundesrat	 Giuseppe	Motta	
eröffnete	 am	 15.	 November	 1920	 im	 Palais	 Wilson	 in	 Genf	 die	 erste	 Völkerbundmitglieder-
















































Die	 Schweiz	 bekam	während	 des	 Ersten	Weltkrieges	 die	 Auswirkungen	 des	 Konflikts	 inmitten	 von	
kriegführenden	 Staaten	 mit	 voller	 Wucht	 zu	 spüren.	 Engpässe	 bei	 der	 Nahrungsmittel-	 und	
Energieversorgung	 führten	 zu	 sozialen	 Spannungen	 in	 der	 Bevölkerung,	 der	 Konflikt	 zwischen	 den	
Sprachregionen	 stellte	 die	 Schweiz	 vor	 eine	 innere	 Zerreissprobe.	 Der	 Krieg	 nahm	 ein	 weltweites	
Ausmass	 an,	 er	 wurde	 auch	 im	 Namen	 der	 „Kultur“	 und	 der	 „Zivilisation“	 geführt.	 Dies	 waren	
Dimensionen,	 welche	 die	 Diskurse	 in	 der	 Friedensbewegung	 zutiefst	 beeinflussten.	 Der	 Erste	
Weltkrieg	 war	 nicht	 nur	 ein	 Kampf	 mit	 militärischen	 Mitteln,	 sondern	 gleichzeitig	 ein	 Ringen	 um	
verschiedene	 Friedenskonzeptionen.	 Obwohl	 und	 gerade	 weil	 die	 Schweiz	 nicht	 direkt	 in	 die	
militärischen	 Konflikte	 involviert	war,	 spielte	 das	 Land	 in	 dieser	 Auseinandersetzung	 eine	wichtige	
Rolle.	 Hier	waren	 internationale	Organisationen	wie	 das	 Internationale	 Friedensbüro	 (IFB)	 und	 die	
Internationale	Zentralstelle	für	Kriegsgefangene	des	IKRK	(AIPG)	angesiedelt,	der	1917	aufgrund	ihrer	
Verdienste	 im	 humanitären	 Bereich	 der	 Friedensnobelpreis	 verliehen	 wurde.	 Die	 Schweiz	 wurde	
infolge	 der	 Emigration	 von	 pazifistischen	 DissidentInnen	 aus	 kriegführenden	 Ländern	 zudem	 das	
intellektuelle	Zentrum	 in	Europa,	 als	bevorzugter	Resonanzkörper	 für	die	ausländische	Propaganda	
aber	auch	in	friedenspolitischer	Hinsicht	ein	„Schlachtfeld	des	Geistes“1009.	
	 Anlässlich	der	Zuspitzung	der	politischen	Konflikte	in	der	Julikrise	und	bei	Kriegsausbruch	musste	
die	 Friedensbewegung	 einsehen,	 dass	 sie	 der	 Gewalt	 der	 Ereignisse	 nichts	 entgegenhalten	 konnte	
und	 ihre	Vorschläge	 für	eine	 friedliche	Konfliktlösung	nicht	umgesetzt	wurden.	Der	Kriegsausbruch	
kam	auch	 für	 die	 schweizerische	 Friedensbewegung	überraschend,	 obwohl	 die	 SFG	 stets	 vor	 einer	
solchen	 Gefahr	 gewarnt	 hatte.	 Weil	 in	 keiner	 nationalen	 Friedensgesellschaft	 die	 Legitimität	 des	
Verteidigungskrieges	offiziell	bestritten	wurde,	optierten	die	PazifistInnen	wie	die	SozialistInnen	trotz	
ihrer	internationalen	Gesinnung	zugunsten	der	eigenen	Nation	und	liessen	sich	grossmehrheitlich	in	
die	 Burgfriedenspolitik	 bzw.	 in	 die	Union	 Sacrée	 einspannen.	 Der	 Tod	 der	 Nobelpreisträger	 Albert	




z.	 B.	 diejenigen	 von	 St.	Gallen	 und	Graubünden,	welche	 vor	 dem	Krieg	 zu	 den	mitgliederreichsten	
gehörten,	 verstummten	 sogar	 gänzlich.	 Zwar	 trat	 der	 Internationale	 Rat	 des	 IFB	 in	 reduziertem	
Umfang	im	Januar	1915	das	letzte	Mal	zusammen,	doch	die	am	Kanonenweg	12	in	Bern	abgehaltene	
Sitzung	 stand	 ganz	 im	 Zeichen	des	 Krieges	 und	 endete	 ein	 einem	Fiasko.	Die	 vor	 1914	 so	 zentrale	
Organisation	 des	 internationalen	 Pazifismus	 stürzte	 in	 eine	 Krise.	 Neben	 Uneinigkeiten	 bei	 der	
Verabschiedung	 einer	 Resolution	 betreffend	 die	 in	 Belgien	 und	 Luxemburg	 begangenen	
Völkerrechtsverletzungen,	welche	die	Ratsmitglieder	aus	den	Mittelmächten	nicht	 vorbehaltslos	 zu	
akzeptieren	 bereit	 waren,	 tat	 sich	 ein	 tiefer	 Graben	 auf	 in	 der	 Frage,	 wie	 die	 Friedensbewegung	
während	 des	 Krieges	 grundsätzlich	 agieren	 sollte.	 Der	 Vorschlag	 der	 Ratsmitglieder	 aus	 den	
Mittelmächten,	 einen	 möglichst	 baldigen	 Verständigungsfrieden	 anzustreben,	 stiess	 vor	 allem	 bei	
den	französischen	Pazifisten	nach	der	deutschen	Invasion	auf	Unverständnis.	Sie	stilisierten	den	Krieg	
als	 Auseinandersetzung	 zwischen	 Recht	 und	Unrecht	 bzw.	Demokratie	 und	Militarismus	 hoch.	Das	
Ausfechten	 des	 Kampfes	 gegen	 den	 deutschen	Militarismus	 sei	 eine	 Vorbedingung,	 um	 daraufhin	
einer	 auf	 dem	 Recht	 basierenden	 Friedensordnung	 zum	 Durchbruch	 zu	 verhelfen.	 Der	 in	 der	
internationalen	 Friedensbewegung	 in	 aller	 Deutlichkeit	 hervortretende	 Graben	 machte	 vor	 den	











beschriebene	Übergang	 des	 Friedensgedankens	 von	 traditionellen	 zu	 neuen	Organen1010	 konnte	 in	
dieser	Publikation	auf	internationaler	Ebene	anhand	des	Anti-Oorlog-Raads	in	den	Niederlanden,	der	
Union	 of	 Democratic	 Control	 (UDC),	 der	 Fellowship	 of	 Reconciliation	 und	 der	 No-Conscription	
Fellowship	 in	Grossbritannien;	des	„Bundes	Neues	Vaterland“	(BNV)	in	Deutschland	und	der	League	
to	 Enforce	 Peace	 in	 den	 USA	 veranschaulicht	 werden.	 In	 der	 Schweiz	 bildeten	 sich,	 teilweise	 auf	
Initiative	 von	Mitgliedern	 der	 SFG,	 das	 „Komitee	 zum	 Studium	 der	 Grundlagen	 eines	 dauerhaften	
Friedens“,	 die	 Ligue	 des	 pays	 neutres,	 ein	 Gremium	 für	 die	 Unterstützung	 der	 Fordmission,	 eine	





Haag	 gegründeten	 „Internationalen	 Frauenliga	 für	 Frieden	 und	 Freiheit“	 (IFFF),	 die	 das	 Frauen-
stimmrecht	 als	wichtigen	Bestandteil	 für	 eine	 dauerhafte	 Friedensordnung	betrachtete.	 In	 ihr	 kam	
die	 Überzeugung	 zum	 Ausdruck,	 mit	 dem	 Krieg	 habe	 eine	 ausschliesslich	 von	Männern	 gemachte	
Politik	ihren	Bankrott	erklärt.	Daneben	machten	Einzelpersonen,	wie	z.	B.	Max	Daetwyler	mit	seiner	
„Friedensarmee“,	 auf	 sich	 aufmerksam.	 Die	 Genfer	 Sektion	 der	 SFG	 gab	 die	 Interessens-
überschneidungen	 zwischen	 verschiedenen	 sozialen	 Gruppierungen	 in	 der	 Friedensthematik	
exemplarisch	 wieder.	 Ihr	 gehörten	 neben	 wirtschaftlichen	 und	 wissenschaftlichen	 Kreisen	 sowie	
mehreren	Freimaurerlogen	auch	protestantische	Zirkel	und	ein	Frauenverein	an.	
	 Als	älteste	und	grösste	pazifistische	Gruppierung	 fürchtete	 sich	die	SFG	vor	einer	Zersplitterung	
der	schweizerischen	Friedensbewegung.	Nach	anfänglicher	Skepsis	arbeiteten	zahlreiche	Mitglieder	
der	 SFG	 in	 den	 neuen	 pazifistischen	Gruppierungen	mit,	 andererseits	 beteiligten	 sich	 auch	 diverse	
PazifistInnen	 wie	 der	 Österreicher	 Rudolf	 Broda	 und	 der	 Völkerrechtler	 Otfried	 Nippold	 in	
umgekehrter	 Richtung	 zeitweilig	 an	 den	 Aktivitäten	 der	 SFG.	 Die	 Skepsis	 gegenüber	 den	 neuen	
Gruppierungen	 ging	 vor	 allem	 von	 den	 welschen	 Mitgliedern	 aus,	 weil	 sie	 befürchteten,	 diese	
würden	 die	 Bedingungen	 für	 die	 Errichtung	 eines	 dauerhaften	 Friedens	 nicht	 ausreichend	
gewährleisten.	 Insbesondere	 wenn	 sie	 einen	 schnellen	 Verständigungsfrieden	 forderten,	
mutmassten	 viele	welsche	Mitglieder	 nach	 der	 deutschen	 Invasion	 in	 Belgien	 und	 Luxemburg,	 die	
neuen	Gruppierungen	würden	mit	dieser	Forderung	die	auf	den	internationalen	Friedenskongressen	
beschlossenen	pazifistischen	Grundsätze	(z.	B.	es	existiert	kein	Recht	auf	Eroberung)	ignorieren.	
	 Verständigungsbereite	 welsche	 Mitglieder,	 die	 wie	 etwa	 der	 Neuenburger	 Staatsrat	 Édouard	
Quartier-la-Tente	 und	 der	 internationale	 Anerkennung	 geniessende	 Psychiater	 und	 Entomologe	
Auguste	 Forel	 für	 die	 Weiterentwicklung	 des	 Friedensprogramms	 besorgt	 waren,	 beteiligten	 sich	
bereits	früh	aktiv	in	den	neuen	Gruppierungen.	Obwohl	sich	letztere	mehrheitlich	als	dynamischer	als	
die	 etablierten	 erwiesen,	 sollte	 das	 Verharren	 der	 welschen	 Sektionen	 der	 SFG	 im	 „Jusquau-




neben	 der	 Forderung	 nach	 fortschreitender	 Abrüstung	 und	 Anerkennung	 des	 Nationalitätenrechts	
den	Vorschlag	 nach	 einer	 Föderation	 europäischer	 Staaten,	 deren	Ausführungsorgane	 ihren	 Sitz	 in	
Genf	 haben	 sollten.	 Er	 vertrat	 keinesfalls	 einen	 kategorischen	 Pazifismus,	 denn	 für	 die	 Erreichung	
dieses	Ziels	schreckte	er	vor	der	expliziten	Bejahung	des	Krieges	der	Entente	bis	zur	Vernichtung	des	
preussischen	Militarismus	nicht	zurück.	Weil	sich	seine	extreme	Form	eines	konditionalen	Pazifismus	
damit	 aus	 der	 Perspektive	 von	 BefürworterInnen	 einer	 Verständigung	 nur	 unwesentlich	 von	 den	




geradezu	 begrüsst	 wurde,	 mussten	 er	 und	 die	 Genfer	 Sektion	 von	 verständigungsbereiten	
PazifistInnen	erhebliche	Kritik	einstecken.	 Jedoch	gelang	es	aus	Sicht	der	 JusquauboutistInnen	auch	
den	 BefürworterInnen	 einer	 Verständigung	 nie,	 überzeugend	 darzulegen,	 wie	 ein	 Verständigungs-
friede	 und	 die	 Überwindung	 des	 deutschen	Militarismus	 zu	 erreichen	 seien,	 wenn	 bei	Wilhelm	 II.	
kein	Wille	zum	Abdanken	vorhanden	war.	Die	unterschiedlichen	Positionen	in	der	Friedensbewegung	
führten	 während	 des	 Weltkrieges	 zu	 kontroversen	 Debatten,	 so	 dass	 der	 Begriff	 „Pazifismus“	 an	
Komplexität	gewann.	
	 Ein	wichtiger	Bezugspunkt	 in	den	Friedensdiskussionen	war	das	pazifistische	Mindestprogramm,	
das	 im	Mai	 1915	 auf	 einer	 internationalen	 Pazifistenkonferenz	 in	 Den	 Haag	 ausgearbeitet	 wurde.	
Nachdem	die	im	Januar	1915	im	IFB	abgehaltene	Sitzung	in	einem	Fiasko	geendet	hatte,	gewann	die	
internationale	 Friedensbewegung	 an	 Klarheit	 und	 Profil	 hinzu	 und	 gründete	 mit	 der	
„Zentralorganisation	 für	einen	dauerhaften	Frieden“	eine	neue	Dachorganisation.	Der	 Sekretär	des	
IFB,	Henry	Golay,	fürchtete	sich	infolgedessen,	diese	würde	dem	IFB	den	Rang	als	Zentralinstitution	
der	 Friedensbewegung	 ablaufen.	 In	 Benjamin	 de	 Jong	 van	 Beek	 en	 Donk,	 dem	 Leiter	 des	
niederländischen	 Anti-Oorlog-Raads,	 und	 im	 St.	 Galler	 Interparlamentarier	 Joseph	 A.	 Scherrer-
Füllemann,	 dem	 Leiter	 der	 schweizerischen	 „Vereinigung	 für	 einen	 dauerhaften	 Frieden“,	 sah	 er	
seine	 grössten	 Gegner.	 Weil	 die	 beiden	 führenden	 Vertreter	 der	 „Zentralorganisation	 für	 einen	
dauerhaften	Frieden“	sich	mit	allen	Mitteln	für	einen	Verständigungsfrieden	einsetzten,	stufte	Golay	
sie	 als	 deutschfreundlich	 ein.	 Dieser	 versuchte	 seinerseits	 das	 IFB	 zu	 reaktivieren	 und	 die	 ihm	
angehörigen	Ratsmitglieder	zur	Unterstützung	der	französischen	Friedensvorstellungen	zu	bewegen.	
Franz	Bucher-Heller,	der	Deutschschweizer	Präsident	der	SFG	und	gleichzeitig	Mitglied	im	Ständigen	
Komitee	 des	 IFB,	 betrachetete	 es	 dagegen	 als	 Zentralinstitution,	 um	 sich	 von	 der	 Schweiz	 aus	 auf	
einen	Verständigungsfrieden	zu	einigen.	Golay	und	Bucher-Heller	verfolgten	mit	ihrem	Vorhaben	für	
eine	 Reaktivierung	 des	 IFB	 einander	 entgegengesetzte	 Absichten,	 was	 das	 Ausarbeiten	 eines	
gemeinsamen	 Friedensprogramms	 erschwerte	 und	 zu	Missverständnissen	 führte.	 Es	 gelang	weder	
Golay	während	einer	 im	Frühling	1916	unternommenen	Reise	nach	Paris,	 französische,	 italienische	




spüren,	 die	 nach	 Kriegsausbruch	 auseinandergebrochen	 war.	 Der	 nicht	 enden	 wollende	 Krieg,	
Offiziersskandale	 wie	 die	 „Obersten-Affäre“	 1916,	 der	 durch	 Drill	 geprägte	 Aktivdienst	 und	 die	
schlechte	 Versorgungslage	 trugen	 auch	 in	 der	 schweizerischen	 Arbeiterbewegung	 zu	 einer	
vermehrten	Ablehnung	 des	 Krieges	 und	 zu	 einer	 Stärkung	 des	Antimilitarismus	 bei.	 Robert	Grimm	
gelang	es	1915	und	1916,	sozialistische	KriegsgegnerInnen	aus	verschiedenen	Ländern	in	den	Berner	
Dörfern	Zimmerwald	und	Kiental	zu	versammeln.	In	der	SPS	führte	diese	Entwicklung	im	Gefolge	der	
beiden	 Friedenskonferenzen	 zu	 einer	 Abkehr	 von	 der	 Burgfriedenspolitik	 und	 im	 Juni	 1917	
schliesslich	zur	Ablehnung	der	Landesverteidigung.	Auch	wenn	sich	antimilitaristische	Tendenzen	bei	
einigen	 Mitgliedern	 der	 SFG	 ab	 1916	 bemerkbar	 machten,	 wich	 sie	 keineswegs	 von	 ihrem	
grundsätzlichen	Bekenntnis	zur	Landesverteidigung	ab.	Der	stark	auf	das	Völkerrecht	 fokussierende	
Friedensdiskurs	und	das	patriotische	Bekenntnis	zur	Schweiz	unterschied	die	SFG	vom	Pazifismus	der	
AntimilitaristInnen	 und	 Dienstverweigerer,	 bei	 denen	 eine	 prinzipielle	 Gewaltgegnerschaft	 zum	
Ausdruck	kam.	
	 Weil	 das	 Friedensthema	 in	 der	 Vorkriegszeit	 nur	 bei	 einer	 kleinen,	 dem	 liberalen	 Bürgertum	
nahestehenden	Bevölkerungsschicht	auf	offene	Ohren	gestossen	war,	versuchte	die	SFG	jetzt	in	der	
breiten	Bevölkerung	 auf	 Resonanz	 zu	 stossen.	 Für	 eine	 Zusammenarbeit	wollte	 sie	wie	 bereits	 vor	
1914	 die	 Kirchen,	 die	 Schulen	 und	 die	 Presse	 gewinnen,	 wobei	 die	 Bevölkerung	 auch	 über	 das	
Theater	 und	 das	 Kino	 für	 das	 Friedensthema	 sensibilisiert	 werden	 sollte.	 Aufgrund	 der	
eingeschränkten	 Tätigkeit	 der	 SFG	 war	 dieses	 Vorhaben	 während	 des	 Krieges	 nur	 bedingt	 zu	
erreichen.	 Als	 Werbeplattform	 diente	 ihr	 vereinzelt	 auch	 das	 Internationale	 Kriegs-	 und	
Friedensmuseum	 in	Luzern.	Die	von	der	SFG	 in	der	Vorkriegszeit	vertretene	optimistische	Sicht	auf	
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sozialdemokratischen	 Parlamentariern	 an	 den	 Bundesrat	 für	 eine	 Friedensvermittlung	 deutlich;	
ausserdem	 gehörten	 neben	 bürgerlichen	 PazifistInnen	 mehrere	 SozialdemokratInnen	 zu	 den	
Delegierten	 für	 die	 Stockholmer	 Konferenz	 der	 Neutralen.	 Andererseits	 trat	 der	 in	 der	 SFG	 aktiv	
gewesene	Auguste	 Forel	 1916	 der	 SPS	 bei,	 die	 Sozialdemokratie	 öffnete	 sich	 ihrerseits	weiter	 den	
Ideen	 des	 völkerrechtlichen	 Pazifismus.	 Weil	 sich	 die	 SPS	 1917	 für	 die	 Ablehnung	 der	 Landes-
verteidigung	 augesprochen	 hatte,	 erfolgte	 eine	 Kooperation	 der	 Friedensbewegung	 vor	 allem	mit	
dem	rechten	Flügel	der	Sozialdemokratie.	So	gehörten	die	1918	in	die	Kommission	zum	Studium	der	
Friedenssicherungsprobleme	 gewählten	 Sozialdemokraten	 –	 Gustav	 Müller,	 Heinrich	 Scherrer	 und	
Fritz	Studer	–	der	sozialdemorkatischen	Minderheit	an,	der	auf	dem	Parteitag	im	Juni	1917	von	ihren	
Parteigenossen	„Sozialchauvinismus“	vorgeworfen	wurde.1011	Bis	die	SFG	 im	Jahr	1917	erstmals	mit	
einer	 Petition	 für	 die	 Bildung	 einer	 Kommission	 zum	 Studium	 der	 Bedingungen	 für	 einen	
Völkerbundsbeitritt	beim	Bundesrat	vorstellig	wurde,	sollte	es	aber	noch	eine	Weile	dauern.	
	 Weil	die	Bemühungen	um	eine	Reaktivierung	des	IFB	scheiterten,	versuchte	Golay	zumindest	die	
SFG	 zu	 einer	 aktiven	 Friedensarbeit	 im	 Sinne	 einer	 Postulierung	 der	 vor	 1914	 auf	 den	
Friedenskongressen	 beschlossenen	 pazifistischen	 Grundsätze	 und	 der	 Errichtung	 einer	 inter-
nationalen	 Friedensordnung	 nach	 der	 Niederlage	 des	 preussischen	 Militarismus	 zu	 bewegen.	
Erschwert	 wurde	 dieses	 Vorhaben	 durch	 die	 Tatsache,	 dass	 von	 einer	 Friedensbewegung	 mit	
einheitlichem	Programm	in	der	Schweiz	nicht	die	Rede	sein	konnte.	Die	föderalistische	Struktur	der	
SFG	 erlaubte	 es	 den	 Mitgliedern	 der	 Sektionen,	 gänzlich	 unterschiedliche	 Wege	 einzuschlagen.	








Friedensverhandlungen	 manifestierte	 sich	 der	 Graben	 zwischen	 den	 Sprachregionen	 in	 der	 SFG	
anhand	 von	 zahlreichen	 weiteren	 Themen.	 Die	 deutschsprachigen	 Sektionen	 interpretierten	 im	
Spätfrühling	1917	Arthur	Hoffmanns	Motive	 im	Zusammenhang	mit	Robert	Grimm	und	der	Beihilfe	
zugunsten	 eines	 Separatfriedens	 mehrheitlich	 als	 Friedensliebe.	 In	 den	 welschen	 Sektionen	
dominierte	dagegen	die	Überzeugung,	sie	seien	auf	seine	Deutschfreundlichkeit	zurückzuführen.	Der	
Graben	zeigte	sich,	wie	bereits	oben	erwähnt,	anhand	der	Bereitschaft	zur	Zusammenarbeit	mit	den	
neuen	 pazifistischen	Gruppierungen,	 in	 denen	 sich	 einige	Mitgieder	 ebenfalls	 aktiv	 betätigten.	 Ein	
Höhepunkt	war	die	Bildung	des	Comité	d’action	des	Sociétés	suisses	pour	l’étude	du	problème	de	la	
paix	 et	 de	 l’ordre	 juridique	 internationale	 im	 Januar	 1917,	mit	welcher	 der	 Versuch	 unternommen	
wurde,	 alle	 pazifistischen	Organisationen	der	 Schweiz	 in	 einem	einzigen	Gremium	 zu	 bündeln.	Die	
Besetzung	 des	 siebenköpfigen	 Komitees	 durch	 drei	 ihrer	 Mitglieder	 und	 die	 Übernahme	 des	
Präsidiums	durch	Bucher-Heller	machte	deutlich,	 dass	der	 SFG	weiterhin	die	 führende	Rolle	 in	der	
schweizerischen	 Friedensbewegung	 zugeschrieben	 wurde.	 Die	 Skepsis	 der	 welschen	 Mitglieder	
gegenüber	den	neuen	pazifistischen	Gruppierungen	zeigte	sich	exemplarisch	bei	 Louis	Favre,	als	er	
bereits	wenige	Wochen	später	seinen	Rücktritt	aus	dem	Komitee	bekanntgab.	






IFB	 zu	 einem	Mythos,	 demzufolge	 sich	 der	 niederländische	 Pazifist	 Benjamin	 de	 Jong	 van	Beek	 en	
Donk	 gegen	 eine	 Verurteilung	 der	 Verletzung	 der	 Neutralität	 Belgiens	 und	 Luxemburgs	
ausgesprochen	 habe.	Mit	 seiner	 Unterstützung	 einer	 Resolution	 aus	 dem	 Lager	 der	Mittelmächte	
habe	er	die	Lahmlegung	des	 IFB	während	des	ganzen	Krieges	verschuldet	und	 ihm	deshalb	mit	der	
„Zentralorganisation	 für	 einen	 dauerhaften	 Frieden“	 eine	 neue	Dachorganisation	 entgegengestellt.	




Partei	 für	 die	 Entente	 erhob.	 Entgegen	 Golays	 Meinung	 schätzte	 die	 politische	 und	 militärische	
Führung	 in	Deutschland	De	 Jong	van	Beek	en	Donk	und	den	Anti-Oorlog-Raad	 als	deutschfeindlich	
ein.	 Solange	 die	 kriegführenden	 Staaten	 eine	 militärische	 Entscheidung	 auf	 dem	 Schlachtfeld	
favorisierten,	 standen	 die	 als	 „DefätistInnen“	 verschrieenen	 PazifistInnen	 jeglicher	 Couleur	 in	
Verdacht,	 zu	 einer	 Schwächung	 des	 Wehrwillens	 und	 der	 Armeen	 beizutragen.	 Als	 sich	 1916	 bei	
vielen	 Soldaten	 in	 den	 Schützengräben	 und	 an	 der	 Heimatfront	 Kriegsmüdigkeit	 breit	 machte,	
versuchten	die	Propagandastellen	der	kriegführenden	Staaten	dies	zu	ihrem	Nutzen	zu	machen	und	
wurden	 in	den	Milieus	der	pazifistischen	DissidentInnen	 in	der	 Schweiz	 aktiv.	Weil	 diese	weiterhin	
mit	 ihrem	Mutterland	 in	 Kontakt	 standen,	 unterstützten	 sie	 die	 ExilantInnen	 aus	den	 verfeindeten	
Staaten,	 um	 auf	 diese	 Weise	 ihre	 militärischen	 Gegner	 zu	 schwächen.	 Während	 des	 Ersten	
Weltkrieges	war	 die	 Schweiz	 zu	 einem	 Zufluchtsort	 für	 PazifistInnen	 aus	 aller	Welt	 geworden,	 die	




	 Als	 sich	 die	 Friedensnoten	 am	 Jahresübergang	 1916/17	 häuften,	 machte	 es	 der	 zwischen	 den	
Sektionen	 der	 Sprachregionen	 existierende	 Graben	 schwierig,	 für	 die	 passiv	 gebliebene	 SFG	 ein	
gemeinsames	Aktionsprogramm	auszuarbeiten.	Bei	der	Ausrichtung	des	Friedensprogramms	der	SFG	
kamen	 auch	 unlautere	 Methoden	 zur	 Anwendung.	 Während	 Bucher-Heller	 entgegen	 den	
Beschlüssen	 des	 Zentralkomitees	 Golay	 aus	 dem	 Leitergremium	 der	 „Propaganda-Kommission“	 im	
Ende	1916	veröffentlichten	Aktionsprogramm	warf,	drängte	der	Sekretär	des	IFB	welsche	Mitglieder	
mehrmals	 dazu,	 von	 ihm	 ausgearbeite	 Resolutionen	 an	 den	 Delegiertenversammlungen	 der	 SFG	




und	 eine	 betont	 ententefreundliche	 Resolution	 zu	 verabschieden.	 Nicht	 zuletzt	 hat	 aber	 die	
Intervention	 des	 US-amerikanischen	 Präsidenten	 Woodrow	 Wilson	 mit	 seinem	 Vorschlag	 der	
Gründung	eines	Völkerbundes	zu	Beginn	des	 Jahres	1917	nach	dem	Kriegseintritt	der	USA	zu	einer	







Diese	 Eskalation	 bestärkte	 zudem	 diejenigen	 Kräfte,	 die	 ohnehin	 schon	 immer	 auf	 einen	 Sieg	 von	
Recht	 und	 Demokratie	 gegen	 Autoritarismus	 und	 Militarismus	 gesetzt	 hatten.	 Ein	 zentraler	
Bezugspunkt	 im	 Friedensdiskurs	 im	 Jahr	 1918	 war	 Wilsons	 Rede	 der	 „Vierzehn	 Punkte“,	 in	 der	
wesentliche	 Forderungen	 des	 internationalen	 Pazifismus	 erstmals	 die	 Form	 eines	 regierungs-
offiziellen	Programms	angenommen	hatten.	Auch	mehrere	Mitglieder	aus	der	Deutschschweiz,	wie	
etwa	der	Basler	Rudolf	Geering-Christ,	bekannten	sich	offen	als	Sympathisanten	der	Entente.	Als	eine	
Mehrheit	 im	 Bundesrat	 der	 Idee	 einer	 Friedensorganisation	 noch	 mit	 grösster	 Zurückhaltung	
	145	
begegnete,	gehörte	die	SFG	zu	den	ersten	Gruppierungen,	welche	ihn	bereits	1917	zur	Bildung	einer	
Kommission	 für	 das	 Studium	 der	 Bedingungen	 aufforderten,	 unter	 denen	 die	 Schweiz	 einem	
zukünftigen	Völkerbund	beitreten	könnte.	 Insbesondere	die	einflussreiche	Genfer	 Sektion	der	 SFG,	
deren	 Präsident	 Louis	 Favre	 bereits	 1915	 die	 Errichtung	 der	 Ausführungsorgane	 einer	 Föderation	
europäischer	Staaten	 in	Genf	gefordert	hatte,	propagierte	die	 Idee	eines	Völkerbundes	 lautstark	 in	
der	Öffentlichkeit.	 Ihre	herausragende	Stellung	 innerhalb	der	Friedensbewegung	 führte	sie	auf	den	
Notablen	Jean-Jacques	de	Sellon	zurück,	der	bereits	1830	 in	Genf	die	erste	kontinentaleuropäische	
Friedensgesellschaft	gegründet	hatte.	Favre	postulierte	eine	Kontinuität	zwischen	 ihr	und	der	1893	
gegründeten	 Genfer	 Sektion	 der	 SFG	 und	 setzte	 sie	 mit	 ihr	 gleich.	 Jedoch	 gab	 es	 zwischen	 ihnen	
keine	 tatsächliche,	 sondern	 höchstens	 eine	 ideelle	 Verbindung.	 Mit	 der	 Berufung	 auf	 einen	
vermeintlich	 „ursprünglichen	 Pazifismus“	 sollten	 die	 nach	 Kriegsausbruch	 entstandenen	 Grup-
pierungen	unterminiert	werden.		
	 Am	18.	Mai	1918	erinnerte	die	Genfer	Sektion	erstmals	mit	einer	Gedenkfeier	an	die	Einberufung	
der	 ersten	 Haager	 Friedenskonferenz.	 Bisher	 hatte	 sie	 zusammen	 mit	 den	 anderen	 welschen	
Sektionen	 und	 im	 Gegensatz	 zu	 mehreren	 deutschsprachigen	 Sektionen	 während	 des	 Krieges	 ein	
solches	 Ansinnen	 stets	 abgelehnt.	 Sie	 nutze	 dieses	 Datum,	 um	 den	 calvinistischen	 Prespyterianer	
Woodrow	Wilson,	den	sie	als	einen	Abkömmling	von	Genf	betrachtete,	und	seinen	Vorschlag	eines	
Völkerbundes	 geradezu	 zu	 verherrlichen.	 Als	 Stadt	 des	 Roten	 Kreuzes	 stand	 die	 Wirkungsstadt	
Calvins	 symbolisch	 für	 einen	 Rest	 von	 Humanität,	 der	 im	Weltkrieg	 übriggeblieben	war.	 Nachdem	
Deutschland	 in	Brest-Litowsk	einen	Separatfrieden	mit	den	Bolschewiki	 geschlossen	hatte	und	 sich	
das	Schicksal	endgültig	 zugunsten	Deutschlands	zu	wenden	drohte,	warb	die	Genfer	Sektion	 in	der	






der	 „Zentralorganisation	 für	 einen	 dauerhaften	 Frieden“	 vertreten,	 konnten	 keine	 Verständigung	
zwischen	De	Jong	van	Beek	en	Donk	und	Favre	erreichen.	
	 Die	 Entente	 und	 vor	 allem	 Frankreich	 profitierten	 während	 des	 ganzen	Weltkrieges	 von	 einer	
besonderen	 Unterstützung	 aus	 der	 welschen	 Schweiz.	 Bundesrat	 Gustave	 Ador	 höchstpersönlich	
nahm	 die	 „Freie	 Zeitung“	 in	 Schutz,	 nachdem	 sie	 in	 Verdacht	 geraten	 war,	 durch	 die	 offene	
Unterstützung	 Frankreichs	 und	 ihre	 scharfen	 Angriffe	 gegen	 Deutschland	 neutralitätswidrig	
gehandelt	 zu	 haben.	 Im	 schweizerischen	 Exil	 weilende	 pazifistische	 DissidentInnen	 mochten	 an	
Gruppierungen	wie	die	Genfer	Sektion	der	SFG	und	an	Personen	wie	Favre	und	Golay	gedacht	haben,	
als	 sich	 in	 ihrem	Umfeld	 der	 Spruch	 verbreitete:	 „Paris	 ferait	 bien	 la	 paix,	mais	 Lausanne	 ne	 veut	
pas.“1012	Dieser	Spruch	trifft	allerdings	eher	auf	Genf	zu,	denn	die	 französischsprachigen	Mitglieder	
der	SFG	in	den	Kantonen	Waadt	und	Neuenburg	bemühten	sich	mehrmals	um	Kompromisse	mit	den	
deutschsprachigen	 Sektionen.	 Insgesamt	 gelang	 es	 ihnen	 aber	 kaum,	 aus	 dem	 Schatten	 der	
einflussreichen	Genfer	Sektion	auszutreten.	Auch	in	ihr	gab	es	intern	unterschiedliche	Standpunkte.	
Mitglieder	wie	Auguste	de	Morsier	und	Paul	Moriaud	vertraten	einen	gemässigteren	Kurs;	 letzterer	
arbeitete	 in	 der	 „Zentralorganisation	 für	 einen	 dauerhaften	 Frieden“	mit	 und	 hatte	 im	 November	




SFG	 mit	 den	 drei	 Professoren	 William	 E.	 Rappard,	 Paul	 Moriaud	 und	 Charles	 Borgeaud	 in	 der	
Expertenkommission	zum	Studium	der	Friedenssicherungsprobleme	äusserst	prominent	vertreten.	In	








	 Nach	 Kriegsende	 war	 es	 für	 die	 Schweiz	 für	 die	 Anerkennung	 ihrer	 nationalen	 Interessen	 von	




Professor	 mit	 einem	 breiten	 internationalen	 Netzwerk	 wurde	 William	 E.	 Rappard	 zum	 offiziellen	
Vertreter	 der	 Schweiz	 in	 Paris	 bestimmt.	Dieser	 unterhielt	 Kontakte	bis	 in	 die	 höchsten	Kreise	 der	
angelsächsischen	Delegationen	 und	 hatte	 diese	 bereits	während	 des	Weltkrieges	 über	 die	 Aufrufe	
der	Genfer	Sektion	der	SFG	zur	Gründung	eines	Völkerbundes	in	Kenntnis	gesetzt.	Bei	seinem	Einsatz	
für	 die	 Schweizer	 Interessen	 in	 der	 neuen	 Friedensordnung	 und	 für	 die	 Zusprechung	 des	
Völkerbundssitzes	an	die	Rhonestadt	wurde	er	neben	Max	Huber	von	Gustave	Ador	unterstützt,	der	
nicht	nur	Bundespräsident,	sondern	auch	Ehrenmitglied	der	Genfer	Sektion	war.	Anfang	1919	weilte	
auch	 Charles	 Borgeaud	 zeitweise	 in	 Paris,	 der	 zusammen	 mit	 den	 zwei	 anderen	 Genfern	 immer	
wieder	 auf	 die	 Verbindung	 zwischen	 Calvin,	 Amerika	 und	 der	 Friedensbewegung	 hinwies	 und	 so	
bereits	 Ende	 Februar	 die	 angelsächsischen	Delegationen	 für	 die	 Rhonestadt	 gewinnen	 konnte.	Am	
28.	April	1919	erfolgte	die	Wahl	Genfs	zum	Sitz	des	Völkerbundes.	Die	Genfer	Sektion	der	SFG	war	
der	 wichtigste	 schweizerische	 Akteur,	 der	 mitbewirkte,	 dass	 die	 Stadt	 zum	 Sitz	 des	 Völkerbundes	
auserkoren	wurde.	
	 Die	 im	 Vorkriegspazifismus	 vorherrschende	 optimistische	 Sicht	 auf	 die	 Entwicklung	 der	
zwischenstaatlichen	Beziehungen	erlitt	durch	den	Ersten	Weltkrieg	einen	jähen	Rückschlag.	Während	
bisher	 in	der	wirtschaftlichen	Entwicklung	einer	der	Hauptgaranten	 für	eine	völkerverbindendende	
Friedensordnung	 gesehen	 wurde,	 sollte	 mit	 dem	 Völkerbund	 auf	 der	 Grundlage	 des	
Selbstbestimmungsrechts	 ein	 Netz	 vertraglicher	 und	 institutioneller	 Garantien	 aufgebaut	 werden,	
um	 den	 Frieden	 in	 Zukunft	 zu	 garantieren.	 Mit	 der	 Gründung	 des	 Völkerbundes	 1919/20	 rückte	
erstmals	eine	 internationale	Organisation	der	Staaten	an	die	Stelle	eines	aus	den	Fugen	geratenen	
Mächtegleichgewichts.	 Die	 Stadt	 Genf	 wurde	 zu	 einem	 Zentrum	 der	 internationalen	 Beziehungen	
und	 als	 solches	 zu	 einem	 der	 wichtigsten	 Treffpunkte	 für	 Diplomaten	 aus	 aller	 Welt.	 In	 den	
Diskussionen	 um	die	Neutralität	 der	 Schweiz	 kam	die	 Verleihung	 des	 Völkerbundssitzes	 dem	 Land	
entgegen,	weil	mit	dem	Übergang	zu	einer	„differenziellen	Neutralität“	und	dem	Festhalten	an	der	
militärischen	Neutralität	 das	Risiko	 gebannt	wurde,	 dass	das	 Land	 in	den	Krieg	 einbezogen	würde.	
Nachdem	sich	der	Souverän	1920	–	zwar	nur	knapp	–	 für	den	Beitritt	der	Schweiz	zum	Völkerbund	
ausgesprochen	 hatte,	 wurde	 die	 Völkerbundspolitik	 zu	 einem	 wichtigen	 Bestandteil	 der	
schweizerischen	Aussenpolitik.	Das	Abstimmungsresultat	widerspiegelte	mit	 einer	 enthusiastischen	
Befürwortung	 in	 der	 lateinischen	 Schweiz	 und	 einem	 insgesamten	 Verwerfen	 der	 Vorlage	 in	 der	
Deutschschweiz	 eine	 ähnliche	 Spaltung	 der	 Bevölkerung,	 wie	 sie	 bereits	 während	 des	 Krieges	
vorherrschte.	 Mit	 Ausnahme	 von	 sozialdemokratischen	 Befürwortern	 wie	 Leonhard	 Ragaz	 und	
Auguste	 Forel	 gehörte	 auch	 die	 SPS	 zu	 den	 Gegnern	 eines	 Völkerbundbeitritts,	 weil	 sie	 ihn	 als	
Siegerdiktat	 und	 als	 ein	 Instrument	 des	 kapitalistischen	Westens	 betrachtete.	 Die	 Sozialdemokrat-
Innen	 revidierten	 ihre	 Meinung	 erst	 im	 Kontext	 des	 aufkommenden	 Faschismus.1013	 Ein	 weiterer	
Unterschied	 zur	 bürgerlichen	 Friedensbewegung	 zeigte	 sich	 bei	 Kriegsende,	 als	 die	 SPS	 den	
Landesstreik	befürwortete,	während	die	SFG	einen	solchen	als	Lösung	für	die	soziale	Frage	ablehnte.	
Mit	dieser	Pubikation	 liegt	eine	Studie	vor,	die	aufzeigt,	wie	sich	der	zwischen	den	Sprachregionen	
auseinanderklaffende	 Graben	 in	 der	 Schweiz	 konkret	 im	 Friedensthema	 manifestierte.	 Mit	
Ausführungen	 zum	 humanitären	 Engagement,	 den	 Guten	 Diensten	 und	 der	 Rolle	 der	 Schweiz	 in	





	 Anhand	der	 Friedensbewegung	 lässt	 sich	anschaulich	 zeigen,	dass	der	Erste	Weltkrieg	nicht	nur	
einen	fundamentalen	Bruch	zwischen	dem	Vorher	und	dem	Nachher	für	die	ZeitgenossInnen	–	selbst	
in	 der	 neutralen	 Schweiz	 –	 bedeutete,	 sondern	 auch	 das	 weitere	 Geschehen	 prägte.	 Der	 US-




Programms	 der	 traditionellen	 bürgerlichen	 Friedensbewegung	 in	 einem	weiteren	 Punkt	 –	 nämlich	
einer	internationalen	Verbindung	zwischen	den	Staaten	–	erfüllt.	In	der	Zwischenkriegszeit	wuchs	der	
organisierte	Pazifismus,	durch	die	Rückkehr	von	 traumatisierten	Frontsoldaten	begünstigt,	 zu	einer	
Massenbewegung	 an.	 Auch	 in	 Deutschland	 waren	 die	 Anfangserfolge	 der	 „Nie-wieder-Krieg-
Bewegung“	in	den	ersten	Jahren	der	Weimarer	Republik	beachtlich;	es	gelang	ihr,	für	Kundgebungen	
hunderttausende	 Menschen	 zu	 mobilisieren.	 Durch	 das	 einschneidende	 Erlebnis	 des	 Ersten	
Weltkrieges	mit	einem	bisher	unbekannten	Ausmass	der	Zerstörung	erhielten	 integralpazifistischen	
Positionen	 einen	 enormen	 Aufschwung.	 Bis	 weit	 ins	 bürgerliche	 Lager	 hinein	 hatten	 die	 erschüt-
ternden	Kriegsereignisse	ernüchternd	gewirkt	und	die	SFG	dazu	bewogen,	nach	dem	Krieg	 ihr	1910	
festgeschriebenes	Bekenntnis,	 sie	 verwerfe	 jede	 antimilitaristische	 Propaganda,	 aus	 ihren	 Statuten	
zu	streichen.	Im	radikalen	Pazifismus	herrschte	die	Meinung	vor,	dass	der	völkerrechtliche	Pazifismus	
nur	sehr	begrenzt	zur	Verhinderung	von	Kriegen	beitrage;	in	ihm	äusserte	sich	vielmehr	der	Wunsch,	
neue	Wege	 für	 ein	 friedliches	 Zusammenleben	 zu	 finden.	 Diese	 Position	 zeigte	 sich	 etwa	 bei	 den	
Dienstverweigerern	 und	 in	 der	 Schweiz	 besonders	 in	 der	 Bewegung	 für	 die	 Einführung	 des	
Zivildienstes	rund	um	Pierre	Cérésole,	einem	Mitbegründer	des	Service	Civil	International	(SCI).1015	Im	
Gegensatz	 zum	 bürgerlichen	 Pazifismus	 der	 Vorkriegszeit	 wurde	 die	 Friedensbewegung	 in	 der	
Zwischenkriegszeit	in	der	Schweiz	von	verschiedenen	gesellschaftlichen	Gruppierungen	getragen.	Sie	
reichte	 von	bürgerlichen	VölkerbundspazifistInnen	über	 die	 vom	 religiösen	 Sozialismus	 inspirierten	
radikalen	AntimilitaristInnen	bis	zu	Gruppierungen	aus	dem	Umfeld	der	Kommunistischen	Partei	der	
Schweiz	(KPS).1016	
	 Während	 es	 dem	 IFB	 bis	 zum	 Ersten	 Weltkrieg	 gelungen	 war,	 die	 ganze	 Spannbreite	 der	
pazifistischen	Anliegen	unter	seinem	Dach	zu	vereinigen,	scheiterte	es	in	der	Nachkriegszeit.	Bei	den	
Diskussionen	 über	 eine	 politische	 Neuausrichtung	 des	 IFB	 setzte	 sich	 der	 traditionelle	 völker-
rechtliche	 Flügel	 durch.	 Damit	 vertrat	 es	 nicht	 mehr	 die	 volle	 ideologische	 Spannbreite	 der	
Friedensbewegung,	 was	 den	 Niedergang	 der	 Institution	 zur	 Folge	 hatte.	 Heute	 erinnert	 am	




in	 den	 1920er	 Jahren	 mit	 der	 Unterzeichnung	 der	 Verträge	 von	 Locarno	 1925	 und	 dem	 Briand-











Internationale	 Universitaire	 de	 Paris	 inspiriert.	 Das	 Zusammenleben	 von	 StudentInnen	 aus	 aller	 Welt	 in	
einem	Campus	sollte	internationalen	Austausch,	Frieden	und	Völkerfreundschaft	fördern.	Vgl.	Tarsot-Gillery	





grossen	 Politik	 zu	 spielen,	 sondern	 sie	 zog	 sich	 sukzessive	 immer	 mehr	 in	 sich	 selber	 zurück.	 In	
Deutschland	 wurde	 der	 Völkerbund	 in	 grossen	 Teilen	 der	 Bevölkerung	 weniger	 als	 internationale	
Organisation	 für	 kollektive	 Friedenssicherung	 denn	 als	 Ausführungsorgan	 der	 Siegermächte	 zur	
Unterdrückung	 ihrer	 Gegner	 angesehen.	 Die	 PazifistInnen	 wurden	 in	 der	 Zwischenkriegskriegszeit	
Opfer	 der	 Dolchstosslegende,	 derzufolge	 das	 deutsche	 Heer	 während	 des	 Ersten	 Weltkrieges	
unbesiegt	 geblieben	 sei	 und	erst	 durch	oppositionelle	Kräfte	 aus	der	Heimat	einen	Dolchstoss	 von	
hinten	erhalten	habe.	Diese	Legende	begünstigte	den	Aufstieg	der	Nationalsozialistischen	Deutschen	
Arbeiterpartei	(NSDAP),	welche	PazifistInnen	ähnlich	wie	Juden,	KommunistInnen,	SozialistInnen	und	
andere	 Oppositionelle	 als	 erklärte	 Gegner	 auffasste.	 Infolgedessen	 waren	 sie	 einer	 besonderen	
Verfolgung	 ausgesetzt.	 Während	 sich	 manche	 PazifistInnen	 im	 Ausland	 in	 Sicherheit	 bringen	
konnten,	wurden	andere	wie	etwa	Carl	von	Ossietzky,	der	in	seiner	Zeitschrift	„Die	Weltbühne“	auf	
die	verbotene	Aufrüstung	der	Reichswehr	aufmerksam	gemacht	hatte,	in	einem	Konzentrationslager	
interniert.	 Nachdem	 der	 Zweite	 Weltkrieg	 mit	 über	 50	 Millionen	 Toten	 die	 Notwendigkeit	 einer	
internationalen	Organisation	 der	 Staaten	 für	 die	 Sicherung	 des	Weltfriedens	 überdeutlich	machte,	
versuchen	 seither	 die	 Vereinten	 Nationen	 (UNO)	 diesem	 schwierigen	 Unterfangen	 gerecht	 zu	
werden.	Obwohl	 in	deren	Charta	das	allgemeine	Gewaltverbot	und	das	Verbot	von	Angriffskriegen	
niedergeschrieben	 ist,	 verhindern	 einzelne	 Vetomächte	 (darunter	 die	 drei	 NATO-Mitglieder	 USA,	
Frankreich	 und	 Grossbritannien;	 sowie	 China	 und	 Russland)	 in	 regelmässigen	 Abständen,	 den	
Beschlüssen	 des	 Sicherheitsrats	 Folge	 zu	 leisten.1018	 Die	 Arbeit	 der	 heutigen	 Friedensbewegung	
konzentriert	 sich	deshalb	neben	der	Ebene	der	 internationalen	Organisationen	 immer	wieder	auch	
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